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Der Ansatz der Umweltgerechtigkeit verfolgt das Ziel, räumlich konzentrierte, 

gesundheitsrelevante Umweltbelastungen zu vermeiden oder zu vermindern 

und einen gerechten Zugang zu Umweltressourcen zu schaffen. Dabei wer-

den Zusammenhänge zwischen Umweltqualität, Gesundheit und sozialer 

Lage aufgegriffen. In benachteiligten städtischen Gebieten erhält Umweltge-

rechtigkeit eine besondere Relevanz, denn diese Quartiere sind auch von 

Umweltbelastungen stärker betroffen, wie zum Beispiel durch Verkehrslärm, 

durch thermische Belastungen wegen hoher Versiegelung oder durch man-

gelhafte Versorgung mit attraktiven Grünflächen. Oftmals handelt es sich 

dabei um Programmgebiete der Sozialen Stadt. Im Forschungsprojekt wird 

untersucht, inwiefern Maßnahmen in den Programmgebieten der Sozialen 

Stadt im Sinne der Verbesserung von Umweltgerechtigkeit wirken und es wird 

eruiert, wie der Ansatz der Umweltgerechtigkeit in der Praxis vor Ort stärkere 

Verankerung finden kann. 

Gerade die für das Programm Soziale Stadt typische integrierte Betrach-

tungsweise von Problemlagen, die entsprechende Ableitung von Maßnahmen 

in einem städtebaulichen Entwicklungskonzept sowie die Einbindung ver-

schiedener Akteursgruppen und Ressorts scheinen für die Förderung von 

Umweltgerechtigkeit besonders geeignet, denn diese erfordert eine ressort-

übergreifende und sozialräumliche Betrachtung. Das vorliegende For-

schungsvorhaben knüpft an die Ergebnisse des Vorhabens "Umweltgerech-

tigkeit im städtischen Raum" (UBA 2015) an, welches das Deutsche Institut 

für Urbanistik im Auftrag des Umweltbundesamtes bearbeitet hat. Es unter-

suchte gemeinsame Ansätze und konkrete Projekte zur Umweltgerechtigkeit 

in der Sozialen Stadt und liefert damit Beiträge zum weiteren Abbau sozial-

räumlicher Ungleichheit. 

 

Forschungsfragen  

Im Mittelpunkt des vorliegenden Forschungsvorhabens standen Fragen zur 

Umsetzung des Themas Umweltgerechtigkeit im Programm Soziale Stadt, zu 

eingesetzten Ressourcen, zu beteiligten Akteuren und deren Erfahrungen 

sowie zum Stellenwert der Umweltgerechtigkeit. Gelungene Praxisbeispiele 

sollten recherchiert und Handlungsempfehlungen abgeleitet werden. Folgen-

de Forschungsleitfragen wurden verfolgt:  

- Wie stellt sich die Situation in den Programmgebieten der Sozialen Stadt 

in Bezug auf Umweltgerechtigkeit dar? Wird Umweltgerechtigkeit in den 

Ländern, Kommunen und den städtebaulichen Entwicklungskonzepten 

thematisiert? 

- Welche Maßnahmen werden in welchen Handlungsfeldern im Sinne der 

Umweltgerechtigkeit umgesetzt und wie explizit wird vorgegangen? Wie 

wirken sie im Sinne der Umweltgerechtigkeit? 
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- Welche Akteure bringen das Thema Umweltgerechtigkeit zur Umsetzung 

und welche Erfahrungen machen sie dabei? Welche Kooperationen sind 

förderlich, welche Widerstände gibt es? 

- Welchen Stellenwert nehmen Kosten von Maßnahmen zur Umweltgerech-

tigkeit ein? Welche anderen Programme werden zur Mittelbündelung her-

angezogen?  

- Wird Umweltgerechtigkeit in der Sozialen Stadt anhand von Indikatoren 

erfasst und wenn ja, anhand welcher und wie? 

Ergebnisse aus dem Forschungsvorhaben sowie die Portraits der in der Un-

tersuchung bundesweit recherchierten und ausgewählten guten Praxisbei-

spiele wurden in der Publikation "Umweltgerechtigkeit in der Sozialen Stadt. 

Gute Praxis an der Schnittstelle von Umwelt, Gesundheit und sozialer Lage" 

(BMUB 2016) veröffentlicht. Der gleichnamige bundesweite Kongress fand 

am 13. Juni 2016 in Berlin statt.  

 

Untersuchungsmethoden  

Methodisch stützte sich das Forschungsprojekt auf eine Befragung der 16 

Bundesländer und von ausgewählten Kommunen sowie auf eine bundesweite 

Recherche zu guten Projektbeispielen in Programmgebieten der Sozialen 

Stadt. 

Den im Forschungsvorhaben entwickelten Fragebogen beantworteten die 

Programmverantwortlichen aller Bundesländer sowie der Deutsche Städtetag. 

Die Länderbefragung diente in erster Linie der Situationsanalyse zur Umwelt-

gerechtigkeit in der Sozialen Stadt und lieferte außerdem wichtige Hinweise 

auf gute Praxisbeispiele in den Kommunen. Von den Ländern benannte 

Kommunen wurden mit einem auf die kommunale Ebene angepassten Fra-

gebogen angeschrieben. Im Mittelpunkt hier stand neben der Situationsanaly-

se die Beispielgenerierung mit ersten Angaben zu konkreten Maßnahmen, 

ihren Akteuren, Wirkungen und Finanzierungsmodellen. Die Fragebögen 

finden sich im Anhang dieses Endberichts.   

Die Recherche guter Praxisbeispiele speiste sich des Weiteren aus einer 

systematischen, Schlagwort gestützten Auswertung der Datenbanken zum 

elektronischen Monitoring (eMo) und zu den elektronischen Begleitinformatio-

nen (eBI) der Städtebauförderung sowie aus freier Recherche in einschlägi-

ger Literatur und im Internet. Die Auswertung von eMo und eBI lieferte Hin-

weise zu über 60 Projekten guter Praxis im Sinne der Umweltgerechtigkeit.  

In einem zweistufigen Filterverfahren wurden aus insgesamt über 100 recher-

chierten Projekten in Programmgebieten der Sozialen Stadt 13 gute Beispiele 

ausgewählt. Neben ihrer inhaltlichen Eignung bilden sie eine Vielfalt hinsicht-

lich der räumlichen Verortung, der Gebietscharakteristik, des Projektumfangs 

und der Akteurskonstellationen ab. Inhaltlich wurden sie den Themenberei-

chen Grünflächen, Gemeinschaftsgärten, Klima, Lärm/Verkehr und Umwelt-

bildung/Netzwerke zugeordnet. Alle ausgewählten Projekte wurden in persön-

lichen Interviews vor Ort mit Verwaltung, Trägern, Quartiersmanagements 
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und Bewohnerschaft vertiefend untersucht. Sie sind in der Publikation portrai-

tiert.  

Die Ergebnisse aus allen Erhebungsmethoden wurden anhand der For-

schungsleitfragen analysiert. Aus dieser Gesamtschau ließen sich Empfeh-

lungen im Hinblick auf die Förderung von Umweltgerechtigkeit für unter-

schiedliche Handlungsebenen ableiten. 

 

Ergebnisse  

War Umweltgerechtigkeit bislang wenig präsent in der Umsetzung der Sozia-

len Stadt, wird seit der Fortschreibung der Verwaltungsvereinbarung zur Städ-

tebauförderung 2016 dem Ansatz im Programm Soziale Stadt erstmals und 

explizit ein größeres Gewicht gegeben. Auch die 2016 auf Bundesebene 

beschlossene "Ressortübergreifende Strategie Soziale Stadt" geht explizit auf 

Umweltgerechtigkeit ein. Auf Länderebene zeigt das Beispiel Berlin mit der 

Integrierten Berliner Umweltgerechtigkeitskonzeption konkrete konzeptionelle 

Ansätze zur Erfassung und Bewertung von Umweltgerechtigkeit. 

Die Befragungen zeigen ein differenziertes Bild zur Bedeutung der Umweltge-

rechtigkeit in der Sozialen Stadt. Einerseits ist das Thema durchaus in der 

Sozialen Stadt angekommen. Das Programm wird als geeignet erachtet, An-

liegen der Umweltgerechtigkeit umzusetzen. Ebenso wurden zahlreiche Pro-

jektbeispiele benannt, die im Sinne der Umweltgerechtigkeit wirken. Explizit 

als Ziel der Sozialen Stadt wird Umweltgerechtigkeit jedoch bislang selten 

begriffen und dabei des Öfteren als nachrangig bewertet. In diesem Zusam-

menhang wurde gleichzeitig deutlich, dass der Begriff Umweltgerechtigkeit 

nach wie vor erklärungsbedürftig ist und teilweise missverständlich gebraucht 

wird. Es ist insgesamt zu erwarten, dass Umweltgerechtigkeit künftig, nach 

der Integration in die Verwaltungsvereinbarung zur Städtebauförderung, auch 

in die städtebaulichen Entwicklungskonzepte stärker und explizit Einzug hält.  

Umweltgerechtigkeit ist nicht einem bestimmten Handlungsfeld der Sozialen 

Stadt zuzuordnen. Entsprechende Maßnahmen wirken vielmehr in mehreren 

Handlungsfeldern beziehungsweise übergreifend. Die wichtigsten dabei sind: 

Grün- und Freiflächen, Wohnen, Verkehr, Bildung, Gesundheitsförderung und 

Beteiligung. Neben der Verringerung von Umweltbelastungen, dem Zugang 

zu Grün oder der Kompensation von Belastungen, haben entsprechende 

Maßnahmen zumeist noch weitere Effekte in unterschiedlichen Zielrichtun-

gen, wie zum Beispiel Teilhabe, Integration und ressortübergreifende Zu-

sammenarbeit. Auch in Bezug auf wirksame Maßnahmen wurde deutlich, 

dass Umweltgerechtigkeit als Ziel zumeist implizit verfolgt wird. Die im For-

schungsvorhaben ausgewählten 13 Praxisbeispiele sind: Klimaschutzquartier 

Kiel-Gaarden, Interkultureller Permakulturgarten Hamburg-Langenhorn, Ge-

müsewerft Bremen, Lärmschutzmaßnahme Bahlsen in Barsinghausen, Unser 

Hahnenbach und Zauberwelt Wasser im Emschertal/Gladbeck, Mombacher 

Abenteuerwald Mainz, Travertinpark Stuttgart, Wohnen am Ring in München, 

Gesundheitsnetzwerk Nürnberg, Urbaner Wald Leipzig, KiezKlima und Schule 

im Wald® in Berlin sowie die Gartenstadt Drewitz in Potsdam. 
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Um Maßnahmen zur Umweltgerechtigkeit umzusetzen, werden in den Pro-

grammgebieten Mittel der Sozialen Stadt mit anderen Fördermitteln gebün-

delt. Das Spektrum der eingesetzten Fördermittel reicht von EU- und Bun-

desmitteln sowie Förderprogrammen aus anderen Ressorts über Landesmit-

tel bis zu kommunalen Mitteln und einer Förderung der Krankenkassen. Da in 

den Bundesländern und Kommunen keine ausdrückliche Erfassung von Pro-

jekten zur Umweltgerechtigkeit und dementsprechend auch keine themen-

scharfe Kostenzuweisung erfolgt, beruhen die Angaben aus den Befragungen 

auf erbetenen Schätzungen zum Mitteleinsatz für Umweltgerechtigkeit. Diese 

Einschätzungen waren höchst unterschiedlich. Im Forschungsvorhaben konn-

te aufgrund dieser Datenlage keine eindeutige Aussage zum Stellenwert von 

Umweltgerechtigkeit bezüglich der Kosten im Programm Soziale Stadt erfol-

gen. 

Für Umweltgerechtigkeit förderliche Kooperationspartner sind all jene Akteu-

re, die sich an der Schnittstelle von Umwelt, Gesundheit und sozialer Lage 

treffen und über ihre Einzelinteressen hinaus agieren können. Impulsgebende 

Akteure für Umweltgerechtigkeit in der Sozialen Stadt sind vor allem Ministe-

rien und Behörden des Bundes, der Länder und der Kommunen. Relevant 

sind hier vor allem die Umwelt- und die Stadtentwicklungsressorts. Bei der 

Umsetzung spielen Wohnungsbaugesellschaften, Krankenkassen und zivil-

gesellschaftliche Akteure aus den Bereichen Soziales, Umwelt und Bildung 

eine große Rolle. Für die Entwicklung und Umsetzung von Projekten zur Um-

weltgerechtigkeit sind die Quartiersmanagements entscheidend, denn sie 

vernetzen beteiligte Akteure, moderieren Beteiligungsverfahren und organi-

sieren Schnittstellen zwischen Ämtern, Bewohnerschaft, Trägern und Unter-

nehmen.  

Umweltgerechtigkeit braucht ressortübergreifendes Denken und kooperatives 

Handeln als wesentliche Erfolgsfaktoren. Das gelingt in der Sozialen Stadt auf 

Quartiersebene wie in kaum einem anderen vergleichbaren Programm, bleibt 

aber auch dort ausbaufähig und verlangt stetige Anstrengung. Des Weiteren 

ist die für die Soziale Stadt typische Mehrzielorientierung förderlich für Projek-

te zur Umweltgerechtigkeit. Die Bündelung verschiedener finanzieller Mittel 

sowie Beteiligung und bürgerschaftliches Engagement haben sich als weitere 

Erfolgsfaktoren für eine gelungene Umsetzung von Projekten herausgestellt. 

Voraussetzung für gezieltes Handeln im Sinne der Umweltgerechtigkeit ist 

deren Erfassung. In den Kommunen werden zwar bereits viele Daten zu Um-

welt- und Gesundheitsfaktoren erhoben, jedoch bleibt offen, wie kleinräumig 

und miteinander vergleichbar die Datensätze sind. Für eine Beurteilung der 

Mehrfachbelastungen hinsichtlich der Umweltgerechtigkeit ist erforderlich, die 

Daten auf gleicher räumlicher Ebene übereinander zu legen. Indikatoren für 

die Erfassung von Umweltgerechtigkeit müssen der Komplexität des Ansat-

zes gerecht werden und die verschiedenen Belastungsbereiche abbilden. Mit 

der Integrierten Berliner Umweltgerechtigkeitskonzeption und dem Monito-

ringansatz aus dem Forschungsvorhaben "Umweltgerechtigkeit im städti-

schen Raum" (UBA 2015) werden zwei diesbezügliche Ansätze vorgestellt, 
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die aufgrund ihres Umfangs und Aufwandes auch unterschiedlich in ihrer 

Übertragbarkeit zu bewerten sind.  

Im Forschungsprojekt wurden Handlungsempfehlungen formuliert. Grundsätz-

lich sollte Umweltgerechtigkeit nicht als neues Handlungsfeld in der Sozialen 

Stadt eingeführt, sondern als "neue Brille" genutzt werden, die die Zusam-

menhänge zwischen Umwelt, Gesundheit und sozialer Lage in den Fokus 

nimmt und einen neuen Blick auf die Programmatik und Umsetzung der Sozi-

alen Stadt wirft. Umweltgerechtigkeit als Ziel sollte stärker und auch explizit 

bei der Entwicklung und Umsetzung von Maßnahmen integriert werden. Das 

Thema braucht mehr Öffentlichkeit und die explizite Benennung, um besser 

wirksam zu werden. Akteure der verschiedenen Ebenen können entschei-

dende Beiträge dazu leisten, indem zum Beispiel Strukturen für ressortüber-

greifendes Handeln ausgebaut werden und Umweltgerechtigkeit als Quer-

schnittsziel in die Förderrichtlinien aufgenommen wird. Das Verkehrsressort 

wurde als Schlüsselstelle identifiziert und sollte stärker einbezogen werden. 

Neben dem Programm Soziale Stadt braucht es gesundheits- und umweltbe-

zogene Partnerprogramme, um die Umweltgerechtigkeit zu stärken. Weitere 

Handlungsempfehlungen beziehen sich auf die Verankerung des Themas auf 

lokaler Ebene.  

 

Einschätzung 

Das Forschungsvorhaben "Umweltgerechtigkeit in der Sozialen Stadt" konnte 

insgesamt mit den gewählten Methoden die geplanten Forschungsziele errei-

chen. Die Recherche guter Praxisbeispiele von Umweltgerechtigkeit in der 

Sozialen Stadt mündete in der Publikation "Umweltgerechtigkeit in der Sozia-

len Stadt. Gute Praxis an der Schnittstelle von Umwelt, Gesundheit und so-

zialer Lage" (BMUB 2016). Der bundesweite Kongress am 13. Juni 2016 in 

Berlin beleuchtete mit circa 300 Teilnehmenden den Ansatz der Umweltge-

rechtigkeit im Kontext der Sozialen Stadt, stellte die Praxisbeispiele und Per-

spektiven für mehr Umweltgerechtigkeit zur Diskussion und brachte dafür 

Akteure und Fachsichten der sozialen Stadt- und Quartiersentwicklung, dem 

Gesundheitsbereich und des Umweltschutzes zusammen.  

Die Befragungen lieferten wichtige Einschätzungen zu Bedeutung und Per-

spektiven der Umweltgerechtigkeit in Programmatik und Praxis auf Ebene der 

Länder und Kommunen. Hinsichtlich eindeutig vergleichbarer Aussagen zur 

Bedeutung der Umweltgerechtigkeit stieß die Methode aber an ihre Grenzen, 

da sich teilweise ein uneinheitliches Begriffsverständnis herausstellte. Zudem 

würden sich Schlussfolgerungen zum finanziellen Stellenwert von Maßnah-

men zur Umweltgerechtigkeit mit quantitativen Verfahren vertiefen lassen. 

Dies setzt allerdings eine trennscharfe Kostenabbildung für Maßnahmen zur 

Umweltgerechtigkeit voraus, die bisher in den Kommunen nicht vorgenom-

men wird. Um diese beiden Aspekte der Situationsanalyse, die nicht im Vor-

dergrund dieses Forschungsvorhabens standen, weiterführend zu untersu-

chen, wäre eine Kombination aus quantitativen und qualitativen Befragungs-

methoden adäquat.  
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Aus den E rgebnissen des Forschungsvorhabens lässt sich weiterer Untersu-
chungsbedarf ableiten, um die Möglichkeiten einer qual ifizierten Anwendung 
des A nsatzes der  U mweltgerechtigkeit i n der  S ozialen S tadt, der  S tädte-
bauförderung und der S tadtentwicklung insgesamt zu eruieren. Im Themen-
bereich Gesundheit wäre zu untersuchen, welchen Beitrag das Gesundheits-
ressort i n der  A bwägung de r f ormellen und i nformellen P lanung auf  s ozial-
räumlicher Ebene leisten kann. Für den Bereich des Verkehrs wäre zu erfor-
schen, welchen B eitrag alternative Mobilitätskonzepte wi e E-Mobilität und 
Car-Sharing zur V erbesserung der  U mweltgerechtigkeit leisten k önnen. E in 
weiteres F orschungsfeld i st das  M onitoring: Hi er wär e zu prüfen, wi e s ich 
Indikatoren z ur Um weltgerechtigkeit i n bes tehende M onitoringsysteme der 
Kommunen integrieren lassen. 
In v ielen G roßstädten w ächst di e Bevölkerung. Di ese S tädte br auchen F lä-
chen für den Wohnungsbau und verdichten vielfach die Innenstädte, um den 
benötigten Wohnraum in nachgefragter und verkehrsgünstiger Lage zu schaf-
fen. Dabei werden Grünräume überbaut und versiegelt. E ine wichtige Frage 
für Umweltgerechtigkeit kann demzufolge sein, wie sich welche baulichen 
Verdichtungsformen au f U mweltgerechtigkeit aus wirken und s chließlich wi e 
der V erdichtungsanspruch v on w achsenden Städten mit den  Z ielsetzungen 
der Umweltgerechtigkeit verbunden werden kann. 
 
 
Summary 
 
The objective of an env ironmental justice approach is to prevent or minimise 
spatially concentrated environmental pollution that impacts on health and, at 
the same time, create fair access to environmental resources. It also explores 
other connections between env ironmental quality, health and s ocial c lass. 
Environmental justice is particularly relevant in deprived urban areas because 
these neighbourhoods are more affected by environmental pollution, such as 
traffic noise, thermal problems resulting f rom the high degree of soil sealing 
and inadequate provision of attractive green spaces. Often these neighbour-
hoods ar e i n ar eas c overed by  t he S ocial City pr ogramme ( Soziale S tadt). 
This research projects examines the extent to which measures in these areas 
have a pos itive i mpact on e nvironmental j ustice and al so ex plores how t he 
environmental justice approach could become more firmly established in prac-
tice. 
Promoting environmental justice requires a view that is both interdepartmental 
and t akes socio-spatial c ontext i nto ac count. T he S ocial City pr ogramme 
would appear to be particularly well suited to this: it typically has an integrated 
way of looking at problem situations, it devises measures based on that and 
incorporates them into an urban development strategy, and it involves differ-
ent gr oups o f s takeholders and  di fferent g overnmental depar tments. T his 
research project draws on the findings of the project entitled "Environmental 
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justice i n ur ban ar eas,” c ommissioned by  t he F ederal Environment Agency 
(Umweltbundesamt, UBA) and carried out  by  the German Institute of  Urban 
Affairs (Deutsche Institut für Urbanistik, Difu). It carried out research to identi-
fy s hared appr oaches and specific pr ojects on env ironmental j ustice i n t he 
Social City programme, thus helping to further eliminate socio-spatial inequali-
ty. 
 
Research questions 
This r esearch pr oject f ocused on q uestions c oncerning i mplementation of 
environmental j ustice wi thin t he S ocial City pr ogramme, r esources us ed, 
stakeholders to be involved and their experience wi th environmental justice, 
and the importance attached to it. The idea was to identify examples of good 
practice and us e them to develop recommendations for action. The following 
key research questions were explored:  
- What is the situation regarding environmental justice in the areas covered 

by t he S ocial City pr ogramme? How  i s env ironmental justice bei ng a d-
dressed in the Länder ( federal states), local authorities and ur ban devel-
opment concepts? 

- What m easures ar e bei ng i mplemented i n whi ch f ields of  ac tion wi th a  
view to achieving environmental justice and what  explicit approach is be-
ing taken? What impact are those measures having on environmental jus-
tice? 

- Who are the actors implementing environmental justice and how have they 
experienced i t? W hat k inds of  c ollaboration ar e pr oving c onducive and  
where is there resistance? 

- How important a factor are the costs of measures to achieve environmen-
tal justice? What other programmes are being used in an attempt to pool 
funds?  

- Are indicators being used to measure environmental justice in the Social 
City programme and, if so, what are they and how are they being used? 

Findings from the research project, along with outlines of the nationwide ex-
amples o f good practice researched and  selected, were publ ished i n a  bro-
chure entitled "Umweltgerechtigkeit in der Sozialen Stadt - Gute Praxis an der 
Schnittstelle von Umwelt, Gesundheit und sozialer Lage" (environmental jus-
tice in the Social City programme - good practice at the environment, health 
and social class interface" (BMUB 2016). A national conference with the same 
name was held in Berlin on 13 June 2016.  
 
Research methods 
In terms of methodology, the project’s main tool was a survey of Germany’s 
16 Länder and selected local authorities, accompanied by research to identify 
projects t hat dem onstrate g ood pr actice i n ar eas t hroughout G ermany cov-
ered by the Social City programme. 



 
 

        

 

 

 16 Planergemeinschaft  Kohlbrenner eG   |   Lietzenburger Str. 44   |  10789 Berlin  |   T. (030) 885 914 0   |    www.planergemeinschaft.de 

Staff responsible for the programme in all the Länder and with the Association 
of G erman Ci ties ( Deutscher Städtetag) ans wered the ques tionnaire devel-
oped for the research project. The main purpose of the Länder survey was to 
analyse t he e nvironmental justice s ituation i n the S ocial City programme; i t 
also provided important pointers towards examples of good practice in local 
authorities. T he l ocal aut horities nam ed by  t he Län der were c ontacted and  
sent a ques tionnaire adapted to local authority level. The focus here was not 
just on anal ysing t he s ituation but  al so on generating e xamples, wi th i nitial 
details of specific measures, along with the actors involved, the impact of the 
measures and funding models. The questionnaire can be found in the annex 
to this final report.  
Further examples of good practice were also found by means of a systematic, 
keyword-based a nalysis of  databases on el ectronic m onitoring ( eMo) and 
electronic bac kground i nformation (eBi) on Ur ban D evelopment Grants 
(Städtebauförderung), as well as by an unr estricted search of relevant l itera-
ture a nd internet r esearch. An analysis of  e Mo and e BI poi nted t o over 60  
good practice projects with regard to environmental justice.  
In a  two-stage f iltering process, the total o f over 100 projects researched in 
areas covered by  the Social City programme was nar rowed down to 13 ex-
amples of good practice. In addition to being suitable in terms of content, they 
also offered great diversity in terms of geographical location, characteristics of 
the area in question, extent of the project and constellation of actors involved. 
In terms of content they covered a nu mber of thematic areas: green spaces, 
community gar dens, c limate, noi se/traffic and en vironmental ed uca-
tion/networks. All the projects selected were studied in greater detail in face-
to-face i nterviews wi th r epresentatives of  t he publ ic adm inistration, pr oject 
managers, nei ghbourhood management teams and  r esidents’ gr oups. T hey 
are outlined in the brochure.  
Key research questions were used to analyse the findings from all the differ-
ent s urvey methods. F rom t his ov erall pi cture, w e w ere abl e t o dev elop r e-
commendations on how to promote environmental justice applicable at differ-
ent levels of action. 
 
Findings 
In the past, environmental justice did not really feature in the implementation 
of the Social City programme. However, since the 2016 update of the admin-
istrative agreement on Urban Development Grants (Verwaltungsvereinbarung 
zur Städtebauförderung) between the federal government and the Länder, the 
approach has  ex plicitly been gi ven gr eater weighting w ithin t he pr ogramme 
for th e fi rst ti me. T he interdepartmental S ocial Ci ty s trategy (Ressortüber-
greifende S trategie S oziale S tadt), adopted by  t he f ederal gov ernment i n 
2016, also makes explicit mention o f env ironmental justice. A t Länder level, 
the ex ample of Berlin wi th i ts i ntegrated a pproach t o e nvironmental justice 
demonstrates concepts for measuring and evaluating environmental justice. 
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The surveys produced a di fferentiated picture of  the s ignificance of  env iron-
mental justice in the Social City programme. On the one hand, the issue has 
genuinely be en ac cepted a s par t of  t he pr ogramme. We c onsider t he pro-
gramme to be suitable for implementing environmental justice concerns. Nu-
merous examples of  projects that are hav ing an influence on e nvironmental 
justice wer e al so c ited. Howev er, env ironmental j ustice has  t o dat e r arely 
been explicitly understood as a goal of the Social City programme and indeed 
is of ten s een as bei ng of  s econdary i mportance. I n t his c onnection, i t al so 
became c lear that the term environmental justice s till needs to be explained 
and is to some extent used ambiguously. Overall, in the future it can be ex-
pected that environmental justice, having been integrated into the administra-
tive agreement on Urban Development Grants, will feature more strongly and 
explicitly in urban development strategies.  
Environmental justice cannot be classified as belonging to any particular field 
of action in the Social City programme. Measures to achieve it impact on and 
across several fields of action. The most important ones are green and open 
spaces, housing, transport, education, health promotion, and public participa-
tion. I n ad dition t o r educing env ironmental pol lution, promoting ac cess t o 
green space and offsetting negative impacts, the measures taken have usual-
ly had ot her ef fects on di fferent goals, such as participation, integration and 
cross-departmental c ooperation. W ith r egard t o effective m easures, i t al so 
became c lear t hat env ironmental j ustice i s us ually an i mplicit goal . T he 13  
examples of good practice selected by the research project are: Klimaschutz-
quartier Kiel-Gaarden (neighbourhood climate action), Interkultureller Perma-
kulturgarten Ha mburg-Langenhorn ( intercultural per maculture gar den), G e-
müsewerft B remen ( urban gar dening at  Bremen’s docks), Lär mschutz-
maßnahme B ahlsen i n B arsinghausen ( a s cheme to mitigate noi se f or a  
community near  a f actory), Uns er Hahne nbach a nd Z auberwelt W asser i m 
Emschertal/Gladbeck ( a r iver engi neering s cheme t hat created a  par k a nd 
experiential l earning f acility), M ombacher A benteuerwald M ainz ( adventure 
forest), Travertinpark S tuttgart ( quarry par k), W ohnen a m Ri ng i n München 
(noise abatement scheme in Munich), Gesundheitsnetzwerk Nürnberg (health 
network), Ur baner W ald Le ipzig ( urban f orest), K iezKlima ( neighbourhood 
climate ac tion) a nd Schule im W ald® ( forest s chool pr oject) in  B erlin, a nd 
Gartenstadt Drewitz (a par ticipatory project to create a neighbourhood park) 
in Potsdam. 
To implement environmental justice measures, funding for the Social City is  
pooled with other funding available in the areas covered by the programme. 
The funds deployed range from EU and federal government resources, mon-
ey f rom f unding pr ogrammes r un by  ot her g overnment dep artments, and  
funding f rom t he L änder an d l ocal aut horities t hrough t o s upport f rom t he 
health insurance providers. Since the Länder and local authorities do not 
specifically r ecord pr ojects on env ironmental j ustice, whi ch m eans i t i s not  
possible to allocate costs precisely, the information is based on the estimates 
the surveys asked respondents t o m ake regarding f unds deployed f or envi-
ronmental justice. These es timates varied greatly. This data s ituation meant 
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that t he r esearch project w as not  a ble t o make an u nequivocal s tatement 
about t he i mportance attached t o env ironmental j ustice i n t erms of c osts i n 
the Social City programme. 
Valuable cooperation partners for env ironmental justice include al l those ac-
tors at the interface between the environment, health and social class who are 
able to act in a way that goes beyond their own individual interests. Ministries 
and government agencies at federal and Länder level and local authorities are 
the principal actors who are able to inject ideas on env ironmental justice into 
the Social City programme. The environment and urban planning departments 
are par ticularly r elevant her e. I n t erms of i mplementation, housing associa-
tions, health insurance schemes and civil society actors from the social, envi-
ronmental and education sectors play a major role. The neighbourhood man-
agement organisations are decisive for the development and implementation 
of environmental justice projects because they link up the different stakehold-
ers i nvolved, f acilitate par ticipation pr ocesses a nd organise i nterfaces be-
tween government agencies, residents, project managers and business.  
Interdepartmental thinking and cooperative action are the key factors in suc-
cessfully ac hieving env ironmental j ustice. T here i s s carcely a pr ogramme 
where this succeeds bet ter at  neighbourhood level than the Social City pro-
gramme, but even there it can still be ex panded and still calls for continuous 
efforts. The multi-goal f ocus of  t he Social City programme i s al so helpful i n 
environmental j ustice projects. Pooling funding from different sources and 
public participation and c ivic involvement have also proved to be key factors 
for successful project implementation. 
It is not possible to take targeted action to achieve environmental justice with-
out first of all collecting data. Local authorities already collect a gr eat deal of 
data on environmental and health factors, but it is not possible to say whether 
the data sets are small scale enough and comparable. The ability to assess 
multiple negative impacts on env ironmental justice depends on superimpos-
ing dat a o n t he s ame s patial l evel. I ndicators f or measuring env ironmental 
justice m ust adeq uately r eflect t he c omplexity of  t he a pproach a nd de pict 
different areas of  impact. We describe two ways of  doing this: Berlin’s inte-
grated approach to environmental justice and t he monitoring approach used 
in the research project ent itled "Environmental justice in urban areas.” Their 
different scope and extent mean they also differ in the degree to which they 
are transferable.  
The research project has drafted recommendations for action. The fundamen-
tal idea is not to introduce environmental justice as a new field of action in the 
Social City programme but to use it as a new "lens” that focuses on the inter-
connections bet ween the en vironment, health and s ocial c lass and t akes a 
fresh look at  the content and implementation o f the Social City programme. 
Environmental justice should be more firmly integrated into the development 
and implementation of measures and should also be made more explicit. The 
whole topic needs greater public exposure and needs to be ex plicitly named 
in order to become more effective. Actors on different levels can make crucial 
contributions towards achieving this, for example by expanding the structures 
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needed for cross-departmental action and by including environmental justice 
as a cross-cutting objective in funding guidelines. The government’s transport 
department has been identified as a key agency and should be more closely 
involved. In addi tion to the Social City programme, health and env ironment-
related partner programmes are needed to strengthen environmental justice. 
Other r ecommendations f or ac tion address t he need t o embed t he i ssue at  
local level.  
 
Assessment 
Overall, t his r esearch pr oject - Environmental j ustice i n t he Social City pr o-
gramme - was able to achieve the research goals set using the methods se-
lected. The search for examples of  good practice in environmental justice in 
the S ocial City pr ogramme c ulminated i n a p ublication ent itled "Um-
weltgerechtigkeit in der Sozialen Stadt - Gute Praxis an der Schnittstelle von 
Umwelt, Gesundheit und sozialer Lage " (environmental j ustice i n t he S ocial 
City programme - good practice at  the env ironment, health and s ocial c lass 
interface). A national conference held in Berlin on 13 June 2016 and attended 
by around 300 participants explored the environmental justice approach in the 
context of the Social City programme, presented the examples of good prac-
tice and the prospects of increasing environmental justice, and invited discus-
sion. It also served to bring together different actors with their diverse profes-
sional views in the fields of socially integrative urban and neighbourhood de-
velopment, health and environmental protection.  
The s urveys pr ovided v aluable as sessments on the i mportance of a nd pr o-
spects for environmental justice as reflected both in the stated objectives and 
actual practice of the Länder and local authorities. The method used came up 
against its limitations with regard to unequivocally comparable information on 
the significance of environmental justice because it emerged that there is no 
uniform understanding of the term across the board. Furthermore, it would be 
possible to use quantitative methods to explore in greater depth conclusions 
on the importance attached to measures to achieve environmental justice as 
reflected in funding. However, this would require the costs for environmental 
justice to be depi cted with precision, something which local authorities have 
thus far not done. A combination of quantitative and qualitative survey meth-
ods would be appropriate for investigating these two aspects of the situational 
analysis, which were not the main concern of this research project.  
The research project f indings indicate a n eed for further investigation to ex-
plore the possibilities of using an appropriate environmental justice approach 
in the Social City programme, in funding urban design and in urban develop-
ment overall. In the field of health, it would be useful to investigate what con-
tribution the health sector can make to considering formal and informal plans 
on a socio-spatial level. An area of further study in the transport sector could 
be the contribution that al ternative mobility concepts such as  e -mobility and 
car s haring c an m ake t o i mproving env ironmental j ustice. A nother f ield of  
research is monitoring: here it would be useful to consider how environmental 
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justice indicators could be integrated into existing monitoring systems operat-
ed by local authorities. 
The population is growing in many towns and cities. These towns and cities 
need land for housing and in many cases are increasing the population densi-
ty in  their c entres i n or der t o c reate t he nec essary hou sing i n s ought-after 
locations with good transport connections. As a result, green spaces are be-
ing built on and sealed. An important question for environmental justice could 
therefore be which denser development forms impact on env ironmental jus-
tice and ul timately how gr owing ur ban areas c an r econcile t heir wi sh t o i n-
crease density with the objectives of environmental justice. 
 
 



 
 

  1 Umweltge rec htigkeit - ein  neu es Thema in d er S ozialen Stadt 
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Noch ist Umweltgerechtigkeit in der Stadtentwicklung ein junges Thema in 

Deutschland. Doch zunehmend erfährt der Ansatz Beachtung in der Fachöf-

fentlichkeit. Umweltgerechtigkeit nimmt die Zusammenhänge zwischen sozia-

ler Lage, Umweltqualität und Gesundheit in den Blick. Gemäß der Definition 

des Deutschen Instituts für Urbanistik (Umweltbundesamt 2015) geschieht 

dies mit dem Ziel, räumlich konzentrierte, gesundheitsrelevante Umweltbelas-

tungen zu vermeiden oder zu vermindern und einen sozialräumlich gerechten 

Zugang zu Umweltressourcen zu schaffen. Eine besondere Relevanz erhält 

der Ansatz der Umweltgerechtigkeit für sozial benachteiligte Gebiete im städ-

tischen Raum, denn gerade dort sind die Bewohnerinnen und Bewohner stär-

ker von Umweltbelastungen betroffen. Oftmals handelt es sich dabei um Pro-

grammgebiete der Sozialen Stadt.  

 

Der integrierte Programmansatz der Sozialen Stadt bietet gute Vorausset-

zungen, die für Umweltgerechtigkeit relevanten Handlungsfelder Grünflä-

chenversorgung, Gesundheits- und Bewegungsförderung sowie Bildung zu-

sammenzuführen. Das Programm ist geübt in ressortübergreifender Zusam-

menarbeit und in der Bündelung von Programmen und Initiativen. Der Ansatz 

der Umweltgerechtigkeit bietet eine thematische Erweiterung der Sozialen 

Stadt mit dem Ziel des Abbaus sozial-räumlicher Ungleichheit und ist eine 

"neue Brille", um dabei Gesundheits- und Umweltaspekte stärker in den Blick 

zu nehmen.  

 

1.1 Inhalt und methodisches Vorgehen 

 

Das inhaltliche Erkenntnisinteresse des Forschungsvorhabens war, die Praxis 

der Sozialen Stadt in den Ländern, Kommunen und Quartieren zu untersu-

chen und zu prüfen, wie der Ansatz der Umweltgerechtigkeit in der Pro-

grammumsetzung angekommen ist. Methodisch stützte sich das Forschungs-

projekt auf eine Befragung der 16 Bundesländer und von ausgewählten 

Kommunen sowie auf eine Auswertung der Datenbanken der Städtebauförde-

rung und eine Recherche in frei zugänglichen Datenbanken zu guten Projekt-

beispielen in Programmgebieten der Sozialen Stadt. 

Folgende Forschungsleifragen standen im Vordergrund des Forschungspro-

jektes: 

 

Maßnahmen/Akteure 

Wie stellt sich die Situation in den Programmgebieten der Sozialen Stadt in 

Bezug auf Umweltgerechtigkeit dar? Wird Umweltgerechtigkeit in den Län-

dern, Kommunen und in den integrierten Handlungskonzepten thematisiert? 

Welche Maßnahmen werden bisher im Rahmen der Programmförderung 
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ergriffen? Welchen Handlungsfeldern lassen sie sich zuordnen? Werden sie 

explizit oder implizit verfolgt? Welche Akteure bringen das Thema Umweltge-

rechtigkeit zur Umsetzung? 

 

Wirkungen/Erfahrungen 

Welche Wirkungen werden bei durchgeführten Maßnahmen der Sozialen 

Stadt zur Verbesserung der Umweltgerechtigkeit erreicht? Wie nachhaltig und 

wie effektiv sind die Maßnahmen? Welche Erfahrungen machen die beteilig-

ten Akteure dabei? Welche Kooperationen sind förderlich? Welche Wider-

stände gibt es? 

 

Kosten/Mittelbündelung/Stellenwert 

Welchen Stellenwert nehmen die Kosten von gelungenen Maßnahmen zur 

Umweltgerechtigkeit im Verhältnis zu den Kosten der Gesamtmaßnahme bei 

den identifizierten guten Praxis-Beispielen ein? Welche anderen Programme, 

Projekte und Initiativen werden im Rahmen der Mittelbündelung zusätzlich für 

Maßnahmen herangezogen, die sich auf die Umweltgerechtigkeit auswirken? 

Welchen Stellenwert haben die Maßnahmen zur Umweltgerechtigkeit im Ver-

hältnis zu Maßnahmen für mehr Gerechtigkeit in den Bereichen Integration, 

Bildung, Soziales, Kultur und Wirtschaft?  

 

Indikatoren 

Wird Umweltgerechtigkeit in der Sozialen Stadt anhand von Indikatoren er-

fasst und wenn ja, anhand welcher? Wie sind die Indikatoren in die Monito-

ringsysteme der Kommunen integriert? 

 

Handlungsempfehlungen 

Welche Ansatzpunkte, Maßnahmen und Finanzierungsmöglichkeiten lassen 

sich zur Verbesserung von Umweltgerechtigkeit in der Sozialen Stadt im Sin-

ne des integrierten Handlungsansatzes identifizieren? Welche Handlungs-

empfehlungen können an die Akteure der verschiedenen Ebenen adressiert 

werden? Welche Akteure sind zur Verbesserung der Umweltgerechtigkeit 

stärker zu integrieren? 



 
 

         Methodisches Vorgehen 
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Im Forschungsprojekt wurde parallel mehrere Bausteine bearbeitet, um die 

Forschungsleitfragen zu beantworten, gute Beispiele von Maßnahmen zur 

Umweltgerechtigkeit zu recherchieren und aufzubereiten sowie den bundes-

weiten Kongress zur Umweltgerechtigkeit in der Sozialen Stadt vorzubereiten. 

An dem Kongress am 13. Juni 2016 in Berlin nahmen rund 300 Fachleute aus 

Praxis, Wissenschaft, Politik und Verwaltung teil. Sie diskutierten auf Einla-

dung von Bundesbau- und Umweltministerin Barbara Hendricks zu der Frage, 

was Stadtentwicklungspolitik für mehr Umweltgerechtigkeit tun kann. Damit 

wurde das Thema auf die Agenda der Stadtentwicklungspolitik gesetzt. 

 

Den im Forschungsvorhaben entwickelten Fragebogen beantworteten die 

Programmverantwortlichen aller Bundesländer sowie der Deutsche Städtetag. 

Die Länderbefragung diente in erster Linie der Situationsanalyse zur Umwelt-

gerechtigkeit in der Sozialen Stadt und lieferte außerdem wichtige Hinweise 

auf gute Praxisbeispiele in den Kommunen. Von den Ländern benannte 

Kommunen wurden mit einem auf die kommunale Ebene angepassten Fra-

gebogen angeschrieben. Im Mittelpunkt hier stand neben der Situationsanaly-

se die Beispielgenerierung mit ersten Angaben zu konkreten Maßnahmen, 

ihren Akteuren, Wirkungen und Finanzierungsmodellen. Von den insgesamt 

39 angeschriebenen Kommunen gingen 25 Fragebögen aus 23 Kommunen 

ein. Sie lieferten Hinweise auf 45 Praxisbeispiele. Die Fragebögen befinden 

sich im Anhang dieses Endberichts.  

 

Die Befragung auf Länderebene zur Situationsanalyse erfüllte den Anspruch 

die Repräsentativität. Hinsichtlich der Befragung ausgewählter Kommunen 

stand die Generierung von exemplarischen Projekten im Vordergrund. Eine 

quantitative Repräsentativität der Antworten war hierfür nicht zwingend. Die 

ermittelten Praxisbeispiele wiesen in ihrer inhaltlichen Vielfalt und räumlichen 

Verteilung den erstrebten Querschnitt auf.  
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Hinsichtlich einer quantitativen Beurteilung der Wirksamkeit von Maßnahmen 

zur Umweltgerechtigkeit ist festzuhalten: Erfolgreich wären entsprechende 

Maßnahmen dann, wenn sie nachweislich zu einer Verbesserung der ge-

sundheitlichen Lage der Bewohnerschaft in den betroffenen Gebieten beitra-

gen. Entsprechend notwendige Erhebungen waren nicht Gegenstand der 

Untersuchung. Sie würden längere Untersuchungszeiträume und eine vertie-

fende Ursachenforschung erfordern.  

 

Parallel zur Befragung wurden Datenbanken der Städtebauförderung zum 

elektronischen Monitoring (eMo) und den elektronischen Begleitinformationen 

(eBI) im Hinblick auf gute Beispiele zur Umweltgerechtigkeit ausgewertet. Die 

Auswertungen von eMo und eBI stellten im Vergleich zu den Befragungen der 

Bundesländer und ausgewählter Kommunen sowie der Recherchen eine in 

Bezug auf alle Programmgebiete umfassende, systematische Herangehens-

weise dar. Die Datenbanken wurden nach mittelbaren und unmittelbaren 

Begriffen gefiltert, die sich aus der Nähe der Begriffe zum Thema Umweltge-

rechtigkeit ergeben. Beim eBI 2014 und eBI 2010 sind die Kategorien Ziele 

der Gesamtmaßnahme und beim eMo 2013 die Einzelmaßnahmen nach 

mittelbaren Begriffen gefiltert worden, die auf das Thema Umweltgerechtigkeit 

hinweisen könnten, wie zum Beispiel Bewegung, Ernährung, Grünfläche, 

Klima, Verkehrsberuhigung, Gesundheit und weitere. Beim eMo wurden au-

ßerdem die Kategorien neu geschaffene Grünflächen und Schwerpunkte 

analysiert. In der weiteren Analyse wurden diejenigen Gebiete und Maßnah-

men näher betrachtet, die eine Verknüpfung von mindestens vier Begriffen 

vorweisen und/oder die mindestens einen der unmittelbaren Begriffe Ge-

sundheit, Umwelt, Luft, Wasser, Müll, Altlasten und Lärm enthalten. Näher 

untersucht wurden auch Gebiete und Maßnahmen, die unter den Schwer-

punkten einen der unmittelbaren Begriffe enthalten und/oder besonders große 

neu geschaffene Grünflächen aufweisen. 

 

Als Zwischenergebnis brachte die Analyse der eBi Hinweise auf 46 Pro-

grammgebiete und des eMo auf 25 konkrete Maßnahmen. Die so erhaltenen 

Zwischenergebnisse bedurften einer weitergehenden Prüfung, Internet-

recherche und Auswahl. Im Ergebnis hatten fünf der 25 Fallstudien, die 

Grundlage für die Auswahl der Projekte der Guten Praxis waren, das eBI und 

eine das eMo als Quelle. Eines der ausgewählten guten Beispiele wurde nur 

mit Hilfe des eBI gefunden: die Lärmschutzmaßnahme in Barsinghausen. Aus 

den Erfahrungen mit der Auswertung der Datenbanken der Städtebauförde-

rung wird empfohlen, den Begriff "Umwelt" als weiteren Schwerpunkt in den 

eMo-Erfassungsbogen aufzunehmen. 

 

Aus den parallel stattfindenden Recherchen in frei zugänglichen Datenbanken 

wurden zusätzliche 15 Projekte in den weiteren Auswahlprozess aufgenom-

men. In einem zweistufigen Filterverfahren wurden aus insgesamt weit über 
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100 recherchierten Projekten in Programmgebieten der Sozialen Stadt 

schließlich 13 gute Beispiele ausgewählt. Für die erste Filterung wurden an-

hand der Definition der Umweltgerechtigkeit (Umweltbundesamt 2015) Krite-

rien auf der Ziel- und Maßnahmeneben gebildet. Zusätzlich aufgenommen 

wurden Kriterien zur Kompensation gesundheitsrelevanter Umweltbelastun-

gen sowie Querschnittskriterien mit den Aspekten Umweltbildung und bürger-

schaftliches Engagement. Für die mit der ersten Filtermatrix ermittelten 25 

guten Beispiele wurden Steckbriefe erarbeitet und anschließend eine zweite 

Filterung in Bezug auf die räumliche Verteilung und Wirkung auf die Kernindi-

katoren Lärm, Luft, Grünflächen und thermische Belastung vorgenommen. 

 

Neben ihrer inhaltlichen Eignung bilden die 13 guten Beispiele eine Vielfalt 

hinsichtlich der räumlichen Verortung, der Gebietscharakteristik, des Projekt-

umfangs und der Akteurskonstellationen ab. Inhaltlich wurden sie den The-

menbereichen Grünflächen, Gemeinschaftsgärten, Klima, Lärm/Verkehr und 

Umweltbildung/Netzwerke zugeordnet. Alle ausgewählten Projekte wurden in 

persönlichen Interviews vor Ort mit Verwaltung, Trägern, Quartiersmanage-

ments und Bewohnerschaft vertiefend untersucht. Die Ergebnisse sind in der 

Publikation "Umweltgerechtigkeit in der Sozialen Stadt. Gute Praxis an der 

Schnittstelle von Umwelt. Gesundheit und sozialer Lage" (BMUB 2016) dar-

gestellt. 

 

1.2 Umweltgerechtigkeit - Benachteiligungen entgegenwirken 

 

Umweltgerechtigkeit ist ein erklärungsbedürftiger Begriff. Oftmals, so zeigen 

viele Reaktionen der Befragten, ist er in der Stadtentwicklungspraxis zu sper-

rig und zu wenig konkret untersetzt. Auffällig häufig wird der Begriff vorrangig 

mit Anliegen des Umweltschutzes assoziiert. Tatsächlich ist eine allgemein 

verbindliche Definition noch nicht vorhanden. Für den Stadtentwicklungszu-

sammenhang ist die vom Deutschen Institut für Urbanistik im Forschungsvor-

haben "Umweltgerechtigkeit im städtischen Raum" (UBA 2015) entwickelte 

Definition jedoch gut anwendbar.  

Demnach kann Umweltgerechtigkeit verstanden werden als "Vermeidung und 

Verminderung der räumlichen Konzentration von gesundheitsrelevanten Um-

weltbelastungen sowie als Gewährleistung eines sozialräumlich gerechten 

Zugangs zu Umweltressourcen". Im Zusammenhang von sozialer Lage, Um-

weltqualität und Gesundheit werden verhältnisbedingte Gesundheitsaspekte 

in den Blick genommen, denn schon lange ist bekannt und wissenschaftlich 

belegt, dass die soziale Lage über den Gesundheitszustand eines Menschen 

mitentscheidet und die Lebenserwartung beeinflusst. 

 

Der Ansatz der Umweltgerechtigkeit liefert neue Begründungszusammen-

hänge für eine stärkere Berücksichtigung von Umwelt- und Gesundheitsbe-

langen in der integrierten Stadtentwicklungsplanung. In den USA, wo die 
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Debatte um Umweltgerechtigkeit (environmental justice) ihren Ursprung hat 

und sehr präsent ist, sind die sozialen und räumlichen Ungleichheiten von 

Wohnquartieren wesentlich stärker ausgeprägt als in Deutschland. Eine direk-

te Übertragung des Konzeptes ist daher kaum möglich. Vielmehr sollte Um-

weltgerechtigkeit als eine erweiterte Sicht auf die sozialräumlichen Probleme, 

die den Menschen und seine Lebensbedingungen in den Mittelpunkt stellt, 

verstanden und für die konkreten Bedingungen in den Quartieren angewendet 

werden. 

 

1.3 Soziale Stadt - Mehrfach belastete Quartiere im Fokus 

 

Seit 1999 nimmt das Städtebauförderungsprogramm Soziale Stadt Quartiere 

in den Blick, die gegenüber der gesamtstädtischen Entwicklung benachteiligt 

sind. Auf Quartiersebene wird daran gearbeitet, die Lebensbedingungen der 

Bewohnerschaft und deren gesellschaftliche Chancen und Teilhabe zu ver-

bessern. Die Benachteiligungen werden dabei vor allem über sozialstrukturel-

le Indikatoren und städtebauliche Missstände definiert. Doch verschiedene 

Untersuchungen zeigen, dass gerade diese Quartiere weiteren Mehrfachbe-

lastungen ausgesetzt sind, die bisher noch wenig konkret erfasst werden. 

Dazu gehören auch Umweltbelastungen, wie zum Beispiel Lärm durch Aus-

fallstraßen und Einflugschneisen von Flughäfen, Luftschadstoffe durch star-

kes Verkehrsaufkommen und thermische Belastungen durch einen hohen 

Versiegelungsgrad. 

 

Mit dem integrierten Ansatz des Programms Soziale Stadt wird die Überlage-

rung verschiedener Probleme und Belastungen betrachtet und in integrierten 

städtebaulichen Entwicklungskonzepten werden Lösungsansätze erarbeitet, 

die in vielfältigen Projekten umgesetzt werden. Dabei bietet auch die Kombi-

nation von investiven mit investitionsbegleitenden Maßnahmen, zum Beispiel 

Bildungs-, Netzwerk- und Kooperationsarbeit, gute Voraussetzungen, den 

komplexen Problemlagen gerecht zu werden. Die Mittelbündelung in den 

Programmgebieten der Sozialen Stadt birgt die Chance, weitere, aufeinander 

abgestimmte Ressourcen in den Quartieren einzusetzen. Das Programm 

Soziale Stadt mit seinen Instrumenten hat sich im Umgang mit sozialräumli-

chen Mehrfachbelastungen bewährt und ist daher geeignet, auch die Zielstel-

lungen der Umweltgerechtigkeit zu verfolgen.  
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Seit 1999 werden über das Städtebauförderungsprogramm Soziale Stadt 

städtebaulich, wirtschaftlich und sozial benachteiligte Quartiere gezielt unter-

stützt. Die Gebiete zeigen zumeist komplexe Problemlagen in vielen Berei-

chen wie der Sozial- und Wirtschaftsstruktur, der Ausstattung mit sozialer und 

kultureller Infrastruktur, dem baulichen Zustand, der Qualität von Wohnungen, 

dem Wohnumfeld und der Umwelt. Um auf diese Problemlagen zu reagieren 

und eine Verbesserung der Lebensbedingungen im Stadtteil zu erreichen, 

wurden verschiedene Zielebenen und Handlungsfelder miteinander verknüpft. 

Das Programm Soziale Stadt mit seinem integrierten Ansatz ist erprobt im 

Umgang mit sozialräumlichen Mehrfachbelastungen. Aufgrund seiner thema-

tischen Breite und der Zusammenführung verschiedener Handlungsfelder ist 

das Programm in der Lage, auch verschiedene Maßnahmen, die im Sinne der 

Umweltgerechtigkeit wirken, in den Fördergebieten gebündelt umzusetzen. 
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Bisher war das Ziel der Umweltgerechtigkeit aus dem Forschungszusam-

menhang kommend wenig präsent in der Umsetzung der Sozialen Stadt. Die 

in die Bearbeitungszeit des vorliegenden Forschungsprojektes gefallene Fort-

schreibung der Verwaltungsvereinbarung zur Städtebauförderung 2016 gibt 

dem Ansatz der Umweltgerechtigkeit im Programm Soziale Stadt erstmals ein 

größeres Gewicht. Der Begriff Umweltgerechtigkeit wurde in Artikel 4 der 

Verwaltungsvereinbarung aufgenommen. Damit wird ein Fokus auf die Um-

setzung von expliziten Maßnahmen zur Umweltgerechtigkeit gelegt.  

 

Auch die am 31. August 2016 vom Bundeskabinett beschlossene "ressort-

übergreifende Strategie Soziale Stadt" geht explizit auf Umweltgerechtigkeit 

ein. Als relevante Themenfelder, in denen entsprechende Maßnahmen geför-

dert werden können, werden zum Beispiel Freiflächenversorgung, Gesund-

heitsprävention, Sport- und Bewegungsförderung sowie passiver und aktiver 

Lärmschutz aufgeführt. Der Beschluss verweist dabei auch ausdrücklich auf 

die Aufnahme von Umweltgerechtigkeit in die Verwaltungsvereinbarung zur 

Städtebauförderung.  

 

Neben den für die Städtebauförderung zuständigen Ressorts auf Länderebe-

ne sind insbesondere die Umweltministerien zum Thema Umweltgerechtigkeit 

aktiv geworden. Auf Initiative des Saarlands wurde auf der Bundesumweltmi-

nisterkonferenz im Juni 2016 ein Beschluss zu den sozialen Aspekten der 

Umweltpolitik herbeigeführt, der die Notwendigkeit eines integrierten Vorge-

hens zur Erreichung von mehr Umweltgerechtigkeit betont. Unter Beteiligung 

der Länder soll ein ressortübergreifendes Gremium einberufen werden, das 

Leitlinien zur konkreten Umsetzung von mehr Umweltgerechtigkeit erarbeitet. 

Die positiven Ansätze der Länder und der sonstigen Akteure sollen besonde-

re Berücksichtigung finden. Die Bundesländer sind aufgefordert, eigene Lan-

desprojekte zur Beförderung der Umsetzung auf lokaler Ebene zu entwickeln. 

Neben dem Saarland hat Nordrhein-Westfalen das Thema Umweltgerechtig-

keit bisher konkret aufgegriffen und einen Masterplan Umwelt und Gesundheit 

erarbeitet, der als integriertes Handlungskonzept für die Aspekte Umwelt, 

Gesundheit und soziale Lage und als Leitfaden mit Empfehlungen für die 

kommunale Verwaltung konzipiert ist. In Berlin hat die Senatsverwaltung für 

Stadtentwicklung und Umwelt mit der Integrierten Berliner Umweltgerechtig-

keitskonzeption erstmalig modellhaft eine kleinräumige Analyse der Umwelt-

gerechtigkeit flächendeckend angewendet und daraus Handlungsempfehlun-

gen abgeleitet (siehe Kapitel 3.2).  

 

2.1 Bedeutung in den Ländern und Kommunen  

 

Die Soziale Stadt wird als Bund-Länder-Programm in den einzelnen Bundes-

ländern mit unterschiedlicher Ausrichtung und Schwerpunktsetzung umge-

setzt. In einigen Ländern kommen dabei auch ergänzende Fördermittel der 

Europäischen Union (zum Beispiel EFRE-Förderung in Berlin) beziehungs-
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weise aus den Bundesländern selbst (zum Beispiel Programm Wohnen in 

Nachbarschaften (WiN) in Bremen) zum Einsatz. So vergrößern sich die Ein-

satzmöglichkeiten des Programms und die Fördergegenstände in den Quar-

tieren sind zum Teil erweitert, insbesondere was den Einsatz von sozial-

integrativen Fördermitteln betrifft. In diesen Ländern hat das Programm So-

ziale Stadt mehr Möglichkeiten, die Ziele der Städtebauförderung umzuset-

zen. Aufgrund der größeren Mittelausstattung und der erweiterten Fördermög-

lichkeiten sind in diesen Bundesländern auch bessere Ausgangsbedingun-

gen, um die Zielstellungen der Umweltgerechtigkeit in den Blick zu nehmen 

und Maßnahmen umzusetzen.  

 

Die schriftliche Befragung von Verantwortlichen für das Programm Soziale 

Stadt in allen Bundesländern ergab, dass die Wahrnehmung des Themas 

Umweltgerechtigkeit in den Programmgebieten sehr unterschiedlich ist. Zwar 

ist eindeutig, dass das Programm Soziale Stadt als geeignet und bereits in 

der Lage angesehen wird, die Zielstellungen der Umweltgerechtigkeit umzu-

setzen. Entsprechend wird konstatiert, dass bereits Projekte der Sozialen 

Stadt umgesetzt werden, die im Sinne der Umweltgerechtigkeit wirken. Als 

Ziel der Sozialen Stadt wird Umweltgerechtigkeit jedoch nicht gleichermaßen 

begriffen. Eine mögliche Erklärung dafür ist, dass der Entwurf der Verwal-

tungsvereinbarung zur Städtebauförderung, der die Zielsetzung der Umwelt-

gerechtigkeit aufgenommen hat, zum Zeitpunkt der Befragung nur teilweise 

bekannt war. Eine intensive Befassung mit dem Thema war in den Ländern 

nur wenig erkennbar.  

 

Auf kommunaler Ebene wurden auf Empfehlung der Länder 39 Städte und 

Gemeinden befragt, ihre Einschätzung zur Umweltgerechtigkeit in den Pro-

grammgebieten darzulegen. Für die Mehrheit der Kommunen stellte Umwelt-

gerechtigkeit dabei noch kein Ziel in der Programmumsetzung dar. Dagegen 

kamen fast alle Kommunen zu der Aussage, dass bereits Projekte der Sozia-

len Stadt umgesetzt werden, die im Sinne der Umweltgerechtigkeit wirken. 

 

2.1.1 Begriff Umweltgerechtigkeit  
 

Die Befragung im Rahmen des Forschungsvorhabens stieß auf ein markantes 

Problem: Der Begriff Umweltgerechtigkeit ist nicht allgemeinverständlich ein-

geführt und schwer vermittelbar. Weil die Akteure der Stadtentwicklung unter 

dem Begriff Umweltgerechtigkeit Unterschiedliches verstehen, können auch 

ihre Aussagen im Rahmen der Befragung nicht eindeutig beurteilt werden. 

Während die Anliegen des Umweltschutzes schnell unter dem Begriff subsu-

miert werden, sind gesundheitsrelevante Aspekte schwieriger mit dem Begriff 

zu verbinden. Oftmals wird der Begriff nur mit den Anliegen des Umwelt-

schutzes assoziiert.  
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Die mit dem Begriff Umweltgerechtigkeit verbundenen Zusammenhänge zwi-

schen Umweltqualität, Gesundheit und sozialer Lage sind komplex und erklä-

ren sich nur über eine inhaltliche Auseinandersetzung mit der Begriffsbedeu-

tung. Dies erschwert den Umgang mit dem Begriff. Allerdings kann inzwi-

schen auf eine lange Verwendung des Begriffs in der Stadtforschung, in Gut-

achten und Untersuchungen, zurückgegriffen werden. In der Forschung hat 

sich dieser Begriff etabliert und ist nun über die Verwaltungsvereinbarung zur 

Städtebauförderung auch in der Verwaltungspraxis der Städtebauförderung 

angekommen. Die Bekanntheit des Begriffs auf breiter Ebene steht aber noch 

aus. In der Politik ist die Verwendung des Begriffs und seiner Inhalte ebenfalls 

noch in den Anfängen. Aufgrund einer gewissen Sperrigkeit scheint Umwelt-

gerechtigkeit im politischen Raum erklärungsbedürftig. Mit dem Beschluss der 

Bundesumweltministerkonferenz vom Juni 2016, Umweltgerechtigkeit unter 

dem Dach eines strategischen Gesamtkonzeptes umzusetzen, ist allerdings 

ein weiterer Schritt zur politischen Bekanntheit dieses Begriffs getan. Der 

Übergang des Begriffs Umweltgerechtigkeit und seiner Inhalte aus der For-

schung in die Verwaltungspraxis und die Politik ist also im Gange. Angesichts 

dessen plädieren die Verfasserinnen dieses Berichts dafür, auch weiterhin bei 

der Begrifflichkeit zu bleiben. 

 

2.1.2 Diskrepanz zwischen impliziter und expliziter Umsetzung 

 

Die Befragungen der Länder und Kommunen zeigen eine Diskrepanz zwi-

schen der impliziten und der expliziten Umsetzung von Zielen und Maßnah-

men zur Umweltgerechtigkeit. Während die Hauptaussage der Befragungen 

ist, dass das Programm Soziale Stadt für das Anliegen der Umweltgerechtig-

keit implizit wirkt, werden der Begriff und die einhergehenden komplexen 

Zielstellungen fast nie explizit genannt. Vielfach werden Projekte umgesetzt, 

die der Grünflächenversorgung, dem Lärmschutz oder der Klimaanpassung 

dienen und damit implizit Anliegen der Umweltgerechtigkeit erfüllen. Aller-

dings bleibt dabei die Komplexität der Zusammenhänge von Umweltqualität, 

Gesundheit und sozialer Lage meist unerwähnt und ist auch noch nicht über-

all bekannt. Aktuell werden die mit dem Begriff verbundenen Zielsetzungen in 

den Ländern und Kommunen eher implizit umgesetzt.  

 

2.1.3 Städtebauliche Entwicklungskonzepte 
 

Zentrales Instrument zur Umsetzung des Förderprogramms Soziale Stadt ist 

ein integriertes städtebauliches Entwicklungskonzept, das in allen Förderge-

bieten zu erstellen ist. Das Instrument ist damit geeignet, das Thema Um-

weltgerechtigkeit zu behandeln und Maßnahmen zur Umsetzung aufzuneh-

men. In der Hälfte der Bundesländer und einem Drittel der befragten Kommu-

nen wird Umweltgerechtigkeit als Vorgabe zur Erstellung der integrierten 

städtebaulichen Entwicklungskonzepte in den Programmgebieten benannt. 

Da keine vergleichende Untersuchung der Ländervorgaben im Rahmen des 
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vorliegenden Forschungsauftrags stattfand, sind diese Aussagen zu interpre-

tieren. Es wird davon ausgegangen, dass in der Regel keine explizite Nen-

nung des Begriffs Umweltgerechtigkeit in den Vorgaben erfolgt, sondern im-

plizit die Zielsetzungen in den verschiedenen Handlungsfeldern gemeint sind. 

Insgesamt ist davon auszugehen, dass in vielen Ländern und Kommunen mit 

den Zielstellungen und Inhalten der Umweltgerechtigkeit im Rahmen der inte-

grierten städtebaulichen Entwicklungskonzepte umgegangen wird, jedoch 

auch in indirekter Weise. Mit der Verwaltungsvereinbarung zur Städtebauför-

derung 2016 wird davon ausgegangen, dass die Begrifflichkeit künftig auch 

Eingang in die Vorgaben der integrierten städtebaulichen Entwicklungskon-

zepte finden wird.  

 

2.1.4 Stellenwert der Umweltgerechtigkeit  

 

Umweltgerechtigkeit beinhaltet in seinem Ansatz zwei große Themenberei-

che, nämlich Umwelt und Gesundheit, und heruntergebrochen auf konkrete 

Handlungsfelder noch wesentlich mehr Themen wie zum Beispiel Freiflächen, 

Bildung und Klima. Durch die Verknüpfung der genannten Themenbereiche 

gehört Umweltgerechtigkeit nun zu den Querschnittszielen, die mit der Städ-

tebauförderung verfolgt werden können. Einige Länder gehen auf die Vielfalt 

der Themen ein mit dem Hinweis, dass verschiedene Ressorts für die Umset-

zung der unterschiedlichen Ziele verantwortlich sind. Einige Länder sehen die 

Zuständigkeit für das Thema Umweltgerechtigkeit vornehmlich beim Umwelt-

ressort. Auch die Hälfte der Kommunen verortet das Thema stärker bei den 

Umweltämtern als bei den für die Städtebauförderung zuständigen Ressorts. 

 

Mit Verweis auf die bis 2015 gültige Verwaltungsvereinbarung zur Städte-

bauförderung wird von einigen Ländern herausgestellt, dass soziale Problem-

lagen und städtebauliche Missstände im Fokus der Sozialen Stadt stehen. 

Umweltgerechtigkeit, so wird argumentiert, ist daher nachrangig zu sehen. 

Andererseits wird angeführt, dass über die bestehenden Ziele und den inte-

grierten Ansatz der Sozialen Stadt in den Handlungsfeldern Umwelt und Ge-

sundheit die Themen der Umweltgerechtigkeit bereits implizit verankert sind 

und keiner weiteren Unterstützung bedürfen. Von einigen Ländern wird kri-

tisch angemerkt, dass mit dem Ziel der Umweltgerechtigkeit eine zusätzliche 

Aufgabe entsteht, die auch finanzielle und personelle Ressourcen bindet, 

welche in den Ländern nicht vorhanden sind. Manche Kommunen führen an, 

dass Umweltgerechtigkeit bei der Umsetzung der Sozialen Stadt in Konkur-

renz zu den aus ihrer Sicht dringlicheren, sozialen Problemen stehen könnte. 

 

Wenn es um die Berücksichtigung von Umwelt- und Gesundheitsaspekten bei 

der Auswahl und Festlegung von Kulissen der Sozialen Stadt geht, machen 

die befragten Länder und Kommunen teils widersprüchliche Aussagen. Wäh-

rend die Mehrheit der Länder gesundheitsrelevante Umweltbelastungen und 

den Zugang zu Umweltressourcen nicht als Kriterium für die Kulissenauswahl 
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behandeln, spielen Umwelt- und Gesundheitsaspekte bei den befragten 

Kommunen überwiegend eine Rolle. Einige Länder verweisen zum einen 

darauf, dass vielfach die Datenbasis fehlt, zum anderen wird auch hier die 

Nachrangigkeit des Aspekts im Verhältnis zu den sozialen Problemlagen 

benannt. In einigen Ländern sind jedoch Daten vorhanden und hier werden 

Aspekte wie Grün- und Freiflächenangebot, Versiegelungsgrad, Immissionen, 

Lärm- und Abgasbelastung als relevant für die Gebietsauswahl angegeben. In 

manchen Kommunen wird darauf verwiesen, dass Umwelt- und Gesundheits-

aspekte wesentliche Bestandteile gesunder Wohn- und Lebensbedingungen 

sind. In die Gebietsauswahl fließen auch weitere Themenfelder wie Bildung, 

Migration, Verkehr, Grünflächenversorgung, Wohnraum und Wohnumfeld mit 

ein. In München spielen im referatsübergreifenden Auswahlprozess sogar 

ausdrücklich Mehrfachbelastungen durch die soziale Lage, Umweltbedingun-

gen und die gesundheitliche Situation eine wichtige Rolle.  

 

Zusammenfassend muss festgestellt werden, dass aufgrund der Begriffsprob-

lematik der Stellenwert der Umweltgerechtigkeit nicht eindeutig zu interpretie-

ren ist. In der Zusammenschau der Befragungsergebnisse überwiegen jedoch 

Aussagen aus den Ländern und Kommunen, die der Umweltgerechtigkeit im 

Zielkanon der Sozialen Stadt einen eher nachrangigen Stellenwert beimes-

sen. Für die Umsetzung von Umweltgerechtigkeit im Rahmen der Sozialen 

Stadt kann das als Hemmnis gesehen werden.  

 

2.1.5 Perspektiven 

 

Für die Verankerung des Themas Umweltgerechtigkeit in der Sozialen Stadt 

ist es zentral, die Kenntnis des Begriffs zu erhöhen. In der öffentlichen Wahr-

nehmung und auch bei den Akteuren der Stadtentwicklung in den Ländern 

und Kommunen ist der Begriff wenig verankert. Die Aufnahme des Begriffs in 

die Verwaltungsvereinbarung zur Städtebauförderung 2016 wird eine Be-

schäftigung mit dem Ansatz in den Ländern befördern und kann so auch zu 

einer stärkeren expliziten Umsetzung der Umweltgerechtigkeit führen. 
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Dennoch bleibt zu beachten, dass die Mehrheit der Bundesländer eine künftig 

größere Bedeutung des Themas Umweltgerechtigkeit kritisch sieht. Dabei 

wird wiederum darauf verwiesen, dass der integrierte Ansatz des Programms 

Soziale Stadt die Zielsetzungen der Umweltgerechtigkeit bereits implizit bein-

halte und das Thema somit keiner weiteren Hervorhebung bedarf. 

 

Die Mehrheit der befragten Kommunen spricht sich dagegen für einen höhe-

ren Stellenwert der Umweltgerechtigkeit in der Programmsetzung aus. Be-

gründet wird dies mit den in den Programmgebieten vorhandenen Mehrfach-

belastungen und den daher bestehenden Bedarfen für Maßnahmenpakete zu 

Umwelt und Gesundheit. Die sozial benachteiligten Quartiere sind in der Re-

gel erhöhten Lärm- und Schadstoffbelastungen ausgesetzt, haben hohe Defi-

zite im Zugang zu Frei- und Naherholungsflächen sowie aufgrund von Ernäh-

rungs- und Bewegungsdefiziten eine deutlich schlechtere Gesundheitssituati-

on der Bewohnerschaft. In den benachteiligten Gebieten, so wird argumen-

tiert, ist die politische und zivilgesellschaftliche Interessensvertretung oftmals 

wenig ausgeprägt. Daher bestehen dort schlechtere Ausgangsbedingungen, 

um mehr Umweltgerechtigkeit für die Bevölkerung einzufordern. Über einen 

höheren Stellenwert und ein explizites Aufgreifen der Zielsetzungen der Um-

weltgerechtigkeit wird auch Unterstützung für eine direkte Förderung von 

Maßnahmen sowie zur Bündelung von Fördermitteln anderer Ressorts für 

Umweltgerechtigkeit erwartet. Mehrere der befragten Kommunen fordern, 

dass mit einem stärkeren Fokus auf Umweltgerechtigkeit im Sinne nachhalti-

ger Projektansätze auch eine Kombination von baulichen und sozial-

integrativen Maßnahmen förderfähig werden sollte und nicht zuletzt, dass das 

Thema besser kommuniziert wird.  

 

2.2 Handlungsfelder 

 

Umweltgerechtigkeit erfordert ein integriertes Denken und Handeln, denn es 

gilt, dem Zusammenhang von Umwelt, Gesundheit und sozialer Lage gerecht 

zu werden. Gerade der integrierte Programmansatz der Sozialen Stadt bietet 

gute Voraussetzungen, die für Umweltgerechtigkeit relevanten Handlungsfel-

der zusammenzuführen und Mittel für Maßnahmen zur Umweltgerechtigkeit 

zu bündeln.  

 

Es gibt nicht das eine Handlungsfeld für Umweltgerechtigkeit. Zielführende 

Maßnahmen können in verschiedenen Feldern verortet sein. Nahezu alle 

Handlungsfelder der Sozialen Stadt scheinen geeignet, der Definition für 

Umweltgerechtigkeit folgend, Beiträge zur Reduzierung, Vermeidung und 

Kompensation von Umweltbelastungen zu leisten oder zu einem sozial ge-

rechteren Zugang zu Umweltressourcen beizutragen - direkt oder indirekt. 

Fördermittel der Sozialen Stadt kommen dabei vor allem in den Handlungs-
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feldern Grünflächenverbesserung, Bildung, Gesundheitsförderung und Betei-

ligung zum Einsatz. In anderen für Umweltgerechtigkeit wichtigen Handlungs-

feldern kann das Förderprogramm flankierend Einfluss nehmen und durch 

Mittelbündelung unterstützen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Quelle: Planergemeinschaft Kohlbrenner eG  

 

2.2.1 Grünflächenverbesserung 

 

Die meisten der über 100 im Forschungsvorhaben recherchierten Projektbei-

spiele sind dem Handlungsfeld Grünflächenverbesserung/-versorgung zuord-

enbar. Ebenso sehen die im Forschungsprojekt befragten Vertreterinnen und 

Vertreter der Sozialen Stadt in Ländern und Kommunen die Neuanlage und 

Verbesserung von Grün- und Freiflächen als wichtigstes Handlungsfeld für 

Umweltgerechtigkeit im Rahmen der Sozialen Stadt. Entsprechende Maß-

nahmen qualifizieren bestehende Freiflächen oder schaffen ganz neue wohn-

ortnahe Grün- und Erholungsräume. Den Bewohnerinnen und Bewohnern in 

den betreffenden benachteiligten Stadtquartieren verschafft oder verbessert 

dies den Zugang zu Grünflächen als Umweltressource und ermöglicht ihnen 

gleichzeitig Bewegung und Aufenthalt im Freien. In dieses Handlungsfeld 

gehören Gemeinschaftsgärten, Projekte der urbanen Landwirtschaft, umfas-

sende Flächenkonversionen und Freiraumkonzepte durch die Neuanlage von 

städtischen Grünflächen werden zudem stadtklimatische und gesundheitsre-

levante thermische Belastungen verringert. Fünf der dreizehn ausgewählten 

und in der Publikation "Umweltgerechtigkeit in der Sozialen Stadt" (BMUB 

2016) portraitierten guten Praxisbeispiele repräsentieren dieses Handlungs-

feld.  

 



 
 

  2.2.2 Bildung       

 

 

 35 Planergemeinschaft  Kohlbrenner eG   |   Lietzenburger Str. 44   |  10789 Berlin  |   T. (030) 885 914 0   |   www.planergemeinschaft.de 

 

Bildung wird als ein weiteres Handlungsfeld der Sozialen Stadt von vielen 

Kommunen als wichtig und geeignet für Maßnahmen im Sinne der Umweltge-

rechtigkeit genannt, insbesondere die Gesundheits- und Umweltbildung. Die-

se Einschätzung bestätigt sich sowohl durch die Beispielrecherche im For-

schungsvorhaben als auch durch einschlägige Literatur zur Umweltgerechtig-

keit (Jumpertz 2012). Von besonderer Bedeutung in diesem Handlungsfeld 

sind sozial-integrative Maßnahmen. Diese jedoch sind in den meisten Bun-

desländern über das Programm Soziale Stadt nicht förderfähig. Doch die 

Soziale Stadt kann auch hierbei durch Mittelbündelung und begleitende Maß-

nahmen einen weiteren Beitrag zur Umweltgerechtigkeit leisten. Zum Beispiel 

können Stiftungen oder Unternehmen sowie andere Förderprogramme die 

nötigen Mittel für flankierende Bildungsprojekte beibringen. Akquisekompe-

tenzen der Quartiersmanagements sind dabei von besonderer Bedeutung.  

 

2.2.3 Gesundheitsförderung 

 

Im Handlungsfeld Gesundheitsförderung kann die Soziale Stadt im Sinne der 

Umweltgerechtigkeit neben der Vermittlung zur Vermeidung von Umweltbe-

lastungen vor allem kompensierend wirken. Das heißt, dass sich gesundheits-

fördernde Maßnahmen nicht direkt mit der Reduzierung von bestimmten Um-

weltbelastungen, also externen Verhältnissen beschäftigen. Sie setzen viel-

mehr daran an, die ganzheitliche Gesundheitssituation der Bewohnerinnen 

und Bewohner in mehrfach belasteten Gebieten durch verschiedene Maß-

nahmen zu verbessern, auch im Hinblick auf das eigene Verhalten. Beispiele 

sind Bewegungsparcours im Freien, Schatteninseln im Quartier oder Kurse zu 

gesunder Ernährung. Auch lokale Netzwerke zur Gesundheitsförderung kön-

nen zuträgliche Maßnahmen in diesem Sinne darstellen. Ähnlich wie im 

Handlungsfeld Bildung, können hier durch Bündelung von Mitteln aus ande-

ren Quellen und durch die Gewinnung neuer Akteure Maßnahmen der Sozia-

len Stadt sinnvoll ergänzt werden. Das Engagement von Krankenkassen ist 

dafür ein Beispiel.   

 

2.2.4 Wohnen und Verkehr 

 

Auf die Frage nach den wichtigsten Handlungsfeldern für Umweltgerechtigkeit 

verteilen Länder und Kommunen insgesamt die Handlungsfelder Wohnen und 

Verkehrsberuhigung/-lenkung gleich nach Grünflächenverbesserung auf die 

Plätze zwei und drei. Die Soziale Stadt kann auch hier und zwar durch ihre 

Stärke der Bündelung von Mitteln und Maßnahmen Einfluss nehmen.  

Im Rahmen des Programms kann es nur im Einzelfall gelingen, die Verkehrs-

situation auf Quartiersebene zu verändern, etwa durch die Initiierung und 

Umsetzung von Verkehrsberuhigungsmaßnahmen. Im Wohnungsbau kann 



 die Soziale Stadt  im  Wesentlichen be glei tende Maßnahm en  umsetzen. Um- 
 fassende Vorhaben in diesen Bereichen sind meist sehr kostenintensiv und 

großräumiger angelegt. Sie werden maßgeblich durch andere Programme der 

Städtebauförderung und durch das Verkehrsressort realisiert. Hier sind in 

erster Linie andere Akteure gefragt, die zumeist über die Quartiersebene 

hinaus planen und agieren. Und die Politik. Doch das Programm kann unter-

stützend wirken. Zu den zentralen Aufgaben und auch Stärken des Pro-

gramms gehört, Handlungsbedarf in den Quartieren festzustellen, Maßnah-

men daraus abzuleiten, Kooperationspartner zu gewinnen und Mittel zu bün-

deln. Hingewiesen wird auch auf übergeordneten und auf die Quartiersebene 

wirkenden Handlungsbedarf und adressiert werden entsprechende Akteure. 

In den Quartieren kooperieren diejenigen miteinander, die auch auf anderen 

Ebenen Einfluss auf eine umweltgerechte Quartiersentwicklung nehmen kön-

nen: kommunale Wohnungsbauunternehmen, Verkehrsämter sowie Umwelt-

initiativen und engagierte Bewohnerinnen und Bewohner, die beispielsweise 

politischen Druck ausüben können. Ein häufiges und niedrigschwelliges Bei-

spiel sind Elterninitiativen und Schulkinder, die erfolgreich verkehrsberuhi-

gende Maßnahmen auf dem Schulweg erkämpfen. Quartiersmanagements 

können mittelbar auch in den benannten nicht Programm immanenten Hand-

lungsfeldern durch ihre Kernkompetenzen etwa in der Vernetzung und Ver-

mittlung, durch Öffentlichkeitsarbeit und Empowerment unterstützen.  
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2.2.5 Beteiligung als Querschnittsthema 

 

Im Handlungsfeld Beteiligung kann das Förderprogramm vor allem wichtige

flankierende Beiträge zur Umweltgerechtigkeit leisten. Über die Beteiligung

der Bewohnerschaft und Akteure vor Ort fließen wichtige Informationen zu

Bedarfen ein. Auch für die Akzeptanz und schließlich für die nachhaltige Wir-

kung von Maßnahmen spielt Beteiligung eine wichtige Rolle. Anschaulich wird

dies zum Beispiel im Rahmen groß angelegter Freiraumkonzepte. Entspre-

chende Maßnahmen umfassen meist längere Planungs- und Umsetzungszeit-

räume. Sie sind zudem oft mit erheblichen baulichen Aktivitäten verbunden,

die im Quartier zu Einschränkungen führen können, etwa durch zusätzliche

Lärm- oder Staubbelastungen. Die betroffene Bewohnerschaft hier frühzeitig

in die Prozesse einzubinden und zu informieren, kann zum einen die Akzep-

tanzchancen der Maßnahmen erhöhen und außerdem bürgerschaftliches

Engagement zum Beispiel für Pflege und Gestaltung oder für Nutzungsange-

bote wie Sport oder gärtnerische Aktivitäten generieren. Durch Beteiligung

kann die nachhaltige Wirkung von Maßnahmen zur Umweltgerechtigkeit also

beeinflusst werden. Für die nötige Kommunikations-, Aktivierungs- und Ver-

netzungsarbeit in Beteiligungsprozessen sind die Quartiersmanagement

Schlüsselakteure.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 
 

  2.2.6 Weitere  The men für Umwel  tgerechtigkeit  in  der Sozialen 

Stadt 
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Im internationalen Kontext haben die Handlungsfelder Abfall, Boden- und 

Wasserqualität oder Umweltschutz eine große Bedeutung für Umweltgerech-

tigkeit. Keines der recherchierten Beispiele im Forschungsprojekt war explizit 

diesen Handlungsfeldern zuzuordnen. Zunächst ist das nicht verwunderlich, 

spielen doch in hiesigen urbanen Räumen entsprechende Problematiken 

keine vordringliche Rolle. Die Qualität von Umweltressourcen wie Wasser 

oder Böden wird klar gesetzlich geregelt und kontrolliert. Und doch streifen 

einige Beispiele aus dem Forschungsvorhaben diese Themen, wie die Rena-

turierung eines Gewässers oder die Aufnahme von Umweltschutzzielen in 

Stadtentwicklungsmaßnahmen.  

 

Müllvermeidung, -trennung und -entsorgung sind Themen, die Wohnungs-

baugesellschaften beschäftigen, zumeist aus Kostengründen. Doch im Kon-

text der Umweltgerechtigkeit betrachtet, sollten sie mindestens ebenso an 

Bedeutung gewinnen, denn Müll geht auch mit Geruchsbelästigungen einher 

und er kann, zum Beispiel durch angelocktes Ungeziefer, zu gesundheitlichen 

Schäden der Anwohnerinnen und Anwohner führen.  

 

Umweltschutz gehört nicht explizit zu den Handlungsfeldern der Sozialen 

Stadt. Doch es gibt viele Aktivitäten, die wechselseitig positiv wirken können. 

Gelingt es im Zuge von Klimaschutzaktionen den CO2-Ausstoß etwa durch 

weniger motorisierten Verkehr zu verringern, wird auch die gesundheitsrele-

vante Feinstaubbelastung für die Anwohnerinnen und Anwohner in den be-

troffenen Gebieten reduziert. Gezielte Begrünungsmaßnahmen gegen Lärm 

oder Entsiegelung von Hitzeinseln im Quartier können auch im Sinne des 

Umweltschutzes zielführend sein. Diese Wechselwirkungen sollten gezielt zu 

weiteren fruchtbaren Maßnahmenbündeln in Gebieten der Sozialen Stadt 

anregen und können weitere Akteure dafür einbinden. 

 

2.2.7 Ein Fazit: Handeln für Umweltgerechtigkeit in der Sozialen 

Stadt 

 

Handeln für Umweltgerechtigkeit in der Sozialen Stadt heißt letztlich die Ge-

bietskulissen und auch die im Rahmen von städtebaulichen Entwicklungskon-

zepten beschriebenen Projekte in allen Handlungsfeldern auch durch die 

Brille der Umweltgerechtigkeit zu betrachten und entsprechende Maßnahmen 

- explizit oder flankierend - in die Handlungskonzepte einzubinden und umzu-

setzen. 

Im Forschungsprojekt wird deutlich, dass die meisten Akteure den Ansatz der 

Umweltgerechtigkeit als querschnittsorientiert verstehen und eine Umsetzung 
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der Ziele über Maßnahmen aus verschiedenen Handlungsfeldern sinnvoll ist. 

Maßnahmenbündel und Mehrzielprojekte, wie sie für die Soziale Stadt typisch 

und vielfach erprobt sind, eignen sich also auch, um Umweltgerechtigkeit zu 

verfolgen. Ebenso unterstützt der strategische Ansatz der Mittelbündelung im 

Programm Soziale Stadt die Finanzierung von Maßnahmen, die durch das 

Programm allein nicht realisiert werden könnten. 

Umweltgerechtigkeit ist nicht einem Handlungsfeld der Sozialen Stadt zuzu-

ordnen und sollte auch kein Handlungsfeld für sich sein. Umweltgerechtigkeit 

sollte vielmehr als eine neue Brille angewandt werden, um in allen Hand-

lungsfeldern der Sozialen Stadt Gesundheits- und Umweltaspekte stärker in 

den Blick zu nehmen und Maßnahmen an der Schnittstelle von Gesundheit, 

Umwelt und sozialer Lage zu entwickeln. 

 

2.3 Maßnahmen und Wirkungen 

 

Alle Maßnahmen, die dazu beitragen, dass räumlich konzentrierte gesund-

heitsrelevante Umweltbelastungen vermieden, reduziert oder kompensiert 

werden und die für die Bewohnerinnen und Bewohner in den betroffenen 

Quartieren neue Zugänge zu Umweltressourcen schaffen oder erleichtern, 

wirken im Sinne der Umweltgerechtigkeit. Bislang geschieht dies in den sel-

tensten Fällen explizit unter der Zielsetzung Umweltgerechtigkeit. Im vorran-

gegangenen Kapitel wurde beschrieben, in welchen Handlungsfeldern der 

Sozialen Stadt und darüber hinaus Maßnahmen vor allem verortet sind.  

 

2.3.1 Gute Praxis zur Umweltgerechtigkeit in der Sozialen Stadt 

 

Die im Forschungsprojekt erfolgte bundesweite Recherche nach geeigneten 

Praxisbeispielen zur Umweltgerechtigkeit in Gebieten der Sozialen Stadt 

orientierte sich an der oben beschriebenen inhaltlichen Anforderung. Sie 

speiste sich aus der Befragung von Ländern und Kommunen, aus der kombi-

nierten Schlagwortauswertung der Datenbanken Elektronisches Monitoring 

(eMo) und elektronische Begleitinformationen (eBi) sowie aus freier Recher-

che in Literatur und im Internet. Umweltgerechtigkeit wird als Begriff dabei 

selten explizit verwendet. Für die Projektbeschreibungen mussten die Aussa-

gen also in Bezug auf Umweltgerechtigkeit interpretiert werden.  

 

Aus den bundesweit über 100 recherchierten Projektbeispielen wurden letzt-

endlich 13 für die Publikation "Umweltgerechtigkeit in der Sozialen Stadt" 

(BMUB 2016) ausgewählt. Neben ihren vielfältigen Beiträgen zu einer nach-

haltigen und sozial gerechten Stadtentwicklung zeigen sie in den Themenfel-

dern Grünflächen, Gemeinschaftsgärten, Klima, Lärm/Verkehr sowie Umwelt-

bildung/Netzwerke, wie Umweltgerechtigkeit als Zielstellung vor Ort gezielt 

oder eher implizit aufgegriffen und verfolgt werden kann. Die Beispiele bilden 
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eine Vielfalt hinsichtlich der räumlichen Verortung, der Gebietscharakteristik, 

des Projektumfangs und der Akteurskonstellation ab.  

 

 

 

 



 Nachfolgend sind  die  13 ausgewählten  P raxisbeispiele karto  grafisch verortet   
 und kurz vorgestellt.  
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Quelle: Datenbasis: Laufende Raumbeobachtung des BBSR, geometrische Grundlage: BKG, Gemeinden, 31.12.2014,  

Bearbeitung: N. Körner-Blätgen, ergänzende Bearbeitung: Planergemeinschaft Kohlbrenner eG  

 

 

Urbaner Wald Schönauer Holz, Leipzig 

Programmgebiet Soziale Stadt: Grünau 

Nach Abriss eines großen Plattenbaukomplexes im Stadtteil Grünau wurde 

eine Freifläche von 5,5 Hektar mit Forstpflanzen zu einem Urbanen Wald 

entwickelt. Die kleinen Setzlinge werden später einen abwechslungsreichen, 

mittelhohen Wald bilden, der als Kaltluftschneise im Anpassungsprozess an 

den Klimawandel dient. Das Stadtforstamt wird die Bewirtschaftung des Wal-

des übernehmen, der auch Aufenthalts- und Spielbereiche umfasst.  

Gute Beispiele für Umweltgerechtigkeit in der Sozialen Stadt 



 
 

  Mombacher Abent eu erwald, Mainz      
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Programmgebiet Soziale Stadt: Mombach 

Der Mombacher Abenteuerwald ist ein Spiel- und Erholungsort für die Quar-

tiersbevölkerung in einem von angrenzender Industrie geprägten und belaste-

ten Quartier. Die 4.000 Quadratmeter große Fläche bietet gleichermaßen 

Erholung und Rückzug wie auch die Möglichkeit des Spielens und der Na-

turerfahrung für unterschiedliche Zielgruppen. Herausragend in diesem Pro-

jekt ist das umfassende Engagement von Zivilgesellschaft und den kooperie-

renden Ämtern für den Erhalt und die Qualifizierung dieses raren Frei- und 

Grünraums im Stadtteil.   

 

Travertinpark, Stuttgart 

Programmgebiet Soziale Stadt: Hallschlag 

In dem nicht nur sozial benachteiligten, sondern auch räumlich lange Zeit 

abgeschnittenen Stuttgarter Quartier sind durch die Umwandlung eines 

Steinbruches in einen öffentlichen Park ein neuer Zugang für die Bevölkerung 

zu einem Naturerfahrungs-, Bewegungs- und Erholungsraum sowie räumliche 

Verbindungen zwischen den Stadtteilen und zur Innenstadt entstanden. Der 

Travertinpark ist wesentlicher Bestandteil eines Freiraumkonzeptes für den 

Stadtteil, das mit umfassender Beteiligung erfolgreich umgesetzt wurde.   

 

Interkultureller Permakulturgarten Langenhorn, Hamburg  

Programmgebiet Soziale Stadt: Essener Straße, Langenhorn 

Der Interkulturelle Permakulturgarten (InPeLa) wurde als Gemeinschaftsgar-

ten ausgehend von einer Stadtteil-Gesundheitskonferenz entwickelt. Ihm liegt 

ein umfassendes Verständnis von Gesundheitsförderung zugrunde, das nicht 

nur die körperliche, sondern auch die seelische und soziale Gesundheit im 

Blick hat. Der Ort dient neben der gemeinschaftlichen Betätigung an der Luft 

und dem Anbau von Nahrungsmitteln auch der Gemeinschaftsbildung und 

Integration.    

 

Gemüsewerft, Bremen 

Programmgebiet Soziale Stadt: Gröpelingen 

Das Projekt verbindet urbane Landwirtschaft, gemeinsames Gärtnern, Inklu-

sion und lokale Ökonomie miteinander. Mit der Anlage der Gemüsewerft wur-

de eine Brache in dem verdichteten Stadtteil für die Bevölkerung zur gemein-

samen Gestaltung und gärtnerischen Bewirtschaftung nutzbar und zugänglich 

gemacht. 

 

 

 

 



 Klimaschutzquarti er Gaa rden, Kiel       
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Programmgebiet Soziale Stadt: Kieler Ostufer und Gaarden 

Aufbauend auf die Bündelungserfolge der Sozialen Stadt wurde der Stadtteil 

Gaarden zum ersten Kieler Klimaschutzquartier weiterentwickelt und stützt 

sich dabei auf ein breites Netzwerk der wesentlichen Akteure. Herausragend 

in Gaarden ist zudem das Projekt des Sport- und Begegnungsparks. Ein 

schwer zugängliches 37 Hektar großes Areal wurde mit einem neuen Wege-

netz und attraktiven Eingangsbereichen für die Bevölkerung erschlossen und 

mit einer Vielzahl von niedrigschwelligen Sport- und Begegnungsangeboten 

für verschiedene Zielgruppen ausgestattet, die von einer städtischen Koordi-

natorin organisiert werden.  

 

KiezKlima, Berlin 

Programmgebiet Soziale Stadt: Brunnenviertel-Brunnenstraße 

Partizipation ist der Schlüssel für die Beschäftigung mit Klimaanpassung in 

diesem Projekt. Auf Quartiersebene geht es darum, die Bevölkerung für ge-

sundheitsrelevante Auswirkungen des Klimawandels zu sensibilisieren und 

gemeinsam mit ihnen Maßnahmen zu entwickeln, die eine Reduzierung be-

ziehungsweise Vermeidung von Belastungen erwirken können. Dies beinhal-

tet zum Beispiel Klimaspaziergänge, die Schaffung von Kühleinseln im Quar-

tier, Begrünung oder die Betreuung von Klimastationen durch Kitas. 

 

Gartenstadt Drewitz, Potsdam 

Programmgebiet Soziale Stadt: Potsdam Stern / Drewitz 

Mit breiter Beteiligung über ein Werkstattverfahren wurde der Masterplan für 

die Plattenbausiedlung Drewitz entwickelt. Kernstück dabei ist der Rückbau 

der überdimensionierten und Lärmbelastung erzeugenden Durchgangsstraße. 

Stattdessen wurde ein Stadtteilpark für die Bevölkerung des Quartiers ge-

schaffen, der vielfältige Spiel- und Aufenthaltsbereiche aufweist und das 

Mikroklima verbessert. Mit seinem Energie- und Klimaschutzkonzept ist Dre-

witz auf dem Weg zu einem grünen und emissionsfreien Stadtteil.  

 

Lärmschutzmaßnahme Bahlsen, Barsinghausen 

Programmgebiet Soziale Stadt: Goethestraße-Bahlsen 

Um die Lärmbelastung im angrenzenden Wohnquartier zu verringern, wurden 

der Mitarbeiterparkplatz und die Zufahrt der Firma Bahlsen verlegt. Auf der 

Fläche des ehemaligen Parkplatzes entsteht nun ein Stadtteilpark mit Spiel- 

und Aufenthaltsbereichen sowie Skateranlage für Jugendliche. Damit wird für 

die Anwohnerinnen und Anwohner eine neue Grün- und Freifläche geschaf-

fen. 

 

 



 
 

  Wohnen am Ring , M ünchen     
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Programmgebiet Soziale Stadt: Innsbrucker Ring / Baumkirchner Straße 

Über das kommunale Zuschussprogramm "Wohnen am Ring" werden Lärm-

schutzmaßnahmen entlang des stark von Verkehrslärm belasteten Mittleren 

Rings ermöglicht. Durch Ergänzungsbauten entlang der Straße entstanden 

ruhige Hofbereiche zwischen bestehenden Zeilenbauten und mit baulichen 

Maßnahmen an den Gebäuden konnte die Lärmbelastung in den Wohnungen 

verringert werden. Über transparente Lärmschutzwände gelang es auch, 

Grünflächen für die Bewohnerschaft zu qualifizieren.  

 

Schule im Wald®, Berlin 

Programmgebiet Soziale Stadt: drei Soziale-Stadt-Gebiete in Berlin-Neukölln 

und Berlin-Mitte 

Im Mittelpunkt dieses Projektes steht der Zugang zu Naturerlebnissen für 

Kinder aus stark verdichteten Stadtquartieren. Grundlegend ist hierbei die 

Erkenntnis, dass sich ein Mangel an Naturerfahrungen negativ auf die Ge-

sundheit und Persönlichkeitsentwicklung auswirkt. Da es in den Quartieren 

aufgrund der baulichen Dichte schwer möglich ist, Grün- und Naturerfah-

rungsräume neu zu schaffen, bringt das Projekt die Kinder in den Wald.  

 

Unser Hahnenbach & Zauberwelt Wasser, Emschertal 

Programmgebiet Soziale Stadt: Gladbeck Brauck 

Aus einem Abwasserkanal, der für den Stadtteil mit Geruchsbelastungen 

verbunden war und als physische Barriere wirkte, ist im Zuge des Umbaus 

des Flusses Emscher ein naturnaher Bach mit hoher Identitätswirkung und 

Erholungsqualität geworden. Im Zuge dieser Maßnahme wurde durch Päda-

goginnen und Pädagogen aus angrenzenden Stadtteilen auch eine umfas-

sende Lehrmaterialsammlung für Schulen und Kitas entwickelt - die Zauber-

welt Wasser. Das Besondere im Projekt ist die Verknüpfung des überregiona-

len Vorhabens Flussumbau mit lokaler Quartiersarbeit.  

 

Gesundheitsnetzwerk, Nürnberg 

Programmgebiet Soziale Stadt: St. Leonhard / Schweinau 

Um die Gesundheitssituation insbesondere der Kinder und Jugendlichen in 

dem stark verdichteten und mit wenig Grün- und Freiflächen ausgestatteten 

Quartier zu verbessern, wurde ein Gesundheitsnetzwerk aufgebaut, an dem 

sich viele Kitas, Schulen und soziale Einrichtungen beteiligen. Mit Hilfe der 

Techniker Krankenkasse konnte ein Verfügungsfonds für Gesundheitsprojek-

te eingerichtet werden, der Mikroprojekte zum gemeinsamen Gärtnern, zu 

gesunder Ernährung und Bewegungsförderung finanziert. 

 
 



 2.3.2 Wirkung  vo n Maßnahmen        
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Zwar ist die Reduzierung einiger gesundheitsrelevanter Umweltbelastungen 

wie etwa Lärm oder Feinstaub messbar und auch die Anzahl oder Größe neu 

geschaffener Grünräume lassen sich beziffern. Eine eindeutige quantitative 

Beurteilung der Wirksamkeit entsprechender Maßnahmen zur Umweltgerech-

tigkeit beinhaltet jedoch einige Schwierigkeiten. Erfolgreich wären entspre-

chende Maßnahmen dann, wenn sie nachweislich zu einer Verbesserung der 

gesundheitlichen Lage der Bewohnerschaft in den betroffenen Gebieten bei-

tragen. Die Einflussfaktoren auf unsere Gesundheit sind jedoch vielfältig, ihr 

Zusammenspiel hochkomplex. Es ist schwierig, dabei die verhältnisbedingten 

(Einwirkung von außen, z. B. Umweltverschmutzung) und verhaltensbeding-

ten (durch eigenes Verhalten bestimmt) Ursachen voneinander zu unter-

scheiden. Auch die individuelle Vulnerabilität spielt eine große Rolle. Diese 

umfasst die verfügbaren Fähigkeiten und Ressourcen (zum Beispiel Einkom-

men und Bildung), die den externen Einfluss kompensieren oder abschwä-

chen können sowie Vorbelastungen (Köckler, Hornberg, 2012). Eindeutige 

Wirkzusammenhänge zwischen der Verbesserung oder Verschlechterung der 

individuellen Gesundheitssituation und einer bestimmten veränderten Um-

weltbelastung isoliert von anderen Einflüssen festzustellen, ist daher sehr 

schwierig. Zudem würde es das Vorhandensein entsprechender Sozialraum 

bezogener und miteinander kompatibler Umwelt-, Gesundheits- und Sozialda-

ten voraussetzen. Auf diesen Aspekt geht Kapitel 3 ausführlicher ein.  

 

Hinzu kommt der Faktor Zeit. Messbare Verbesserungen von Umweltbelas-

tungen und deren Auswirkungen auf die Gesundheitssituation halten sich 

nicht an begrenzte Förderzeiträume, sondern können sich erst nach deutlich 

längeren Zeiträumen niederschlagen. Diese Zusammenhänge verweisen 

auch auf weiteren Forschungsbedarf zum Thema (siehe Kapitel 4). Dabei 

geht es nicht nur um Erkenntnisgewinn und endsprechend abzuleitende 

Handlungserfordernisse für Umweltgerechtigkeit. Die Kraft der Zahlen ist 

auch zuträglich für eine weiterhin nötige Lobbyarbeit für das Anliegen einer 

sozial gerechten Gesellschaft. 

 

Qualitativ hingegen lassen sich im Rahmen des Forschungsvorhabens Aus-

sagen zur Wirkung von Maßnahmen zur Umweltgerechtigkeit festhalten. 

Maßgebliche Quellen dafür sind Angaben aus Projektbeschreibungen im 

Rahmen der bundesweiten Beispielrecherche, in erster Linie aber die Pro-

jektbesichtigungen und die tiefergehenden Aussagen der interviewten Akteu-

re aus den 13 portraitierten Projektbeispielen.  

 

Alle beschriebenen Projekte wirken für Umweltgerechtigkeit. Sie verringern 

zum Beispiel Umweltbelastungen oder schaffen Zugang zu Umweltressour-

cen. Selten ist dabei Umweltgerechtigkeit ein ausgesprochenes Hauptanlie-

gen. Die positiven Wirkungen sind vielmehr implizit. Allen Projekten gemein 
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ist, dass sie ganz vielfältige Effekte in unterschiedlichen Zielrichtungen haben. 

Sie befördern Teilhabe und Selbstorganisation von Akteuren und vernetzen 

sie, sie haben integrierende Wirkung im Quartier, sie verbessern ressortüber-

greifende Zusammenarbeit und fordern diese ein, sie fördern Bildung und 

Gesundheit oder sie verschönern das Wohnumfeld.  

 

Lärm kann krankmachen, zum Beispiel zu dauerhaften Schädigungen des 

Gehörs führen und das Risiko von Herz-Kreislauf-Erkrankungen erhöhen 

(Umweltbundesamt, 2015). Verkehrslärm geht zudem oft mit einer erhöhten 

Gesundheitsbelastung durch Luftschadstoffe wie Feinstaub und Stickoxide 

einher. Dauerhaftem Lärm, etwa an stark befahrenen Straßen, sind häufig 

Menschen in sozial benachteiligten Quartieren ausgesetzt. Die Beispiele aus 

München und Barsinghausen zeigen Maßnahmen auf, die nicht nur die ge-

sundheitsrelevanten Belastungen reduzieren, sondern darüber hinaus die 

wahrgenommene Lebensqualität, zum Beispiel durch Nutzung qualifizierter 

Außenräume, verbessern. 

 

Umweltbildung und Gesundheitsförderung wirken vor allem kompensierend 

bezüglich Umweltbelastungen und befähigen die Betroffenen, sich für ihre 

Interessen einzusetzen. Das zeigt zum Beispiel das Berliner Projekt Schule 

im Wald®, das Stadtkindern Erfahrungen im Wald ermöglicht - Erlebnisse, die 

sie in ihren hochverdichteten Wohnquartieren nicht haben können. Das Pro-

jekt sensibilisiert von klein auf für Umweltgerechtigkeit. Oftmals überreden die 

Kinder ihre Eltern, öfter mit ihnen in den Wald zu gehen und verschaffen so-

mit als Multiplikatoren noch mehr Menschen den gesundheitsfördernden Zu-

gang zu Natur und Bewegung. Die Förderung von gesunder Ernährung, 

Thema zum Beispiel im Gemeinschaftsgarten in Hamburg oder im Gesund-

heitsnetzwerk Nürnberg, kann zu mehr Gesundheitsbewusstsein führen, für 

Defizite und Belastungen sensibilisieren. Das regt nicht nur zu eigenen Ver-

haltensänderungen an, sondern kann auch Engagement und Mitgestaltung in 

anderen Bereichen erzeugen. Diese befähigende Wirkung ist für Umweltge-

rechtigkeit von Bedeutung, denn, so formulierte es Prof. Dr. Heike Köckler auf 

dem bundesweiten Kongress, "Für eine gerechte Verteilung von Umweltbe-

lastungen ist auch relevant, wer sich Gehör zu verschaffen vermag und die 

nötigen Mittel und Möglichkeiten besitzt und nutzt, um für sein Recht zu 

kämpfen." 

 

Maßnahmen zur Umweltgerechtigkeit können auch räumlich aufwertend wir-

ken, was Mietsteigerungen und Verdrängungseffekte zur Folge haben kann. 

Dieser Zusammenhang sollte mitgedacht werden. Im Projekt Klima-

schutzquartier Kiel-Gaarden zum Beispiel hat man sich ganz explizit das Ziel 

gesteckt, klimagerechten Wohnungsbau umzusetzen, ohne dass die beste-

hende Mieterschaft in Folge der entsprechenden baulichen Maßnahmen ver-

drängt wird. Handeln im Sinne der Umweltgerechtigkeit muss langfristig für 
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die sozial benachteiligte Bewohnerschaft wirken können und deren Bedarf an 

bezahlbarem Wohnraum berücksichtigen. 

 

2.4 Finanzierung und Mittelbündelung 
 

2.4.1 Finanzierung 
 

In der Untersuchung wurde festgestellt, dass viele Projekte in der Sozialen 

Stadt durchgeführt werden, die zur Umweltgerechtigkeit beitragen. Sie verfol-

gen dabei verschiedene Zielsetzungen, jedoch nicht explizit die Umweltge-

rechtigkeit und sind verschiedenen Handlungsfeldern zugeordnet. Entspre-

chend erfolgt in den Bundesländern und Kommunen keine ausdrückliche 

Erfassung von Projekten zur Umweltgerechtigkeit und daher ist eine separate 

Ermittlung der Kosten für Umweltgerechtigkeit nicht möglich. Um sich den-

noch der Frage der Kosten von Maßnahmen zur Umweltgerechtigkeit zu nä-

hern, wurden die befragten Länder gebeten, eine Einschätzung zum ungefäh-

ren Anteil dieser Kosten an den Gesamtkosten der Fördermaßnahmen der 

Sozialen Stadt vorzunehmen. Im Ergebnis wurden von den Ländern sehr 

unterschiedliche Einschätzungen vorgenommen. Während einige Länder nur 

einen geringen Anteil von bis zu 10 Prozent der Kosten bei Maßnahmen zur 

Umweltgerechtigkeit sehen, geben andere bis zu 50 Prozent an. Damit reicht 

das Spektrum von einer geringen Bedeutung von durchgeführten Maßnah-

men zur Umweltgerechtigkeit bis zu einem wesentlichen Anteil und einer 

entsprechend hohen Bedeutung.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 
 

  2.4.2 Mittelbü ndelu ng     
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Zur Bündelung von Mitteln lassen sich hingegen einige verlässliche Aussagen 

treffen. Um Maßnahmen zur Umweltgerechtigkeit umzusetzen, werden in den 

Programmgebieten Mittel der Sozialen Stadt mit anderen Fördermitteln ge-

bündelt. Dreiviertel der befragten Kommunen gaben an, weitere Fördermittel 

dafür einzusetzen. Deutlich wird, dass ein Fördermix notwendig ist, um Maß-

nahmen zur Umweltgerechtigkeit in den Programmgebieten der Sozialen 

Stadt umzusetzen. Dies entspricht der Philosophie des Programms, die eine 

Bündelung von Mitteln vorsieht, um benachteiligte Stadtquartiere zu stabilisie-

ren. Das Spektrum der eingesetzten Fördermittel, das über die Befragungen 

und die Recherche nach guten Beispielen ermittelt wurde, ist dabei weit ge-

streut und reicht von EU- und Bundesmitteln sowie Förderprogrammen aus 

anderen Ressorts über Landesmittel bis zu Stiftungen und Krankenkassen 

(siehe Tabelle 1). Auch kommunale Mittel werden im Sinne der Umweltge-

rechtigkeit eingesetzt. 

 

Ebene Fördermittel und Fördermittelgeber 

Europäische Union EFRE - Europäischer Fonds für Regionale Entwicklung 
ESF - Europäischer Sozialfonds (zum Beispiel BIWAQ - Bun-
desprogramm "Bildung, Wirtschaft, Arbeit im Quartier", EQUAL 
- Gemeinschaftsinitiative EQUAL)  
Interreg - Europäische territoriale Zusammenarbeit, Struk-
turfonds  
URBAN - Gemeinschaftsinitiative URBAN 

Bund APUG - Aktionsprogramm Umwelt und Gesundheit 
Energetische Stadtsanierung - KfW Programm 432  
ExWoSt - Experimenteller Wohnungs- und Städtebau 
Konjunkturpaket II 
Programme des BAMF - Bundesamt für Migration und Flücht-
linge 
Programme des BMG - Bundesministeriums für Gesundheit 
Städtebauförderungsprogramme (zum Beispiel Stadtumbau) 

Land Programm zur Förderung der Nahmobilität (Nordrhein-
Westfalen) 
Programme der Umweltressorts 
Klimaschutzprogramme 
Zukunftsenergieprogramm des Wirtschaftsressorts (Saarland) 
Landesstiftungen 

Kommune Kommunale Lärmschutzprogramme  
Umweltprogramme 
Gesundheitsförderung 

Stiftung/ Sonstige Stiftungen 
Krankenkassen 
Lotteriemittel (zum Beispiel Aktion Mensch) 

Tabelle 1: Beispiele für eingesetzte Fördermittel und Fördermittelgeber, Quelle: Planergemeinschaft Kohl-

brenner eG  
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Die in der Tabelle genannten Fördermittel und -geber sind eine Momentauf-

nahme aus den befragten Kommunen und stellen keine abschließende Auflis-

tung dar. In der Praxis ist davon auszugehen, dass eine Vielzahl weiterer 

Fördermittel gebündelt werden und weitere Fördermittelgeber Gelder für 

Maßnahmen in den Programmgebieten beisteuern. In den Aussagen der 

Kommunen wird aber deutlich, dass nur die Kooperation verschiedener Ak-

teure aus unterschiedlichen Ressorts und die Unterstützung aus verschiede-

nen Quellen Projekte gelingen lässt. Insbesondere für die Verknüpfung von 

investiven und sozial-integrativen Maßnahmen ist ein Fördermittelmix oft 

unverzichtbar. Auch für Maßnahmen zur Umweltgerechtigkeit ist diese Ver-

knüpfung sehr zielführend, da zum Beispiel investive Maßnahmen wie die 

Neuanlage von Grünflächen mit sozial-integrativen Maßnahmen wie Angebo-

ten zur Bewegungsförderung auf den neu geschaffenen Flächen verbunden 

werden können. 

 

Über eine institutionelle und strategische Förderung von benachteiligten Ge-

bieten, wie sie zum Beispiel über das Rahmenprogramm Integrierte Stadtteil-

entwicklung (RISE) in Hamburg erfolgt, können die einzelnen Programme der 

Städtebauförderung besser miteinander kombiniert und gebündelt für Um-

weltgerechtigkeit in den betreffenden Gebieten angewandt werden. Mit RISE 

führt Hamburg das Programm Soziale Stadt sowie weitere Programme der 

Städtebauförderung und Stadtteilentwicklung zusammen und setzt entspre-

chende Mittel gebündelt in den Stadtteilen ein. 

 

Mit Blick auf das Ressort Gesundheit gewinnen Krankenkassen in der Koope-

ration vor Ort und als Fördermittelgeber eine stärkere Bedeutung. So ist es 

zum Beispiel in der Kommune Nürnberg gelungen, insgesamt 100.000 Euro 

über die Kooperation mit einer Krankenkasse zur Finanzierung von gesund-

heitsbezogenen Mikroprojekten im Programmgebiet St. Leonhard/Schweinau 

einzusetzen. Weitere Leistungen der Krankenkassen zur Gesundheitsförde-

rung in den benachteiligten Quartieren der Sozialen Stadt können sich über 

das 2015 in Kraft getretene Präventionsgesetz ergeben.  

 

Neben der Bündelung von verschiedenen Fördermitteln ist auch eine Zu-

sammenführung mit Regelfinanzierungen anderer Ressorts von Bedeutung. 

Insbesondere das Verkehrsressort ist in der Lage, in Maßnahmen wie Ver-

kehrsberuhigung, Einbau von Flüsterasphalt oder Verkehrslenkungsmaß-

nahmen zu investieren, die in hohem Maße für mehr Umweltgerechtigkeit 

wirken.  

 

2.5 Akteure und Kooperationen 

 

Alle Akteure, die sich thematisch an der Schnittstelle von Umwelt, Gesundheit 

und sozialer Lage treffen, sind potenzielle Partner für Umweltgerechtigkeit. 
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Wenn sie zudem über ihre Einzelinteressen hinaus Know-how, Ressourcen 

und Engagement zur Verfügung zu stellen und aufeinander abstimmen, kön-

nen förderliche Kooperationen für mehr Umweltgerechtigkeit in der Sozialen 

Stadt und darüber hinaus entstehen. 

Hinsichtlich der Verankerung des Themas Umweltgerechtigkeit in der Sozia-

len Stadt ist es sinnvoll, zwischen impulsgebenden Akteuren und umsetzen-

den Akteuren zu unterscheiden, auch um daran die unterschiedlichen Ein-

fluss- und Handlungsebenen zu verdeutlichen. 

 

2.5.1 Impulse für Umweltgerechtigkeit 

 

Die wesentlichen Impulse für mehr Umweltgerechtigkeit in der Sozialen Stadt 

gehen von den Ministerien und Behörden des Bundes, der Länder und Kom-

munen aus. Dies spiegelten die Antworten aus den Befragungen von Ländern 

und Kommunen wieder und auch viele interviewte Akteure aus der Projekt-

praxis bestätigen dies. Relevant sind hier vor allem die Umweltressorts auf 

allen Ebenen, auf kommunaler Ebene sind zusätzlich die Stadtentwicklungs-

ämter impulsgebende Kräfte.  

 

Ein wirkmächtiges Beispiel auf Bundesebene für die benannte Impulskraft ist 

die explizite Verankerung des Themas Umweltgerechtigkeit im Rahmen der 

Fortschreibung der Verwaltungsvereinbarung zur Städtebauförderung 2016 

durch das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsi-

cherheit und die Länder. Damit können städtebauliche Maßnahmen zur Um-

weltgerechtigkeit im Programm Soziale Stadt nun auch explizit gefördert wer-

den. Neben der Notwendigkeit derartiger Erlasse für das Voranbringen eines 

Themas wie hier Umweltgerechtigkeit, ist dies auch ein wichtiges und erwar-

tetes Signal für die Umsetzungsebene. 

 

Laut Befragung kommen aus der Politik deutlich weniger Impulse als aus der 

Verwaltung. Dieses Ergebnis deckt sich auch mit anderen Quellen zum For-

schungsfeld. Offenbar ist das Thema Umweltgerechtigkeit in der Fachöffent-

lichkeit inzwischen präsent, scheint aber im politischen Raum noch nicht an-

gekommen zu sein. An diesem Umstand etwas zu verändern, ist insofern von 

großer Bedeutung für das Thema Umweltgerechtigkeit, als dass ein klarer Ruf 

aus der Praxis an die Politik, sowohl im Rahmen der Projektinterviews als 

auch Akteur übergreifend vom bundesweiten Kongress "Umweltgerechtigkeit 

in der Sozialen Stadt" ausging: Für ein erfolgreiches Handeln braucht es die 

politische Rückendeckung, braucht es Akteure aus der Politik, die Umweltge-

rechtigkeit auf ihre Agenda setzen.  

 

Zivilgesellschaftliche Vereinigungen, Verbände oder Stiftungen wurden in der 

Befragung selten als Impulsgeber für Umweltgerechtigkeit genannt. Zwar 

würde das Thema auch von diesen Akteuren inzwischen auf die Agenda ge-
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bracht, jedoch noch sehr vereinzelt und selten explizit. Demgegenüber steht, 

dass zum Beispiel auf Bundesebene die Deutsche Umwelthilfe als Verband 

zweifelsohne eine Vorreiterrolle zum Thema innehat. Sie beschäftigt sich 

bereits seit einigen Jahren und in mehreren Forschungsvorhaben explizit mit 

Umweltgerechtigkeit, zum Beispiel mit der Rolle der Partizipation oder der 

Bedeutung für Biodiversität. Zudem ist der BUND hervorzuheben, der als 

bundesweit tätiger Verband auf dieser Ebene und auf der Berliner Länder-

ebene zum Modellvorhaben der Umweltgerechtigkeitskonzeption wichtige 

beratende Funktionen übernommen hat und für das Thema wirbt.  

Den Krankenkassen wird bislang kaum impulsgebende Bedeutung für Um-

weltgerechtigkeit beigemessen. Perspektivisch könnte sich das mit dem 2015 

in Kraft getretenen Präventionsgesetz ändern, denn dieses verpflichtet die 

Kassen, konkrete Leistungen zur Gesundheitsförderung und Prävention zu 

erbringen. Auch die Gebietskulissen der Sozialen Stadt zählen zu den Le-

benswelten, die mit diesen Mitteln gefördert werden sollen. 

 

2.5.2 Umsetzungsebene   

 

Bei der Umsetzung von Maßnahmen im Sinne der Umweltgerechtigkeit haben 

viele der oben genannten, eher zurückhaltenden Akteure eine größere Be-

deutung: Wohnungsbaugesellschaften, Verbände und Initiativen sind hier 

wesentliche und unterstützende Partner. Im zivilgesellschaftlichen Spektrum 

sind vor allem die Bereiche Soziales, Umwelt und Bildung, zum Beispiel auch 

in Stiftungen, vertreten. Sportvereine spielen eine Rolle in Bezug auf Bewe-

gungsförderung. Für Bewegungs- und Gesundheitsförderungen kommt den 

Krankenkassen vereinzelt eine besondere Bedeutung zu, die allerdings aus-

gebaut werden könnte. So agieren sie zum Beispiel als Drittmittelgeber für 

Projekte der Sozialen Stadt oder beteiligen sich durch Beratung oder Anlei-

tung bei der Entwicklung und Durchführung von Maßnahmen. Auch kommu-

nale und private Unternehmen unterstützen Maßnahmen zur Umweltgerech-

tigkeit. Sie finanzieren Einzelmaßnahmen, treten als Sponsoren auf oder sind, 

wie zum Beispiel die Projekte Unser Hahnenbach und Zauberwelt Wasser 

zeigen, Antragsteller und Fördernehmer im Programm Soziale Stadt. 

 

Ämter sind auch in der Umsetzung unverzichtbar, bislang allen voran die 

Stadtplanungs- und Umweltämter. Deren Wirken im Sinne der Umweltgerech-

tigkeit ist vor allem dort erfolgreich, wo eine ressortübergreifende Zusammen-

arbeit gelingt.  

 

Eine Schlüsselrolle in der Entwicklung und Umsetzung von Projekten zur 

Umweltgerechtigkeit nehmen die Quartiersmanagements ein. In den seltens-

ten Fällen der im Forschungsprojekt recherchierten Beispiele ist das Quar-

tiersmanagement lediglich über die Fördermittelvergabe im Rahmen der So-

zialen Stadt beteiligt. Meist sind es die Quartiersmanagements, die hier we-
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sentliche Schlüsselkompetenzen zum Einsatz bringen: Sie stellen die Verbin-

dungen zu und zwischen lokalen Akteuren her, moderieren Beteiligungsver-

fahren und organisieren die Schnittstellen zwischen Ämtern, Bewohnerschaft, 

sozialen Trägern und Unternehmen. Gerade für die nachhaltige Wirkung von 

Maßnahmen ist diese Projekt begleitende und vernetzende Tätigkeit von 

großer Bedeutung. Bei der dafür nötigen Aktivierung und Beteiligung der loka-

len Einrichtungen wie Schulen, Kitas und Nachbarschaftszentren, die sich 

auch für Maßnahmen der Umweltgerechtigkeit als maßgebliche Akteure in 

der Praxis herausgestellt haben, wird dies besonders deutlich. Und natürlich 

bei der Erreichung und Einbindung der Bewohnerinnen und Bewohner. 

 

Denn letztlich ist es die Bewohnerschaft, die maßgeblich für eine nachhaltige 

Wirkung der Projekte ist - und dies keineswegs nur als Nutzergruppe, son-

dern auch in der Projektentwicklung. Im Rahmen von Beteiligungsverfahren 

zeigen Bewohnerinnen und Bewohner Defizite und Bedarfe auf - ein Beispiel 

ist das gezielt auf Beteiligung angelegte Projekt KiezKlima in Berlin. Die Be-

wohnerschaft bringt auch Gestaltungsideen ein, etwa bei Freiraumkonzepten, 

wie dem Travertinpark in Stuttgart, übernimmt längerfristig Pflege- und Erhal-

tungsaufgaben wie etwa in Gemeinschaftsgartenprojekten und kann als Mul-

tiplikator für die Verbreitung und Implementierung von Umweltgerechtigkeit im 

Alltag fungieren.  

 

2.5.3 Erfahrungen aus der Praxis 

 

Erfahrungen der Akteure, die im Kontext der Sozialen Stadt für mehr Umwelt-

gerechtigkeit wirken, sind den Befragungen, den Projektinterviews im Rah-

men der Beispielrecherche und dem Austausch auf dem bundesweiten Kon-

gress entnommen. Aus diesen Kontakten konnten vor allem qualitative Ein-

schätzungen erhoben werden. 

 

Neue Themen bringen Akteure in bislang ungewöhnlichen Akteurs-

konstellationen zusammen, wie etwa die Krankenkasse und das Stadt-

planungsamt im Gesundheitsnetzwerk Nürnberg oder die Wasserwirtschaft 

und Bildungseinrichtungen im Emschertal. Gerade Umweltgerechtigkeit benö-

tigt vielfältige Interessen, die es zu verschneiden gilt: soziale Belange, Um-

weltthemen, Gesundheitsförderung. Im Kontext der Sozialen Stadt ist zudem 

eine sozialräumliche Betrachtungsweise wichtig. Das ist spannend, stellen 

viele der Akteure fest, doch es ist auch mühsam, verlangt dies doch einen 

ausdrücklichen Blick über den Tellerrand und das Beschreiten teilweise neuer 

Wege der Zusammenarbeit.  

 

Und es braucht Zeit - Zeit, die die begrenzten Förderzeiträume in der Sozia-

len Stadt nicht immer einräumen können. Auch können Zeithorizonte auf den 

Ebenen der Planenden und der lokalen Akteure unterschiedlich bewertet 
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werden. Den langen Atem, der für Beteiligungsprozesse in Planungskontex-

ten unabdingbar ist, können die Bewohnerinnen und Bewohner, soziale Ein-

richtungen und Träger oftmals nicht aufbringen, auch weil diese Planungspro-

zesse nicht immer transparent und niedrigschwellig vermittelt werden. Hierbei 

sind Akteure, die kommunikative Brücken zwischen Verwaltungsabläufen und 

der Vor-Ort-Ebene schlagen können, wie die Quartiersmanagements oder 

aber eine vor Ort präsente Verwaltung von großer Bedeutung. Top-down und 

Bottom-up waren auch Diskussionsgegenstand auf dem bundesweiten Kon-

gress, mit dem Fazit: Akteure beider Wirkrichtungen können und sollten in 

Theorie und Praxis voneinander lernen, sich nicht als widerstreitend, sondern 

vielmehr ergänzend verstehen. Umweltgerechtigkeit, so ein Statement auf 

dem Kongress, ist ohnehin auf nur einem dieser Wege kaum erreichbar. Es 

braucht Verfahren und Vorgaben "von oben", die die Rahmenbedingungen 

zur Umsetzung von Maßnahmen zur Umweltgerechtigkeit schaffen oder er-

leichtern und es braucht Empowerment und Engagement der Akteure vor Ort, 

um sie umzusetzen und weiterzuentwickeln (Planergemeinschaft Kohlbrenner 

eG, 2016). 

 

Themen- und auch Akteurskonkurrenzen (Träger, Ressorts, Initiativen) ste-

hen der Umweltgerechtigkeit im Weg. Was an der Schnittstelle von Umwelt, 

Gesundheit und sozialer Lage zusammen gedacht und gemacht werden 

müsste, kann sich in der Praxis aufgrund von Zielkonflikten oder im Wettstreit 

um Fördermittel gegenseitig behindern. So können etwa Vorhaben der Frei-

raumplanung mit Anliegen des Naturschutzes kollidieren. Dass dabei in ress-

ortübergreifender Zusammenarbeit Lösungen und Kompromisse gefunden 

werden können, zeigen zum Beispiel die Maßnahmen zum Schutz der Zaun-

eidechse im Travertinpark Stuttgart. Im Gegenüber mit existentiellen Armuts-

themen, die vielfach in den Gebieten der Sozialen Stadt aktuell sind, erschei-

nen Projekte zur Gesundheitsförderung oder Begrünung nicht immer gleich-

wertig wichtig. Es gilt, gerade bei dem Thema Umweltgerechtigkeit, Überzeu-

gungsarbeit in der Herstellung von Bezügen zu eigenen Interessen und Ziel-

setzungen zu leisten und diesbezüglich für Synergien zwischen einzelnen 

Interessensgruppen und Ressorts zu werben. Wer das kann und macht, ist 

Schlüsselakteur für ein Handeln im Sinne der Umweltgerechtigkeit. Das Pro-

gramm Soziale Stadt hat dafür mit den hierbei üblichen Verfahrensbeteiligten 

und deren Kompetenzen einiges zu bieten, erfordern doch die meisten För-

dermaßnahmen genau diese integrierte Betrachtungs- und Herangehenswei-

se.  

 

Doch die im Rahmen des Programms geschaffenen oder qualifizierten Ver-

netzungsstrukturen reichen nicht aus. Natürlich machen auch Akteure im Feld 

der Umweltgerechtigkeit die Erfahrung, dass gelungene Projekt-

zusammenarbeit weniger von Strukturen oder Institutionen abhängig ist, son-

dern vielmehr von konkreten Personen lebt, von deren Engagement, aber 

auch deren Beziehungen zu anderen Akteuren auf gleicher Ebene.  
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Ressortübergreifendes Handeln ist also auch Beziehungsarbeit im wahrsten 

Sinne. Vertrauen und gemeinsame Erfolgserlebnisse, so berichteten mehrere 

Akteure im Forschungsprozess, haben oftmals weitere Kooperationen auch in 

anderen Zusammenhängen nach sich gezogen. Umweltgerechtigkeit kann 

also auch Erprobungs- und Motivationsfunktion für neue ungewöhnliche Ko-

operationsmodelle für andere Themen der sozialen Stadtentwicklung sein.  

 

2.5.4 Erfolgreich kooperieren für Umweltgerechtigkeit in der Sozia-

len Stadt 

 

In Kommunen mit eingeführten ressortübergreifenden Kooperationen sind die 

Voraussetzungen für zielgerichtetes und integriertes Handeln im Sinne der 

Umweltgerechtigkeit besser. Schwierig hingegen gestalten sich entsprechen-

de Vorhaben, wenn diese Basis fehlt. Häufig ist eine enge Zusammenarbeit 

zwischen den Stadtplanungs-, Umwelt- und Grünflächenämtern sowie den 

Gesundheitsressorts noch wenig eingespielt und ausbaufähig. Dass sich das 

durch gute Praxis nachhaltig ändern kann, verdeutlicht das Hamburger Bei-

spiel des Interkulturellen Permakulturgartens. Durch das Projekt angestoßene 

neue Kooperationsbeziehungen zwischen Gesundheitsressort und dem 

Fachbereich Stadtgrün konnten auch über dieses Projekt hinaus erfolgreich in 

weiteren Vorhaben wirksam werden. 

 

Viele Kommunen sehen in einer stärkeren Einbindung von Wirtschaftsver-

bänden und -unternehmen sowie von Trägern der Wohlfahrtspflege und der 

Krankenkassen eine wichtige und noch zu wenig genutzte Chance für Um-

weltgerechtigkeit. Umfassende integrierte Stadtentwicklungsvorhaben wie 

etwa beim Beispiel des Kieler Klimaschutzquartiers Gaarden hätte die Stadt 

ohne finanzielle und strategische Beteiligung von Partnern aus der Wirtschaft 

und von Verbänden nicht stemmen können, so das klare Fazit der Projektlei-

tung auf dem Kongress "Umweltgerechtigkeit in der Sozialen Stadt". Doch 

auch in kleineren Projekten sind Kooperationen mit solchen Akteuren bedeut-

sam oder gar entscheidend. In den meisten Bundesländern sind Maßnahmen 

wie zum Beispiel Coachings von Akteuren, Umweltbildungs- oder andere 

sozial-integrative Projekte über das Programm Soziale Stadt nicht förderfähig. 

Diese sind aber, wie mehrfach dargestellt, sehr förderlich oder gar entschei-

dend für Projekte, die im Sinne der Umweltgerechtigkeit wirken. Nahezu alle 

präsentierten Praxisbeispiele im Forschungsvorhaben zeigen das. Für diese 

Leistungen braucht es oft Kooperationspartner, die diese mit finanziellen Mit-

teln oder Infrastruktur ermöglichen. Auch für eine Verstetigung beziehungs-

weise Weiterführung von im Rahmen der Sozialen Stadt initiierten Projekten 

sind solche Partner wesentlich, denn diese sind nicht an begrenzte Förder-

laufzeiten gebunden.  
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Im Forschungsprojekt wurde an verschiedenen Stellen eine stärkere Einbin-

dung und Beteiligung des Verkehrsressorts und anderer Verkehrsakteure 

gewünscht. Der motorisierte Individualverkehr (MIV) stellt eine für die Um-

weltgerechtigkeit erhebliche Quelle von Umweltbelastungen dar. Verkehr wird 

zwar auf anderer Maßstabsebene als der des Quartiers geplant und gelenkt, 

seine Auswirkungen sind aber ganz konkret auf dieser Ebene wahrnehmbar 

und belasten die dortigen Bewohnerinnen und Bewohner. Hinsichtlich förder-

licher und notwendiger Kooperationen für Umweltgerechtigkeit gibt es des-

halb eine klare Konsequenz, die beim Kongress auf den Punkt gebracht wur-

de: Der Verkehr muss mit an den Tisch in der Debatte. Er ist ein Schlüsselak-

teur für Umweltgerechtigkeit (Planergemeinschaft Kohlbrenner eG, 2016).  

 

Als förderlich für Projekte zur Umweltgerechtigkeit haben sich auch Koopera-

tionen mit Wissenschaft und Forschung erwiesen. Nicht nur tragen sie mit 

fachspezifischem Wissen oder auch Daten zu einer fundierten und komplexen 

Betrachtungsweise bei, wie sie gerade das Thema Umweltgerechtigkeit erfor-

dert. Zumeist bringen entsprechende Einrichtungen, wie Universitäten, Fach-

hochschulen oder Forschungszentren personelle Ressourcen und zusätzliche 

methodische und inhaltliche Module in Projekte der Sozialen Stadt ein: Erhe-

bungsmethoden etwa zur Feinstaubbelastung in Quartieren und deren Aus-

wertung, Klimastationen und entsprechende Anleitung für lokale Akteure oder 

pädagogische Beratung für Umweltbildungsprojekte. Wissenschaft kann über 

die Quartiere hinaus Impulse an die Politik geben und zur Legitimation geziel-

ter Fördermaßnahmen beitragen.  

 

Um nötige neue Kooperationen in der Sozialen Stadt für die Zielstellungen 

der Umweltgerechtigkeit aufzubauen, ist es entscheidend, das Interesse und 

Engagement von Akteuren für die Quartiersebene zu gewinnen, wie zum 

Beispiel Krankenkassen, größere Unternehmen, Verbände, Stiftungen oder 

auch wissenschaftliche Einrichtungen.   

 

2.6 Erfolgsfaktoren 

 

Im Rahmen der recherchierten guten Beispiele von Maßnahmen zur Umwelt-

gerechtigkeit in der Sozialen Stadt, die in der gleichnamigen Publikation por-

traitiert sind, wird deutlich, dass einige wiederkehrende Faktoren wesentlich 

zum Erfolg der Projekte beigetragen haben.  

 

Gelungene Maßnahmen zur Umweltgerechtigkeit gehen auf die Mehrfachbe-

lastung in den Gebieten ein. Sie verknüpfen verschiedene Zielsetzungen 

miteinander, gewinnen das Engagement und Know-how verschiedener Akteu-

re und bündeln in der Regel unterschiedliche Mittel im Projekt. Schlüssel zum 

Erfolg sind dabei das Denken und Handeln jenseits eigener Interessen, Res-
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sorts und auch räumlicher Grenzen sowie die Bereitschaft und Fähigkeit zur 

Kooperation. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Mehrere Ziele im Blick  

Projekte der Sozialen Stadt verfolgen oft verschiedene Zielsetzungen gleich-

zeitig. Für Umweltgerechtigkeit ist genau dies von besonderer Wichtigkeit. Mit 

der Neuanlage des Sport- und Begegnungsparks in Kiel-Gaarden ist es ge-

lungen, für die Bewohnerschaft des angrenzenden benachteiligten Quartiers 

einen Zugang zu einer attraktiven Grünfläche zu schaffen und gleichzeitig mit 

den dort stattfindenden niedrigschwelligen sportlichen Angeboten die Ge-

sundheit der Bewohner zu fördern. In der Gemüsewerft in Bremen-

Gröpelingen wird eine Brache in dem verdichteten Stadtteil für die Bevölke-

rung zur gemeinsamen Gestaltung und gärtnerischen Bewirtschaftung nutz-

bar und zugänglich gemacht. Anliegen der urbanen Landwirtschaft ist es zu-

dem, ein Lernort zu verschiedenen ökologischen Themen und gesunder Er-

nährung zu sein.  

 

Ressortübergreifende Kooperation  

Für die Umsetzung von Projekten zur Umweltgerechtigkeit spielt die ressort-

übergreifende Kooperation, eine entscheidende Rolle, denn der Ansatz an 

der Schnittstelle von Umwelt, Gesundheit und sozialer Lage erfordert ein 

Zusammenspiel von Wissen, Befugnissen und Ressourcen aus unterschiedli-

chen Fachbereichen, insbesondere aus Stadtplanungs-, Umwelt- und Ge-

sundheitsämtern. Das heißt auch, dass Ressortinteressen durch kooperatives 

Handeln überwunden werden müssen. Der Mombacher Abenteuerwald in 

Mainz zum Beispiel konnte neben dem großen zivilgesellschaftlichen Enga-

gement nur durch die gute Kooperation zwischen Stadtplanung, Grün- und 
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Umweltamt, dem Forstamt sowie dem Ressort Jugend erfolgreich erhalten 

und qualifiziert werden.  

 

Neue Kooperationen für den Sozialraum 

Weil Umweltgerechtigkeit die Belange Umwelt, Gesundheit und soziale Lage 

mit sozialräumlicher Betrachtungsweise zusammenführt, lädt das Thema 

auch zu neuen und fruchtbaren Akteurskonstellationen ein. Im Nürnberger 

Gesundheitsnetzwerk etwa arbeitet die Stadtplanung eng und erfolgreich mit 

einer Krankenkasse zusammen. Die umfassende Lernmaterialsammlung 

Zauberwelt Wasser konnte nur durch die gelungene und bis dato sehr außer-

gewöhnliche Kooperation von Wasserwirtschaft und Bildungseinrichtungen 

entstehen. Entscheidend für gute Kooperationen für Umweltgerechtigkeit ist 

auch die Fähigkeit der Akteure, ihr Handeln sozialräumlich zu betrachten und 

auszurichten.    

 

Mittelbündelung  

Die Bündelung von Fördermitteln der Sozialen Stadt mit weiteren Finanzmit-

teln ist nicht nur erklärtes Ziel der Städtebauförderung, sondern in gelunge-

nen Beispielen auch gelebte Praxis. Vielfach wird es erst im Zusammenspiel 

vieler Förderungen möglich, integrierte Projekte, wie sie Umweltgerechtigkeit 

erforderlich macht, erfolgreich umzusetzen. Das Projekt Schule im Wald® 

bündelt in mehreren Berliner Quartiersmanagementgebieten Mittel der Sozia-

len Stadt mit einem Programm der Berliner Bildungsverwaltung, Mitteln der 

Berliner Forsten und einer Stiftung. Die umfassenden Mehrzielmaßnahmen 

für das Klimaschutzquartier Kiel-Gaarden konnten nur durch den abgestimm-

ten Einsatz von verschiedenen Landes- und kommunalen Mitteln und einer 

KfW-Förderung realisiert werden.  

 

Verknüpfung von baulichen und sozial-integrativen Maßnahmen  

Es hat sich gezeigt, dass für die Umsetzung im Sinne des integrierten Ansat-

zes der Umweltgerechtigkeit eine Verschränkung von baulichen mit sozial-

integrativen Maßnahmen sinnvoll ist und eine nachhaltige Wirkung befördert. 

Die Entwicklung und Gestaltung des Travertinparks in Stuttgart wurde zum 

Beispiel durch Drittmittel finanzierte Bewegungsangebote flankiert, die die 

Nutzergruppen an den neuen Freiraum und seine Möglichkeiten heranführt. 

Mit angedockten Bildungsangeboten im dortigen Gartenprojekt wurden Men-

schen aus dem Quartier für Pflege- und Erhaltungsarbeiten gewonnen. Die 

Wirkung der umfassenden Baumaßnahmen im Rahmen des Emscherumbaus 

erfuhren erst durch die vielfältige Beteiligungs- und Bildungsarbeit auf Quar-

tiersebene in Gladbeck Brauck Akzeptanz und Wertschätzung unter der Be-

völkerung. 

 



 
 

  Bürgerschaftliche s E ngagement      
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Bürgerschaftliches Engagement kann ein Auslöser für Maßnahmen zur Um-

weltgerechtigkeit sein, etwa durch das Einfordern von Verbesserungen oder 

des Erhalts von Ressourcen, zum Beispiel im Fall des Mombacher Abenteu-

erwaldes in Mainz. Dass der Abenteuerwald als Freifläche dem Quartier er-

halten blieb, ist maßgeblich auf das Engagement der Anwohnerinnen und 

Anwohner zurückzuführen. Insgesamt ist bürgerschaftliches Engagement für 

die Bedarfsermittlung, Projektumsetzung und auch für die Verstetigung von 

Projekten ein Erfolgsfaktor. Zum Beispiel tragen die Mitglieder des Interkultu-

rellen Permakulturgartens in Hamburg-Langenhorn nach Aufbau- und Anlei-

tungsphase inzwischen den Garten selbst. Dabei setzen sie sich über Gar-

tenthemen hinaus im Stadtteil ein und vernetzen Akteure sowie unterschiedli-

che Themen wie Bewegung, Ernährung und interkulturellen Austausch mitei-

nander.  

 

Frühzeitige und kontinuierliche Bürgerbeteiligung  

Nicht nur für die Akzeptanz von Maßnahmen ist die Beteiligung der betroffe-

nen Zielgruppen von Bedeutung. Anwohnerinnen und Anwohner bringen 

schon bei der Bedarfsermittlung und der Entwicklung konkreter Maßnahmen 

wichtiges Wissen ein, das sich erst aus der alltäglichen Lebensbewältigung 

im Quartier ergibt. Das Projekt KiezKlima in Berlin setzte dies erfolgreich für 

die Realisierung alltagstauglicher Klimaanpassungsmaßnahmen ein. Vor 

allem die Kontinuität der Beteiligung war für den Travertinpark in Stuttgart ein 

Schlüssel. Durch die langen Planungszeiten, wie für solche umfassenden 

Maßnahmen üblich, drohte das Engagement von Bewohnerinnen und Be-

wohnern abzunehmen. Hier war es entscheidend, die Zielgruppen durch re-

gelmäßige Präsenz und transparente Informationen an der Parkentwicklung 

teilhaben zu lassen.   

 

Themen und Räume verbinden 

Der Zusammenhang von Umwelt, Gesundheit und sozialer Lage sollte sozial-

räumlich betrachtet werden. Oft beinhaltet das auch einen Wechsel der Maß-

stabsebene. Dass der milliardenschwere Flussumbau in der Emscherregion 

auch etwas mit Stadtteilentwicklung zu tun hat, fiel beim Blick auf die Karte 

auf: Die von den Abwasserkanälen besonders beeinträchtigten Gebiete sind 

größtenteils Städtebaufördergebiete mit sozialen Problemlagen. Diese Ver-

bindung führte in Gladbeck Brauck zur Kooperation zwischen Wasserwirt-

schaft und Sozialer Stadt und motivierte weitere Nachfolgeprojekte dieser Art 

in der Region. 

 

Offenheit der Verwaltung für neue Wege  

Um Maßnahmen im Sinne der Umweltgerechtigkeit umzusetzen, können 

innovative Ansätze, die Offenheit erfordern, hilfreich sein. Einen solchen Weg 

hat die Stadt Leipzig im Projekt Urbaner Wald mit der Entwicklung eines neu-
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en Flächentyps durch Kooperation von Stadtplanung und Stadtforstamt ein-

geschlagen. Dabei riskierte sie auch einiges Befremden der Anwohnerschaft, 

die lange warten muss, bis die kleinen Baumsetzlinge zu einem erlebbaren 

Wald werden. Die Stadt begegnete diesen Bedenken erfolgreich mit frühzeiti-

ger und kontinuierlicher Information. Mut zu großen Begriffen war in der Gar-

tenstadt Drewitz ein Schlüssel für die Ermöglichung und Förderung der radi-

kalen Straßenumbau- und energetischen Sanierungsmaßnahmen in dem 

Programmgebiet der Sozialen Stadt und nicht zuletzt auch für die Identifikati-

on und Akzeptanz in der Bevölkerung. 

 

 



 
 

  3 Indikato ren  zur Erfassung  von  Umweltgerech tig keit  
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Voraussetzung für gezieltes Handeln im Sinne der Umweltgerechtigkeit ist 
deren Erfassung. Bevor Mehrfachbelastungen entgegengewirkt werden kann, 
müssen sie auf kleinräumiger Ebene feststellbar sein. Ziel muss es sein, 
Stadt- und Ortsteile zu identifizieren, die in besonderem Maße im Zusam-
menhang von Umwelt, Gesundheit und sozialer Lage benachteiligt sind. 

Indikatoren für die Erfassung von Umweltgerechtigkeit müssen der Mehrdi-
mensionalität des Ansatzes gerecht werden und die verschiedenen Belas-
tungsbereiche abbilden. Zudem müssen sie übereinandergelegt werden kön-
nen, um sie zu Aussagen über Mehrfachbelastungen zu verdichten.  

Die praktische Anwendung von Indikatoren zur Umweltgerechtigkeit ist den 
Autorinnen bisher nur vom Berliner Modellvorhaben der Senatsverwaltung für 
Stadtentwicklung und Umwelt bekannt, das in Kapitel 3.1 näher erläutert wird. 
Auf Basis dieses Modellvorhabens ist in dem Forschungsprojekt "Umweltge-
rechtigkeit im städtischen Raum" (UBA 2015) ein Monitoringansatz entwickelt 
worden, der darauf beruht, häufig verfügbare Indikatoren zu aggregieren, um 
für viele Kommunen anwendbar zu sein (siehe Kapitel 3.2). Ergänzend wer-
den die Ergebnisse der Kommunenbefragung zur Anwendung von Indikatoren 
zur Umweltgerechtigkeit aus dem vorliegenden Forschungsvorhaben in Kapi-
tel 3.3 vorgestellt.  

 

3.1 Beispiel: Die Integrierte Berliner Umweltgerechtigkeitskon-
zeption 

 

Zur Erarbeitung notwendiger Grundlagen für die zielgerichtete Entwicklung 
von umwelt- und gesundheitspolitischen Handlungsstrategien arbeitet das 
Land Berlin seit 2008 an dem ressortübergreifenden raumbezogenen Modell-
vorhaben "Umweltgerechtigkeit in Berlin" (Klimeczek 2012, 2014). In Koope-
ration mit fachlich zuständigen Senatsverwaltungen, dem Amt für Statistik 
Berlin-Brandenburg, mehreren Universitäten, außeruniversitären For-
schungseinrichtungen und dem Umweltbundesamt wurden die einzelnen 
Themenfelder der Integrierten Berliner Umweltgerechtigkeitskonzeption 
(IBUk) entwickelt und für das Berliner Stadtgebiet angewendet (Bundesamt 
für Strahlenschutz et al. 2011, Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und 
Umwelt 2016). 

Die Integrierte Berliner Umweltgerechtigkeitskonzeption besteht aus vier 
Ebenen: 

- Umweltgerechtigkeitsmonitoring (kleinräumliche Umweltbelastungsana-
lyse) 

- räumliche Ebene (Ausgleichskonzeption) 

- Umsetzungsebene (Strategien, Maßnahmen, Projekte) 

- Evaluation. 



 Dabei stand unte r a nderem die Fra ge  im Vordergrund,  wi e Informationen,  
 Daten und Analyseergebnisse aus den Fachressorts Umwelt, Gesundheit, 
Stadtentwicklung, Städtebau und Soziales gemeinsam auf der Ebene der 447 
Planungsräume [PLR, kleinste Einheit der Lebensweltlich Orientierten Räume 
(LOR)] in Berlin übereinandergelegt und zu einer neuen räumlichen Betrach-
tung zusammengeführt werden können. 

Hierzu wurde ein zweistufiges Monitoring angewendet. Auf der Ebene der 447 
Planungsräume Berlins wurden zunächst Daten zu fünf Kernindikatoren aus-
gewertet, die nachfolgend erläutert werden. Die Auswertungen sind dabei von 
unterschiedlichen Forschungseinrichtungen und Verwaltungseinheiten vorge-
nommen worden. Zur Vergleichbarkeit der Kernindikatoren untereinander 
wurden die Ergebnisse in jeweils drei Belastungskategorien (gering, mittel, 
hoch) eingeteilt. 
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3.1.1 Indikatoren 
 

Folgende Kernindikatoren wurden für die Integrierte Berliner Umweltgerech-
tigkeitskonzeption erarbeitet und für das Berliner Stadtgebiet kleinräumig 
angewandt. 

 

Lärmbelastung  

Zur Ermittlung der sozialräumlichen Belastung durch Lärm wurde das Prinzip 
der externen Kosten angewendet. Dieses beruht auf der Annahme, dass nicht 
die Verursachenden des Lärms dessen negative Effekte tragen, sondern dass 
sie diese auf Dritte verlagern. Die in Dezibel gemessene Lärmbelastung wird 
in Bezug auf die entstandenen Umweltschäden bewertet, indem die Anzahl 
der von Lärm betroffenen Personen berücksichtigt wird.1 Die durchschnittliche 
Lärmbelastung pro Einwohnerin/Einwohner gibt Aufschluss darüber, wie stark 
die Belastung unabhängig von der Einwohnerdichte der Gebiete ist.  

 

1  TU Dresden, Lehrstuhl für Verkehrsökologie, Prof. Dr. Ing. Udo J. Becker, Thilo Becker, 
Julia Gerlach (2012): Externe Autokosten in der EU-27. Überblick über existierende 
Studien 

Luftschadstoffe 

Um flächengewichtete Jahresmittelwerte der Luftschadstoffkonzentrationen 
für die Planungsräume zu erhalten, wurden für die Gesamtstadt Daten basie-
rend auf Rasterzellen (500m x 500m) und linienhaften Informationen zu den 
Hauptverkehrsstraßenabschnitten (mit Längen und Breitenangaben) ausge-
wertet. Letztere wurden einbezogen, um Planungsräume mit hohen Anteilen 
von Straßenverkehrsflächen zu betonen. Die Daten mussten mit den Grenzen 
der Planungsräume verschnitten werden, Jahresmittelwerte wurden mit Mo-
dellierungsverfahren bestimmt.  

 

                                                        



 
 

  Grünflächenversorgu  ng     
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Die Planungsraum bezogene Grün- und Freiflächenversorgung wird über eine 

komplexe Berechnungsmethode des Fachverfahrens "Versorgungsanalyse 

für die städtische Versorgung mit Grünflächen (VAG)" in vier Versorgungsstu-

fen ermittelt. Einbezogen werden zunächst die öffentlichen wohnungsnahen 

und siedlungsnahen Grünanlagen, die durch Flächengrößen (wohnungsnah: 

> 0,5 Hektar; siedlungsnah: > 10 Hektar) und Einzugsbereiche (wohnungs-

nah: 500 Meter; siedlungsnah: 1.000-1.500 Meter) unterschieden werden. Die 

Versorgung mit halböffentlichen und privaten Grün- und Freiflächen wird über 

stadtstrukturelle Kennwerte ermittelt, von Teilblock- auf Planungsraumebene 

aggregiert und mit dem öffentlichen Versorgungsgrad kombiniert. Zum 

Schluss wird ein Planungsraumindex mit drei Versorgungsklassen ermittelt. 

Die Ausstattungsqualität bleibt dabei unberücksichtigt. 

 

Bioklimatische Belastung 

Die bioklimatische Belastung ist am höchsten, wenn eine Hitzebelastung am 

Tage vorhanden ist und in der Nacht keine ausreichende Abkühlung stattfin-

det. Für die Integrierte Berliner Umweltgerechtigkeitskonzeption wurden zwei 

Bewertungsindices zu einem sogenannten PET-Index (Physiological Equiva-

lent Temperature) kombiniert. Für die Tagesbelastung fanden Daten des 

PMV-Index (Predicted Mean Vote, vorausgesagter mittlerer Wert) Eingang 

und für den Wärmestress während der Nacht diejenigen des PET-Index. 

 

Soziale Problematik 

Das Monitoring Soziale Stadtentwicklung 2013 basiert als gestuftes Indexver-

fahren auf den vier Index-Indikatoren: 

- Arbeitslosigkeit: Anteil der Arbeitslosen (SGB II und III) an den 15-65-

Jährigen, 

- Langzeitarbeitslosigkeit: Anteil der Arbeitslosen (SGB II und III) mit einer 

Bezugszeit von über einem Jahr an den 15-65-Jährigen, 

- Anteil der nicht arbeitslosen Empfängerinnen und Empfänger von Exis-

tenzsicherungsleistungen (SGB II und XII) an den Einwohnerinnen und 

Einwohnern und 

- Kinderarmut: Transferbezug SGB II der unter 15-Jährigen. 

Diese können als Status und als Veränderungsdynamik in einem bestimmten 

Zeitraum abgebildet werden. Für die Integrierte Berliner Umweltgerechtig-

keitskonzeption wurde der aus den Statusindikatoren berechnete Statusindex 

verwendet, um die räumliche Verteilung sozial benachteiligter Einwohnerin-

nen und Einwohner abzubilden. 

 

Zusätzlich zur Analyse mit den Kernindikatoren werden die Erkenntnisse mit 

Hilfe von Ergänzungsindikatoren präzisiert. Dabei werden zum Beispiel die 

Wohnlagenkarte des Berliner Mietspiegels, die überwiegende Realnutzung 
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aus dem Berliner Umweltatlas sowie die sozialräumliche Verteilung der Bau-

struktur betrachtet.  

Die Ergebnisse sind pro Kern- und Ergänzungsindikator kartografisch darge-

stellt. Zusammengeführt worden sind die Kernindikatoren in zwei integrierten 

Mehrfachbelastungskarten mit den Kategorien "unbelastet", "einfach", "zwei-

fach", "dreifach" und "vierfach" sowie weiteren thematischen Mehrfachbelas-

tungskarten. Als maßgeblich für das ressortübergreifende, raumbezogene 

Planen und Verwaltungshandeln gilt die "Berliner Umweltgerechtigkeitskarte", 

die auf der integrierten Mehrfachbelastungskarte Umwelt und soziale Proble-

matik aufbaut. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

Quelle: Klimeczek 2014 

Berliner Umweltgerechtigkeitskarte 



 
 

  3.1.2 Einschä tzun g und Übertrag barkeit    
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Mit der Integrierten Berliner Umweltgerechtigkeitskonzeption IBUk wurden 

erstmals Indikatoren zur Erfassung der Umweltgerechtigkeit und ein Verfah-

ren zur Verschränkung der Indikatoren entwickelt, das die Mehrfachbelastun-

gen auf kleinräumiger Ebene gut darstellen und damit Gebiete mit unter-

schiedlichen Handlungsbedarfen ausweisen kann.  

Für das Berliner Modellvorhaben waren umfassendes wissenschaftliches 

Know-how und arbeitsintensive Erhebungs- und Analyseverfahren erforder-

lich. Dieser hohe zeitliche und personelle Aufwand ist sicherlich nicht von 

allen Kommunen leistbar. Zudem konnte in Berlin auf eine qualifizierte Daten-

basis auf kleinräumiger Ebene zugegriffen werden. Die Ausgangsbedingun-

gen und die vorhandene Datenbasis stellen sich in den Kommunen sehr un-

terschiedlich dar, so dass eine Übertragbarkeit der Anwendung in andere 

Kommunen im Einzelfall zu prüfen ist. Die IBUk kann jedoch wertvolle inhaltli-

che und methodische Hinweise und Anregungen zu geeigneten Indikatoren 

geben, die an die spezifischen Bedingungen in den Kommunen anzupassen 

sind. Im Forschungsvorhaben "Umweltgerechtigkeit im städtischen Raum" 

(UBA 2015), auf das im Folgenden eingegangen wird, wird daher das IBUk 

als Basis für Überlegungen zu einem vereinfachten Vorgehen genommen.  

 

3.2 Monitoringansatz aus dem Forschungsvorhaben "Umweltge-

rechtigkeit im städtischen Raum" 

 

Im Forschungsvorhaben "Umweltgerechtigkeit im städtischen Raum", das 

vom Deutschen Institut für Urbanistik (Difu) im Auftrag des Umweltbundesam-

tes (UBA 2015) durchgeführt wurde, wird auf Basis der Ergebnisse des Berli-

ner Modellvorhabens ein vereinfachter, zweistufiger Monitoringansatz vorge-

schlagen. Das gesamtstädtische kleinräumige Monitoring benennt Indikatoren 

für die Bereiche Soziale Lage, Gesundheit und Umwelt, die der nachfolgen-

den Tabelle 2 zu entnehmen sind. 

Im Rahmen der ersten Stufe wird die Gesamtstadt kleinräumig mittels Ba-

sisindikatoren betrachtet, in der zweiten Stufe erfolgt eine vertiefende Be-

trachtung der in der ersten Stufe als mehrfach belastet identifizierten Gebiete. 

Mittels der Vertiefungsindikatoren sollen auch qualitative Aussagen zu den 

Gebieten getroffen werden können.  

Vor dem Hintergrund, dass die Verfügbarkeit von kleinräumigen Daten in den 

Kommunen sehr unterschiedlich ist, wird empfohlen, auch mit den jeweils 

vorhandenen individuell ausgewählten Indikatoren zu arbeiten. Die inhaltliche 

Relevanz, die Aussagefähigkeit und die Stabilität des Indikators sind neben 

der Verfügbarkeit weitere Kriterien für die Basisindikatoren. Die Anzahl der 

Indikatoren sollte dabei überschaubar und handhabbar sein. 
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Betrachtungs-
ebene 

Indikatorset Soziale Lage 
 

Indikatorset Umwelt 
 

Indikatorset Gesundheit 
 

Gesamtstädtisch  
kleinräumig 

- Anteil der Langzeitarbeitslo-
sen 

- Anteil der erwerbstätigen 
SGB II-Empfänger/innen 

- Anteil der Kinderarmut 
- Anteil der Jugendarbeitslo-

sigkeit 

- Belastung durch Straßenver-
kehrslärm (Tag-Abend-
Nacht-Lärmindex Lden) 

- Belastung durch Feinstaub 
PM10 im Jahresmittel 

- Belastung durch Stickstoff-
dioxid NO2 im Jahresmittel 

- Anteil an öffentlichen Grün-
flächen 

- Häufigkeit des Auftretens von 
Adipositas und Übergewicht 
bei Schuleingangsuntersu-
chungen 

- Häufigkeit des Auftretens von 
grobmotorischen Störungen 
bei Schuleingangsuntersu-
chungen 

Vertiefend 
teilräumlich 

- Übergangsquote aufs Gym-
nasium 

- Schulentlassene ohne Bil-
dungsabschluss 
 

- Belastung durch weitere 
Lärmquellen wie Schienen-, 
Flug-, Industrie- und Gewer-
belärm 

- Geschätzte Anzahl der Men-
schen, die in lärmbetroffenen 
Gebieten (Straßenverkehrs-
lärm und ggf. Gesamtlärm) 
leben 

- Kleinräumige Lärmverteilung 
(gebäudescharfe Bewertung) 

- Qualität öffentlicher Grünflä-
chen (Zugänglichkeit, Aus-
stattung, Sicherheit, Sauber-
keit, Pflegezustand, Umwelt-
belastung) 

- Überwärmungsgebiete be-
ziehungsweise Gebiete mit 
Überwärmungspotenzial 

- Bebauungsdichte (Grundflä-
chenzahl) 

- Lichtimmissionen künstlicher 
Beleuchtungsanlagen 
(mittlere Beleuchtungsstärke 
in der Fensterebene) 

- Daten zu belastungsspezifi-
schen Krankheiten aus Ein-
zelstudien 

Tabelle 2: Indikatorenset Umweltgerechtigkeit, Quelle: Planergemeinschaft Kohlbrenner eG, eigene Darstellung nach Preuß und anderen, 2013 

 

Mit dem Monitoringansatz wird den Kommunen ein niedrigschwelliges Hand-

werkszeug geliefert, um an den jeweils verfügbaren Daten anzusetzen und 

sich ohne zusätzliche wissenschaftliche Erhebungen der Beurteilung von 

Mehrfachbelastungen zu nähern. Die vorgeschlagenen Indikatoren sind in 

vielen Kommunen zugänglich und damit für die Anwendung geeignet. 

 

 



 
 

  3.3  Ergebniss e  der  Kommunen befr agung    

 

 

                              

 

       

     

  

  

 

 

 

 

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

      

   

  

    

 

     

      

    

      

 

      

   

   

  

 

      

 

  
 

  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 

Um Aussagen zum Einsatz von Indikatoren für Umweltgerechtigkeit in der 

Sozialen Stadt zu treffen, wurden die Kommunen im Rahmen des vorliegen­

den Forschungsvorhabens zu ihrer Datenerhebung und zu Mehrfachbelas­

tungen hinsichtlich von Umwelt- und Gesundheitsfaktoren befragt. 

Datenerhebung in den Kommunen 

Werden in Ihrer Kommune Daten zur räumlichen Verteilung gesundheitsrelevanter 
Umweltbelastungen, zur Gesundheitssituation und zum Zugang zu Umweltressour­
cen erhoben? Bitte benennen Sie ggf. welche. 

Quelle: Planergemeinschaft Kohlbrenner eG 

Über zwei Drittel der Kommunen erheben Daten zur räumlichen Verteilung 

gesundheitsrelevanter Umweltbelastungen, zur Gesundheitssituation und 

zum Zugang zu Umweltressourcen. Konkret benannt werden Sozialraumana­

lysen und die Gesundheitsberichterstattung. Bei Letzterem wird vor allem auf 

die Auswertung der Schuleingangsuntersuchungen verwiesen. 

Als konkrete Beispiele für die Erhebung von Umweltbelastungen werden Luft­

schadstoffe, Bioklima, Lärm und Altlasten benannt. Unterschiedliche Plan-

werke bewerten die Belastungen und zeigen Wege zum Abbau auf, wie z. B. 

Lärmminderungsplanung und Klimafunktionskarten mit Luftaustauschberei­

chen. Stadtteilstudien werden benannt, um die Grünflächenversorgung zu 

analysieren. 

Insgesamt wird deutlich, dass der Großteil der Kommunen in Bezug auf Luft­

belastungen, Verkehr und Lärm, Grundwasser- und Bodenschutz sowie die 

Versorgung mit Grünflächen Analyseinstrumente und Planungsverfahren 

einsetzt, um die Voraussetzungen für den Abbau der Belastungen zu schaf­

fen. Über die Erhebung der Grünflächenversorgung ist vielfach eine Grundla­

ge vorhanden, um einem sozialgerechten Zugang zu dieser Ressource näher 
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Quelle: Befragung von ausgewählten Kommunen, 2015 (N=24)

 
 

        

 

 

                                 

  

   

   

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

 
 
 
 

 

 

 

 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 
 
 

    

   

   

     

    

 

    

  

      

       

    

    

  

     

 

   

  

    

 

 

zu kommen. Allerdings können aufgrund der Befragung keine Aussagen dar­

über getroffen werden, ob eine Vergleichbarkeit oder Verschränkung der 

Analysen zu den verschiedenen Parametern auf kleinräumiger Ebene möglich 

ist oder bereits vorgenommen werden. 

Mehrfachbelastungen in den Programmgebieten 

Ist das/sind die Programmgebiet/e der Sozialen Stadt in ihrer Kommune auch hin­
sichtlich Umwelt- und Gesundheitsfaktoren mehrfach belastet? Bitte führen Sie dies 
ggf. näher aus. 

Quelle: Planergemeinschaft Kohlbrenner eG 

Drei Viertel der befragten Kommunen geben bei der Frage nach Mehrfachbe­

lastungen an, dass die Programmgebiete der Sozialen Stadt auch hinsichtlich 

der Umwelt- und Gesundheitsfaktoren mehrfach belastet sind. Hervorgeho­

ben werden Schadstoffbelastungen durch Verkehr und Industrie in Bezug auf 

Luft, Lärm sowie Geruch. Weiterhin benannt werden Bodenbelastungen auf 

Brachflächen. 

Im Bereich der gesundheitlichen Belastungen werden Bewegungsdefizite 

aufgrund zu geringen Freiraumangebotes aufgeführt. Von einigen Kommunen 

werden konkrete Problematiken in Bezug auf Übergewichtigkeit und Zahner­

krankungen bei Kindern benannt. Auch wird auf eine geringere Lebenserwar­

tung in benachteiligten Quartieren verwiesen. Diese Vermutung deckt sich mit 

Studien des Robert-Koch-Instituts, die festgestellt haben, dass ein niedriger 

sozioökonomischer Status mit einem erhöhten Mortalitätsrisiko und einer 

verringerten Lebenserwartung einhergeht (Lampert; Kroll 2014; Robert Koch-

Institut 2015). 

Kommunen, die keine Mehrfachbelastungen angegeben haben, begründen 

dies damit, dass bereits Lösungen für Probleme gefunden wurden, wie Lärm­

schutzwände an der Autobahn oder dass keine gravierenden Emissionen 

durch Verkehr und Industrie vorhanden sind. 
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Die Befragung der Kommunen macht deutlich, dass bereits viele Daten zu 

Umwelt- und Gesundheitsfaktoren in den Kommunen erhoben werden und 

das Problembewusstsein zu Mehrfachbelastungen vorhanden ist. Allerdings 

bleibt offen, wie kleinräumig und miteinander vergleichbar die Datensätze 

sind. Es ist davon auszugehen, dass in den Kommunen mit unterschiedlicher 

Schwerpunktsetzung auch jeweils unterschiedliche Daten erfasst werden. Die 

Daten sind in der Regel in verschiedenen Planwerken und Studien zugäng-

lich. Für eine Beurteilung der Mehrfachbelastungen hinsichtlich der Umwelt-

gerechtigkeit ist erforderlich, die Daten auf gleicher räumlicher Ebene überei-

nander zu legen. Dies ist in den jeweiligen Kommunen mit unterschiedlich 

großem Arbeitsaufwand verbunden. Dafür sind zusätzliche personelle Res-

sourcen in den Kommunen erforderlich, deren Durchsetzung einer Zustim-

mung von Seiten von Politik und Verwaltung bedarf.  

 



 4 Weiterer  Fo rschungsbeda rf      
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Ausgehend von der vorliegenden Untersuchung lässt sich weiterer For-

schungsbedarf zur Umweltgerechtigkeit in der Sozialen Stadt, aber auch dar-

über hinaus für die Städtebauförderung und die Stadtentwicklung insgesamt 

feststellen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Gesundheit  

Bisher gibt es für den Bereich des öffentlichen Gesundheitsdienstes keine 

kommunalen Fachplanungen. Etabliert ist das Instrument der Gesundheitsbe-

richterstattung. Die Daten werden mit unterschiedlichen Gebietsbezügen und 

vielfach in Bezug auf Zielgruppen ausgewertet.  

Forschungsfrage: Welchen Beitrag kann das Ressort Gesundheit in der Ab-

wägung der formellen und informellen Planung auf sozialräumlicher Ebene 

leisten? 

Umweltgerechtigkeit beschäftigt sich mit gesundheitsrelevanten Umweltbelas-

tungen und nimmt damit verhältnisbedingte Gesundheitsfaktoren in den Blick. 

Die Gesundheitswissenschaften unterscheiden zwischen verhaltensbedingten 

und verhältnisbedingten Faktoren. Auch auf Quartiersebene ist diese Unter-

scheidung für ein zielgerichtetes Handeln zentral.  

Forschungsfragen: Welche Wirkungszusammenhänge zwischen verhältnis-

bedingten Umweltfaktoren und Gesundheit lassen sich messen? Wie lassen 

sich verhaltensbedingte Faktoren von verhältnisbedingten isolieren? Welche 

weiteren medizinischen Indikatoren aus der Forschung eignen sich für Aus-

sagen zu verhältnisbedingten Umweltbelastungen, die für die Gesundheit 

relevant sind?  



 
 

  Umwelt       
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Die Analyse von Umweltbelastungen wird über formelle Planungsinstrumente 

ermöglicht, wie zum Beispiel über den Immissionsschutz, die Luftreinhalte-

planung, die Lärmminderungsplanung und das Bodenschutzrecht. Diese 

Fachplanungen und Analysen beziehen sich auf die jeweiligen Umweltgüter 

wie Luft und Boden. Sie werden in der Regel gesamtstädtisch erhoben. Eine 

Verschneidung mit Analysen zur sozialen Lage auf sozialräumlicher Ebene 

kann erst in einem nächsten Schritt erfolgen. 

Forschungsfragen: Welchen Aussagegehalt in Bezug auf die Umweltgerech-

tigkeit haben die verschiedenen Planungsinstrumente? Was können die Pla-

nungsinstrumente in Bezug auf kleinräumlicher beziehungsweise sozialräum-

licher Ebene leisten?  

 

Verkehr 

Motorisierter Individualverkehr ist als Quelle von Lärm und Feinstaub ein 

wesentlicher Verursacher von gesundheitsrelevanten Umweltbelastungen im 

Quartier und damit eine Stellschraube für Umweltgerechtigkeit. Kooperatio-

nen mit dem Verkehrsressort sind aber bisher auf Quartiersebene wenig aus-

geprägt. Ziele, Ausgangsbedingungen und Wirkungsradius der Verkehrspla-

nung und der Quartiersentwicklung sind unterschiedlich. Über verkehrliche 

Maßnahmen wie Temporeduzierung, den Umbau in Spielstraßen oder den 

Einbau von Flüsterasphalt lassen sich Belastungen begrenzen.  

Forschungsfragen: Wie lässt sich die Einbindung des Verkehrsressorts in die 

Abstimmungsprozesse der Sozialen Stadt verbessern? Welche guten Bei-

spiele gibt es, in denen gelungene Kooperationen für eine Reduzierung von 

gesundheitsrelevanten Umweltbelastungen im Quartier gesorgt haben? 

In vielen Städten sind alternative Mobilitätskonzepte und -ansätze entstan-

den, die dem motorisierten Individualverkehr durch eine Förderung des Rad-

verkehrs durch qualifizierte Radwegeverbindungen, Share-Modelle oder eine 

soziale Preispolitik des öffentlichen Personennahverkehrs etwas entgegen-

setzen. Umweltbelastungen lassen sich auch durch E-Mobility-Ansätze redu-

zieren.  

Forschungsfrage: Welchen Beitrag können alternative Mobilitätskonzepte zur 

Verbesserung der Umweltgerechtigkeit leisten? Wie lassen sich alternative 

Mobilitätsansätze so organisieren, dass sie möglichst große Effekte auf eine 

Verbesserung der Umweltgerechtigkeit haben? 

 

Indikatoren  

Im Rahmen des Berliner Modellvorhabens zur Integrierten Umweltgerechtig-

keitskonzeption und darauf aufbauend im Monitoringansatz aus dem For-

schungsvorhaben "Umweltgerechtigkeit im städtischen Raum" (UBA 2014) 

sind geeignete Indikatoren erforscht und für Berlin erprobt worden. Aus ande-

ren Kommunen liegen bisher keine Erkenntnisse zur Anwendung von Indika-
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toren zur Umweltgerechtigkeit vor. Mit Fallstudien könnte Folgendes vertieft 

werden. 

Forschungsfrage: Wie lassen sich Indikatoren zur Umweltgerechtigkeit in die 

Monitoringsysteme der Kommunen integrieren? 

 

Städtebauliche Strukturen 

Der Stadtraum mit seinen urbanen Baustrukturen (zum Beispiel Blockstruktur, 

Zeilenbebauung, Großsiedlung) bringt unterschiedliche Voraussetzungen 

dazu mit, wie sich zum Beispiel Lärm verbreitet, sich Hitzeinseln bilden oder 

Grünflächen zugänglich sind. Für Umweltgerechtigkeit ist das relevant.  

Forschungsfragen: Wie können verschiedene urbane Baustrukturen (zum 

Beispiel Blockstruktur, Zeilenbebauung, Großsiedlung) hinsichtlich Umweltge-

rechtigkeit beurteilt werden? Gibt es spezifische Auswirkungen der Baustruk-

tur auf Umweltgerechtigkeit, die sich verallgemeinern lassen? 

In vielen Großstädten wächst die Bevölkerung. Diese Städte brauchen Flä-

chen für den Wohnungsbau und verdichten vielfach die Innenstädte, um den 

benötigten Wohnraum in nachgefragter und verkehrsgünstiger Lage zu schaf-

fen. Dabei werden Grünräume überbaut und versiegelt. 

Forschungsfragen: Wie wirken sich welche baulichen Verdichtungsformen auf 

Umweltgerechtigkeit aus? Wie lässt sich die wachsende Stadt und ihr Ver-

dichtungsanspruch mit Zielsetzungen der Umweltgerechtigkeit verbinden? 

 

 



 
 

  5 Handlung se mpfehlungen     
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Umweltgerechtigkeit kann einen Beitrag dafür leisten, dass die Wohn- und 

Lebensverhältnisse in den Quartieren der Sozialen Stadt nachhaltig verbes-

sert werden. Dabei sollte Umweltgerechtigkeit nicht als neues Handlungsfeld 

in der Sozialen Stadt eingeführt werden, sondern als "neue Brille", die die 

Zusammenhänge zwischen Umwelt, Gesundheit und sozialer Lage stärker in 

den Fokus nimmt und einen neuen Blick auf die Programmatik und Umset-

zung der Sozialen Stadt wirft. Gute Voraussetzungen dafür bietet das Pro-

gramm: Die Akteure in Bund, Ländern, Kommunen und im Quartier sind er-

probt im Umgang mit integrierten Projekten und Maßnahmenbündeln, die 

verschiedene Zielsetzungen verfolgen. Maßnahmen, die im Sinne der Um-

weltgerechtigkeit wirken, werden bereits umgesetzt. Nun geht es darum, Um-

weltgerechtigkeit als Ziel stärker und auch explizit bei der Entwicklung und 

Umsetzung von Maßnahmen zu integrieren. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Das Thema braucht mehr Öffentlichkeit und die explizite Benennung, um 

besser wirksam zu werden. Um die Implementierung der Umweltgerechtigkeit 

in der Sozialen Stadt zu erhöhen, ist es erforderlich, den beteiligten Akteuren, 

insbesondere aus der Lokal- und Länderpolitik den Mehrwert des Ansatzes zu 

verdeutlichen. Mit Umweltgerechtigkeit lässt sich die Verbesserung der Le-

bensqualität und die Schaffung von gesunden Lebensbedingungen im Sinne 

von Chancengleichheit gut begründen.  

 

Aus dem Forschungsvorhaben können Handlungsempfehlungen für mehr 

Umweltgerechtigkeit an die Akteure der verschiedenen Ebenen adressiert 

werden. Reflektiert wurden wesentliche Handlungsempfehlungen aus dem 

Positionspapier der Akademie für Raumforschung und Landesplanung (ARL 

2014) und dem Forschungsvorhaben "Umweltgerechtigkeit im städtischen 

Raum" (UBA 2015). Die daraus ausgewählten Handlungsempfehlungen wur-
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den in die Befragungen innerhalb des vorliegenden Forschungsvorhabens 

aufgenommen. Eine wesentliche Rückmeldung der Länder und Kommunen 

ist, dass fast alle vorgeschlagenen Handlungsempfehlungen als sehr wichtig 

oder als wichtig angesehen wurden. In weiterer Rückkopplung mit den befrag-

ten Akteuren in den Quartieren der guten Beispiele und den Diskussionen auf 

dem bundesweiten Kongress zur Umweltgerechtigkeit werden nachfolgend 

die wichtigsten Empfehlungen mit der adressierten Ebene dargestellt.  

 

5.1 Übergreifende Empfehlungen 

 

Strukturen für ressortübergreifendes Handeln ausbauen  

Diese Empfehlung richtet sich an Bund, Länder und Kommunen. Ressort-

übergreifendes Handeln ist auf allen Ebenen wesentlicher Erfolgsfaktor für die 

Verbesserung von Umweltgerechtigkeit. Da es bei dem Thema insbesondere 

um die Verschränkung der Bereiche Umwelt und Gesundheit geht, sind auch 

gerade diese Ressorts gefordert, ihr Analyse- und Handlungswissen mit den 

Akteuren der Städtebauförderung zu teilen. Die Zusammenarbeit dieser Res-

sorts ist vielfach vor Ort noch nicht etabliert. Geeignete Strukturen für die 

Zusammenarbeit können dabei auf den verschiedenen Ebenen auch unter-

schiedlich gestaltet sein. Wichtig erscheint vor allem die Verbindlichkeit der 

Zusammenarbeit. Die Bundesebene ist angehalten, rechtliche und finanzielle 

Rahmen für eine solche förderliche programmatische Zusammenarbeit zu 

stecken. Die Länder sollten mit der inhaltlichen Erweiterung und Konkretisie-

rung der Programme weitere Weichen für die Umsetzungsebene stellen. Auf 

kommunaler Ebene kann zum Beispiel mit ressortübergreifenden Arbeits-

gruppen eine Umsetzung für mehr Umweltgerechtigkeit gefördert werden.  

 

Verkehr als Schlüsselressort einbeziehen 

Ein wichtiges Ressort für die Herstellung von mehr Umweltgerechtigkeit ist 

der Verkehr. Als Auslöser zentraler Belastungen wie Lärm und Feinstaubbe-

lastung haben Verkehrsmaßnahmen, zum Beispiel zur Verkehrslenkung und  

-beruhigung, eine große Bedeutung für die benachteiligten Quartiere. Neue 

Konzepte zur Mobilität, zum Beispiel zum Radverkehr, zu Sharing- oder  

E-Mobility-Ansätzen können ebenfalls zur Problemlösung beitragen. Da Ver-

kehrsmaßnahmen vielfach eine stadtweite Dimension haben oder je nach 

Einstufung auch den Bundesbehörden unterliegen, gestaltet sich der Einfluss 

der Quartiersebene mitunter schwierig. Aufgrund der großen Bedeutung für 

mehr Umweltgerechtigkeit wird aber die partielle Zusammenarbeit für quar-

tiersbezogene Maßnahmen empfohlen.  

 

Forschungsergebnisse bekannt und nutzbar machen 

Inzwischen gibt es im Zusammenhang mit Umweltgerechtigkeit etliche Stu-

dien, die sich unterschiedlichen Aspekten widmen. Darüber hinaus liefern 

Forschungen aus einzelnen Fachbereichen wichtige Erkenntnisse für die 
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Wirkzusammenhänge zwischen Umwelt, Gesundheit und sozialer Lage. Die-

se gilt es, auf allen Ebenen zielgruppengerecht an unterschiedliche Akteure 

zu bringen und diese bei der Implementierung des Wissens in die Praxis zu 

unterstützen. Das kann durch Veröffentlichungen oder Veranstaltungen, Wei-

terbildungen, Arbeitskreise oder gezielte Kooperationen mit der Wissenschaft 

erfolgen. Der bundesweite Kongress zur Umweltgerechtigkeit in der Sozialen 

Stadt hat gezeigt, dass ein fachübergreifender Austausch den Blick über die 

eigene Disziplin hinaus öffnet und für die Umsetzung von Maßnahmen zur 

Umweltgerechtigkeit anregen kann. 

 

5.2 Empfehlungen an Bund und Länder 

 

Gesundheits- und umweltbezogene Partnerprogramme zur Sozialen Stadt 

einführen 

Die Soziale Stadt ist ein Programm, das verschiedene Fördermittel und weite-

re Mittel unterschiedlicher Geber auf lokaler Ebene bündelt. Damit sollen die 

Städtebauförderungsmittel ergänzt werden, um die Quartiere zu stärken. Die 

Förderung über die Soziale Stadt ist dabei baulich-investiv ausgerichtet. So 

können sozial-integrative Maßnahmen der Gesundheitsförderung wie zum 

Beispiel Bewegungsangebote, Ernährungskurse oder Drogenprävention viel-

fach nicht finanziert werden, da sie nicht investiv ausgerichtet sind. Umwelt-

programme sind meist thematisch bezogen und haben keinen sozialräumli-

chen Fokus. An diesen Bereichen gilt es anzusetzen und Partnerprogramme 

aufzulegen, die die Förderkulissen der Sozialen Stadt in besonderer Weise 

berücksichtigen. Geeignete Maßnahmen zur Umweltgerechtigkeit können oft 

Maßnahmenbündel sein, bei denen die investive Förderung, zum Beispiel die 

Anlage einer Grünfläche, mit einer sozial-integrativen Maßnahme, zum Bei-

spiel Bewegungsangeboten auf der neuen Grünfläche, verknüpft werden. Mit 

einer Verschränkung von investiven mit sozial-integrativen Maßnahmen las-

sen sich perspektivisch sinnvolle Projekte zur Umweltgerechtigkeit finanzie-

ren. Das 2015 in Kraft getretene Präventionsgesetz ist ein Schritt in die richti-

ge Richtung und muss nun von den Krankenkassen ausgefüllt werden.  

 

5.3 Empfehlungen an die Länder 

 

Umweltgerechtigkeit als Querschnittsziel in die Förderrichtlinien der Länder 

aufnehmen 

Mit der Aufnahme der Umweltgerechtigkeit in die Verwaltungsvereinbarung 

zur Städtebauförderung 2016 ist bundesweit der Weg geebnet, um Umwelt-

gerechtigkeit in der Sozialen Stadt einen größeren Stellenwert beizumessen. 

Nun sind die einzelnen Länder gefragt, Umweltgerechtigkeit in ihre jeweiligen 

Förderrichtlinien aufzunehmen, um damit die Umsetzung von entsprechenden 

Maßnahmen in den Kommunen zu befördern. Wesentlich erscheint hierbei, 
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Umweltgerechtigkeit als Querschnittsziel auszuweisen, zum Beispiel in den 

Vorgaben für die integrierten städtebaulichen Entwicklungskonzepte.  

 

Arbeitshilfen zur Integration des Themas und interkommunalen Erfahrungs-

austausch anbieten 

Umweltgerechtigkeit ist für die Akteure der Sozialen Stadt in den Kommunen 

und Quartieren, die für die Umsetzung zuständig sind, vielfach ein neues 

Thema. Aufgrund seiner Komplexität und nicht selbst erklärenden Begrifflich-

keit erscheint es sinnvoll, zur Unterstützung der Akteure und zur Einführung 

von Verfahrensweisen auf Länderebene schriftliche Arbeitshilfen anzubieten. 

Beispiele für Projekte zur Umweltgerechtigkeit können dabei anschaulich 

gemacht, Kooperationsmöglichkeiten verdeutlicht und der neue Blick auf die 

bestehenden Zusammenhänge von Umweltqualität und Gesundheit erklärt 

werden. Im interkommunalen Erfahrungsaustausch können die Kommunen im 

Dialog voneinander lernen und den Umgang mit dem Thema sowie Lösungs-

ansätze diskutieren. Die Förderung des Themas über solche Angebote der 

Länder wird dem Ansatz der Umweltgerechtigkeit gerecht und verhilft der 

lokalen Ebene zu gelingenden Projektumsetzungen.  

 

5.4 Empfehlungen an die Kommunen 

 

Umweltgerechtigkeit in kommunale Leitbilder aufnehmen 

Kommunale Leitbilder dienen als Wegweiser für die künftige Stadtentwicklung 

und geben Handlungsorientierung für Verwaltung und Politik. Durch die Auf-

nahme von Umweltgerechtigkeit als Querschnittsziel in kommunale Leitbilder 

können diese erweitert werden, denn damit wird ein weiterer Baustein zur 

Herstellung gleichwertiger Wohn- und Lebensverhältnisse geliefert und ein 

Bekenntnis zu Umweltgerechtigkeit festgehalten. 

 

Umweltgerechtigkeit als Zielebene in die integrierten städtebaulichen Entwick-

lungskonzepte aufnehmen 

Die integrierten städtebaulichen Entwicklungskonzepte sind ein zentrales 

Instrument zur Umsetzung des Förderprogramms Soziale Stadt. Sie dienen 

als Grundlage für Lösungsstrategien und zu realisierende Maßnahmen in den 

Gebieten. Mit der Aufnahme von Umweltgerechtigkeit als Querschnittsziel in 

die Konzepte würden die Zusammenhänge von Umwelt, Gesundheit und 

sozialer Lage explizit in die Entwicklung von Maßnahmen einbezogen wer-

den. Die Ergebnisse der umwelt- und gesundheitsbezogenen Fachplanungen 

können in die Konzepte integriert werden. Es wird davon abgeraten, ein eige-

nes Handlungsfeld für Umweltgerechtigkeit einzuführen.  
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Umweltämter richten ihr Handeln vor allem an bestimmten Umweltmedien 

entsprechend ihrer Pflichtaufgaben aus. Demgegenüber sind für Gesund-

heitsämter meist verschiedene Zielgruppen, Krankheiten oder Hygienestan-

dards handlungsleitend. Für die Umsetzung von Umweltgerechtigkeit in der 

Sozialen Stadt und darüber hinaus in der Stadtentwicklung ist jedoch die 

sozialraumbezogene Ausrichtung unverzichtbar. Der in den Gesundheitsäm-

tern zum Teil projektbezogen verfolgte Settingansatz, der das Wohnumfeld 

beziehungsweise den Stadtteil betrifft und die Verhältnisprävention betont 

sowie die soziale und gebaute Umwelt als Determinanten von Gesundheit 

begreift, kann ein sozialraumbezogenes Handeln unterstützen. Die Umwelt-

ämter können sich am Schutzgut Mensch orientieren und darüber die ge-

sundheitsfördernden und -schädlichen Wirkungen gebietsbezogen und inte-

griert betrachten. Damit sind in beiden Ressorts Strukturen vorhanden, die ein 

Anknüpfen an eine Sozialraumorientierung möglich machen und über die 

lokale Ebene der Quartiersmanagements zusammengeführt werden können. 

Dadurch sind auch Voraussetzungen für ein kleinräumiges Monitoring ge-

schaffen. 

 

Kleinräumiges Monitoring zu gesundheitsrelevanten Umweltbelastungen auf-

bauen  

Eine fundierte Beurteilung von Mehrfachbelastungen kann nur durch die Auf-

nahme von Indikatoren zu gesundheitsrelevanten Umweltbelastungen auf 

kleinräumiger Ebene in die Monitoringsysteme der Kommunen erfolgen. Viele 

Kommunen verfügen über Monitoringsysteme, die für die Gebietsauswahl und 

die laufende Beobachtung der städtischen Teilräume genutzt werden. Um-

welt- und Gesundheitsdaten sind jedoch bisher in den Raumbeobachtungen 

wenig vertreten. Die Verfügbarkeit und der Aufwand für ihre Erhebung ist in 

den Kommunen zudem sehr unterschiedlich. Umweltdaten liegen oft in unter-

schiedlicher Maßstabsebene vor und Gesundheitsdaten sind auf unterschied-

lichen Gebietsebenen über die kommunale Gesundheitsberichterstattung 

oder die Schuleingangsuntersuchungen verfügbar. Eine Verzahnung dieser 

Daten mit den kommunalen Monitoringsystemen würde eine gute Datenbasis 

bilden, um die Problemlagen und Mehrfachbelastungen in den Quartieren 

adäquat abzubilden, damit darauf aufbauend lokale Lösungsansätze für mehr 

Umweltgerechtigkeit gefunden werden können.  

 

Akteursbündnisse mit Gesundheits- und Umweltakteuren bilden 

Die Umsetzung von Zielen und Maßnahmen der Umweltgerechtigkeit wird 

befördert, wenn es gelingt, Bündnisse mit lokalen Akteuren aus unterschiedli-

chen Themenbereichen zu schließen. Insbesondere die Bereiche Gesundheit 

und Umwelt sind gefragt. Auf lokaler Ebene können die Quartiersmanage-

ments die Akteure für Gesundheit und Umwelt identifizieren und einbinden. In 

den Stadtteilen sind Ärzte, Krankenkassen, Gesundheitszentren, Selbsthilfe-

gruppen und Sportvereine aktiv. Zudem sind Umwelt- und Naturschutzver-
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bände lokal organisiert und zum Teil bestehen Initiativen zu spezifischen 

Umweltthemen. Hier gilt es anzusetzen und die Akteure im Zusammenspiel 

ihrer Interessen für Umweltgerechtigkeit zu gewinnen. Durch die Bildung for-

meller Akteursbündnisse kann das Thema im politischen Raum ein größeres 

Gewicht erlangen. 

 

Umweltgerechtigkeit mit politischen Beschlüssen einfordern 

Umweltgerechtigkeit braucht neben den Initiativen aus Verwaltung und Zivil-

gesellschaft auch politische Unterstützung. Das Thema gewinnt im politischen 

Raum erst allmählich an Bedeutung. Mit dem Beschluss der Umweltminister-

konferenz vom Juni 2016 wurde ein erster Schritt zur größeren Bedeutung 

des Themas auf Bundes- und Länderebene getan. Wichtig erscheint, dass 

auch auf lokaler Ebene das Thema an Fahrt gewinnt und politische Beschlüs-

se zu mehr Umweltgerechtigkeit umgesetzt werden. Dazu muss die Politik 

den Mehrwert des Themas erkennen und eine entsprechende Verbesserung 

einfordern. Mit der Verbesserung der Umweltsituation in benachteiligten Ge-

bieten und einer auf sozialen und gesellschaftlichen Ausgleich bedachten 

Stadtentwicklung kann auch die Politik punkten.  
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Sehr geehrte Damen und Herren, 

mit dem vorliegenden Fragebogen bitten wir Sie um Ihre Mithilfe im Rahmen des Forschungsvorhabens 
"Umweltgerechtigkeit in der Sozialen Stadt". Ihre Erfahrungen und Empfehlungen sind eine wichtige Grundlage 
für die Situationsanalyse zur Umweltgerechtigkeit und für die Recherche guter Beispiele im Rahmen des 
Programms Soziale Stadt. Wir haben uns bemüht, den Bearbeitungsaufwand für Sie so gering wie möglich zu 
gestalten und gehen davon aus, dass er einen zeitlichen Umfang von 20 Minuten nicht überschreitet.   

Beim Konzept der Umweltgerechtigkeit wird der Zusammenhang von sozialer Lage, Umweltqualität und 
Gesundheit in den Blick genommen. Es geht darum, räumlich konzentrierte, gesundheitsrelevante 
Umweltbelastungen zu vermeiden bzw. zu reduzieren und einen gerechten Zugang zu Umweltressourcen zu 
ermöglichen. Besondere Relevanz hat dieser Zusammenhang für sozial benachteiligte Stadträume. Oft handelt 
es sich dabei um Programmgebiete der Sozialen Stadt. Bewohnerinnen und Bewohner sind dort in vielen Fällen 
stärker von Umweltbelastungen betroffen als in anderen Stadtgebieten, z.B. durch Lärmbelastungen, 
Luftverschmutzung oder fehlende attraktive Grünräume im Wohnumfeld.  

Das Programm Soziale Stadt stellt die integrierte Betrachtung von Problemlagen in den Mittelpunkt und führt 
verschiedene Handlungsfelder zusammen. So sind auch Themen wie Freiflächenversorgung, Gesund-
heitsförderung oder Verkehrsberuhigung oft wesentlicher Bestandteil der Ziele und der Projektumsetzung vor 
Ort, auch durch Bündelung mit weiteren Programmen und Initiativen. Diese Themen betreffen Aspekte der 
Umweltgerechtigkeit. Da dieser Ansatz aber bisher wenig verbreitet ist, werden die Themen vermutlich oftmals 
implizit verfolgt. Es soll daher untersucht werden, inwieweit Umweltgerechtigkeit bereits aufgegriffen wird und 
welche Perspektiven gesehen werden.  

Bitte senden Sie den Fragebogen bis zum 6. November 2015 an: k.jahnke@planergemeinschaft.de oder 

verabreden Sie mit uns einen Termin (Tel.: 030/ 885 914-53), damit wir die Befragung telefonisch durchführen 

können, falls Sie dies bevorzugen.  

 

Wir bedanken uns sehr für Ihre Mithilfe! 

 

1. Umweltgerechtigkeit in den Programmgebieten: Situationsbeschreibung 

Von Interesse ist, ob und wie das Thema Umweltgerechtigkeit – explizit und implizit – bisher in den 

Programmgebieten der Sozialen Stadt in Ihrem Bundesland aufgegriffen wird.  

 

1.1   

Dazu ist Ihre Einschätzung gefragt: Stimmen Sie den folgenden Aussagen zu?  

Bitte setzen Sie jeweils ein x und erläutern Sie ggf.  

Aussage ja nein k. A. Bemerkung  

Umweltgerechtigkeit ist in unserem Bundesland explizit ein Ziel in 
der Programmumsetzung der Sozialen Stadt. 

   
      

Umweltgerechtigkeit ist Bestandteil der Vorgaben zur Erstellung 
der integrierten städtebaulichen Entwicklungskonzepte. 

   
      

In der Sozialen Stadt werden bereits Maßnahmen explizit zur 
Verbesserung der Umweltgerechtigkeit umgesetzt. 

   
      

Es gibt zwar Projekte in der Sozialen Stadt, die im Sinne der 
Umweltgerechtigkeit wirken, jedoch nicht explizit mit diesem Ziel. 

   
      

Das Thema Umweltgerechtigkeit ist bei uns in anderen Ressorts 
angesiedelt. 

   
      

 

mailto:k.jahnke@planergemeinschaft.de
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1.2  

Spielen Umweltaspekte im Sinne gesundheitsrelevanter Umweltbelastungen und der Zugang zu 

Umweltressourcen bei der Auswahl der Programmgebiete in Ihrem Bundesland eine Rolle?  

Bitte setzen Sie ein x und erläutern Sie ggf. 

 Ja, und zwar mittels (z.B. Indikatoren):       

 Nein, weil:       

 nicht bekannt 

 

 

2.  Maßnahmen zur Umweltgerechtigkeit 

Aufgrund des integrierten Ansatzes der Sozialen Stadt können insbesondere Mehrzielprojekte und 

Maßnahmenbündel zur Verbesserung der Umweltgerechtigkeit wirksam werden, auch wenn dies nicht explizit 

mit der Zielvorgabe der Umweltgerechtigkeit geschieht.  

In welchen Handlungsfeldern kennen oder sehen Sie sinnvolle Ansätze zur Verbesserung der 

Umweltgerechtigkeit? Bitte kreuzen Sie alle zutreffenden Handlungsfelder an und in einem zweiten Schritt die 

aus Ihrer Sicht drei wichtigsten Handlungsfelder. Ergänzen Sie gern zusätzliche Handlungsfelder. 

 

Bitte setzen Sie jeweils ein x und ergänzen Sie ggf. 

Handlungsfeld zutreffend 3 wichtigste 

Grünflächenverbesserung   

Klimaschutz/ Klimaanpassung   

baulicher Lärmschutz   

Energetische Sanierung   

Verkehrsberuhigung /-lenkung   

Gesundheitsförderung   

Wohnen     

Bildung   

bürgerschaftliches Engagement   

weitere und zwar:       

 
  

 

 

3. Akteure und Kooperationen für Umweltgerechtigkeit 

Das Programm Soziale Stadt mit seinem integrierten Handlungsansatz bringt verschiedene Akteure für die 

Entwicklung und Umsetzung von Projekten in den Handlungsfeldern zusammen. Ressortübergreifendes 

Handeln und die Beteiligung lokaler Akteure sind Erfolgsfaktoren für eine nachhaltige Wirkung von Maßnahmen. 

Es soll eruiert werden, welche Akteure und Kooperationen derzeit die Verbesserung der Umweltgerechtigkeit 

verfolgen und welche perspektivisch hilfreich wären.  
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3.1 

Welche Akteure sehen Sie aktuell als wesentliche Impulsgeber für Umweltgerechtigkeit in der Sozialen Stadt 

auf Landes- bzw. regionaler Ebene? Bitte kreuzen Sie an (Mehrfachnennungen möglich) und ergänzen Sie 

bei Bedarf gern weitere Akteure.  

Bitte setzen Sie jeweils ein x und ergänzen Sie ggf. 

 Institution ggf. benennen 

 Landesministerien und Landesbehörden       

 Landespolitik, Parteien       

 Umweltverbände       

 Krankenkassen       

 Verbände der Wohnungswirtschaft       

 Wirtschaftsverbände oder -unternehmen        

 Energieversorger       

 Wohlfahrtsverbände und Stiftungen       

 zivilgesellschaftliche Initiativen       

 weitere, und zwar:             

 

3.2 

Welche Akteure sollten Ihrer Meinung nach künftig auf Länderebene stärker oder zusätzlich für die 

Verbesserung der Umweltgerechtigkeit in der Sozialen Stadt eingebunden werden?  

Bitte benennen Sie und erläutern Sie ggf. 

Akteure: 

       

 

 

4. Kosten und Mittelbündelung 

Die Programmmittel der Sozialen Stadt verteilen sich unterschiedlich auf einzelne Handlungsfelder. Es soll 

eruiert werden, welchen Stellenwert hinsichtlich der Förderkosten Maßnahmen einnehmen, die im Sinne der 

Umweltgerechtigkeit wirken und welche Ressourcen dafür mobilisiert werden. 

  

4.1 

An dieser Stelle bitten wir Sie um Ihre grobe Einschätzung: Wie hoch in etwa schätzen Sie den Anteil der 

Kosten von Fördermaßnahmen der Sozialen Stadt zur Verbesserung der Umweltgerechtigkeit im Verhältnis zu 

den Gesamtkosten aller Fördermaßnahmen der Sozialen Stadt in den Programmgebieten in Ihrem 

Bundesland? 

Bitte setzen Sie ein x. 

 

 bis 10%  >10 - 30%  >30 - 50%  über 50% 
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4.2 

Wurden zusätzlich zur Umsetzung von Maßnahmen der Sozialen Stadt weitere Fördermittel aus anderen 

Programmen oder andere Mittel im Sinne der Umweltgerechtigkeit in den Programmgebieten eingesetzt (z.B. 

aus den Ressorts Umwelt, Gesundheit oder Stiftungen etc.)? 

Bitte setzen Sie ein x und benennen Sie ggf. 

 Ja, und zwar:       

 Nein 

 nicht bekannt 

 

5. Perspektiven 

Der Ansatz der Umweltgerechtigkeit ist bisher in Deutschland noch nicht so verbreitet. Es soll herausgearbeitet 

werden, was sich befördernd oder bremsend für die Verbesserung der Umweltgerechtigkeit durch das 

Programm Soziale Stadt auswirkt. 

  

5.1 

Sollte Umweltgerechtigkeit aus Ihrer Sicht zukünftig einen höheren Stellenwert innerhalb des Programms 

Soziale Stadt bekommen? Bitte begründen Sie Ihre Aussage. 

Bitte setzen Sie ein x und begründen Sie ggf. 

 Ja, weil:       

 Nein, weil:       

 nicht bekannt 

 

5.2 

Was müsste aus Ihrer Sicht getan werden, um Umweltgerechtigkeit in der Sozialen Stadt stärker zu befördern? 

Bitte bewerten Sie diesbezüglich die folgenden Maßnahmen hinsichtlich Ihrer Wichtigkeit. Ergänzen Sie bei 

Bedarf gern weitere Maßnahmen. 

Bitte setzen Sie jeweils ein x und ergänzen Sie ggf. 

Maßnahme 
sehr 

wichtig 
wichtig nicht 

wichtig 

Umweltgerechtigkeit als Querschnittsziel in die Förderrichtlinien der Länder aufnehmen    

Umweltgerechtigkeit als Zielebene in die integrierten städtebaul. Entwicklungskonzepte aufnehmen    

Aufnahme der Umweltgerechtigkeit in kommunale Leitbilder    

Strukturen für ressortübergreifendes Handeln ausbauen    

Sozialraumorientierung in Umwelt- und Gesundheitsämtern stärken    

Einführung eines kommunalen Fachplans Gesundheit    

sozialräumliches Monitoring zu gesundheitsrelevanter Umweltbelastung     

Arbeitshilfen anbieten und Erfahrungsaustausch zum Thema Umweltgerechtigkeit fördern    

Umweltgerechtigkeit mit Beschlüssen einfordern    

Bildung von Akteursbündnissen mit Gesundheits- und Umweltakteuren    

Zivilgesellschaftliche Debatte zur Umweltgerechtigkeit befördern    

Einführung gesundheits- und umweltbezogener Partnerprogramme zur Sozialen Stadt    
weitere:       
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5.3 

Worin sehen Sie mögliche Hemmnisse für die stärkere Verankerung der Umweltgerechtigkeit im Programm 

Soziale Stadt?  

Bitte benennen Sie und erläutern Sie ggf. 

      

 

 

6. Empfehlung von guten Beispielen 

Ihre Kenntnis und Übersicht zur Programmumsetzung der Sozialen Stadt in den Kommunen sind für uns eine 

entscheidende Grundlage für die vertiefende Recherche zu guten Praxisbeispielen im Sinne der 

Umweltgerechtigkeit. Gelungene Beispiele können sowohl Fördermaßnahmen der Sozialen Stadt als auch 

Maßnahmen im Rahmen der Mittelbündelung in den Fördergebieten der Sozialen Stadt sein, die Aspekte der 

Umweltgerechtigkeit beinhalten. Wir bitten Sie, uns 3 Kommunen in Ihrem Bundesland zu benennen, in denen 

Sie gute Beispiele kennen oder vermuten. Sofern bekannt, geben Sie uns bitte Anhaltspunkte zu den 

Projektbeispielen. Bitte nennen Sie uns, wenn möglich, auch Ansprechpartnerinnen / Ansprechpartner. 

Bitte benennen Sie. 

Kommune Projektbeispiel, wenn bekannt Kontakt 

                  

                  

                  

 

 

Herzlichen Dank für Ihre Mitarbeit! 
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Sehr geehrte Damen und Herren, 

mit dem vorliegenden Fragebogen bitten wir Sie um Ihre Mithilfe im Rahmen des Forschungsvorhabens 
"Umweltgerechtigkeit in der Sozialen Stadt". Wir haben uns bemüht, den Bearbeitungsaufwand für Sie so gering 
wie möglich zu gestalten und gehen davon aus, dass er einen zeitlichen Umfang von 30 Minuten nicht 
überschreitet. 

Beim Konzept der Umweltgerechtigkeit wird der Zusammenhang von sozialer Lage, Umweltqualität und 
Gesundheit in den Blick genommen. Es geht darum, räumlich konzentrierte, gesundheitsrelevante 
Umweltbelastungen zu vermeiden bzw. zu reduzieren und einen gerechten Zugang zu Umweltressourcen zu 
ermöglichen. Besondere Relevanz hat dieser Zusammenhang für sozial benachteiligte Stadträume. Oft handelt 
es sich dabei um Programmgebiete der Sozialen Stadt. Bewohnerinnen und Bewohner sind dort in vielen Fällen 
stärker von Umweltbelastungen betroffen als in anderen Stadtgebieten, z.B. durch Lärmbelastungen, 
Luftverschmutzung oder fehlende attraktive Grünräume im Wohnumfeld.  

Bisher ist der Ansatz der Umweltgerechtigkeit wenig verbreitet. Daher ist zu vermuten, dass bisher Maßnahmen 
im Rahmen der Sozialen Stadt Umweltgerechtigkeit nicht explizit zum Ziel haben. Maßnahmen in den 
Bereichen Freiflächenversorgung, Gesundheitsförderung oder Verkehrsberuhigung etc. wirken jedoch im Sinne 
der Umweltgerechtigkeit, so dass dieser Ansatz bereits implizit verfolgt wird. Mit dieser Befragung soll 
untersucht werden, inwieweit Umweltgerechtigkeit im Programm Soziale Stadt bereits aufgegriffen wird – 
explizit oder implizit – und welche Perspektiven gesehen werden. 

Bitte senden Sie den Fragebogen bis zum 1. Dezember 2015 an: k.stelmacher@planergemeinschaft.de oder 
verabreden Sie mit uns einen Termin (Tel.: 030/ 885 914-61), damit wir die Befragung telefonisch durchführen 
können, falls Sie dies bevorzugen.  

Wir bedanken uns sehr für Ihre Mithilfe! 

Ihre Angaben: 

Kommune:       

Name und Kontakt:       

Programmgebiet(e)       

 

1. Umweltgerechtigkeit in den Programmgebieten: Situationsbeschreibung 

Von Interesse ist, ob und wie das Thema Umweltgerechtigkeit – explizit und implizit – bisher in den 

Programmgebieten der Sozialen Stadt in Ihrer Kommune aufgegriffen wird. 

1. 1  

Dazu ist Ihre Einschätzung gefragt: Stimmen Sie den folgenden Aussagen zu? Bitte führen Sie in der 

Bemerkungsspalte auf, falls Ihre Einschätzung bezüglich einzelner Programmgebiete unterschiedlich ausfällt.  

Bitte setzen Sie jeweils ein x und erläutern Sie ggf.  

Aussage ja nein k. A. Bemerkung  

Umweltgerechtigkeit ist explizit ein Ziel in der 
Programmumsetzung der Sozialen Stadt. 

         

Umweltgerechtigkeit ist Bestandteil der Vorgaben zur Erstellung 
der integrierten städtebaulichen Entwicklungskonzepte. 

         

In der Sozialen Stadt werden bereits Maßnahmen explizit zur 
Verbesserung der Umweltgerechtigkeit umgesetzt. 

         

Es gibt zwar Projekte in der Sozialen Stadt, die im Sinne der 
Umweltgerechtigkeit wirken, jedoch nicht explizit mit diesem Ziel. 
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Das Thema Umweltgerechtigkeit ist bei uns in anderen Ressorts 
angesiedelt 

   
und zwar:       

 

1.2 

Spiel(t)en Umwelt- und Gesundheitsaspekte bei der Auswahl der/des Programmgebiete(s) in Ihrer Kommune 

eine Rolle?  

Bitte setzen Sie ein x und erläutern Sie ggf. 

 Ja, und zwar mittels:       

 Nein, weil:       

 nicht bekannt 

 

1.3 

Werden in Ihrer Kommune Daten zur räumlichen Verteilung gesundheitsrelevanter Umweltbelastungen, zur 

Gesundheitssituation und zum Zugang zu Umweltressourcen erhoben? Bitte benennen Sie ggf. welche. 

Bitte setzen Sie ein x und benennen Sie ggf. 

 Ja, und zwar:       

 Nein (weiter mit Frage 2) 

 nicht bekannt (weiter mit Frage 2) 

 

1.4 

Ist das / sind die Programmgebiet(e) der Sozialen Stadt in Ihrer Kommune auch hinsichtlich Umwelt- und 

Gesundheitsfaktoren mehrfach belastet? Bitte führen Sie dies ggf. näher aus. 

Bitte setzen Sie ein x und erläutern Sie ggf. 

 Ja, und zwar:       

 Nein, weil:       

 nicht bekannt  

 

 

2.  Maßnahmen zur Umweltgerechtigkeit 

Aufgrund des integrierten Ansatzes der Sozialen Stadt können insbesondere Mehrzielprojekte und 

Maßnahmenbündel zur Verbesserung der Umweltgerechtigkeit wirksam werden, auch wenn dies nicht explizit 

mit der Zielvorgabe der Umweltgerechtigkeit geschieht.  

In welchen Handlungsfeldern kennen oder sehen Sie sinnvolle Ansätze zur Verbesserung der 

Umweltgerechtigkeit? Bitte kreuzen Sie alle zutreffenden Handlungsfelder an und in einem zweiten Schritt die 

aus Ihrer Sicht drei wichtigsten Handlungsfelder. Ergänzen Sie gern zusätzliche Handlungsfelder. 

Bitte setzen Sie jeweils ein x und ergänzen Sie ggf. 

Handlungsfeld zutreffend 3 wichtigste 

Grünflächenverbesserung   

Klimaschutz/ Klimaanpassung   

baulicher Lärmschutz   

Energetische Sanierung   

Verkehrsberuhigung /-lenkung   
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Handlungsfeld zutreffend 3 wichtigste 

Gesundheitsförderung   

Wohnen     

Bildung   

bürgerschaftliches Engagement   

weitere und zwar:       

 
  

 

 

3. Akteure und Kooperationen für Umweltgerechtigkeit 

Das Programm Soziale Stadt mit seinem integrierten Handlungsansatz bringt verschiedene Akteure für die 

Entwicklung und Umsetzung von Projekten in den Handlungsfeldern zusammen. Ressortübergreifendes 

Handeln und die Beteiligung lokaler Akteure sind Erfolgsfaktoren für eine nachhaltige Wirkung von Maßnahmen. 

Es soll eruiert werden, welche Akteure und Kooperationen derzeit die Verbesserung der Umweltgerechtigkeit 

verfolgen und welche perspektivisch hilfreich wären.  

 

3.1 

Welche Akteure sind aktuell als wesentliche Impulsgeber für Umweltgerechtigkeit in der Sozialen Stadt auf 

kommunaler Ebene? Bitte kreuzen Sie an (Mehrfachnennungen möglich) und ergänzen Sie bei Bedarf gern 

weitere Akteure.  

Bitte setzen Sie jeweils ein x und ergänzen Sie ggf. 

 Institution ggf. benennen 

 Ämter, und zwar (z.B. Umwelt, Stadtplanung)       

 Kommunalpolitik, Parteien       

 Umweltverbände       

 Krankenkassen       

 Verbände der Wohnungswirtschaft       

 Wirtschaftsverbände oder -unternehmen        

 Energieversorger       

 Träger der Wohlfahrtspflege und Stiftungen       

 zivilgesellschaftliche Initiativen       

 weitere, und zwar:             

 

3.2 

Welche Akteure sollten Ihrer Meinung nach künftig stärker oder zusätzlich für die Verbesserung der 

Umweltgerechtigkeit in der Sozialen Stadt eingebunden werden?  

Bitte benennen Sie und erläutern Sie ggf. 

Akteure: 
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4. Mittelbündelung 

Ziel der Sozialen Stadt ist es auch, verschiedene Mittel in den Programmgebieten zu bündeln. Es soll eruiert 

werden, welche zusätzlichen Mittel im Sinne der Umweltgerechtigkeit eingesetzt werden. 

 

Wurden zusätzlich zur Umsetzung von Maßnahmen der Sozialen Stadt weitere Fördermittel aus anderen 

Programmen (Bund, Land, Kommune) oder andere Mittel im Sinne der Umweltgerechtigkeit in den 

Programmgebieten eingesetzt (z.B. aus den Ressorts Umwelt, Gesundheit oder von Stiftungen etc.)? 

Bitte setzen Sie ein x und benennen Sie ggf. 

 Ja, und zwar:       

 Nein 

 nicht bekannt 

 

 

5. Umweltgerechtigkeit in den Programmgebieten: Perspektiven 

Der Ansatz der Umweltgerechtigkeit ist bisher in Deutschland noch nicht sehr verbreitet. Es soll 

herausgearbeitet werden, was sich befördernd oder bremsend für die Verbesserung der Umweltgerechtigkeit 

durch das Programm Soziale Stadt auswirkt. 

 

5.1 

Sollte Umweltgerechtigkeit aus Ihrer Sicht zukünftig einen höheren Stellenwert innerhalb des Programms 

Soziale Stadt bekommen? Bitte begründen Sie Ihre Aussage.  

Bitte setzen Sie ein x und begründen Sie ggf. 

 Ja, weil:       

 Nein, weil:       

 nicht bekannt 

 

5.2 

Was müsste aus Ihrer Sicht getan werden, um Umweltgerechtigkeit in der Sozialen Stadt stärker zu befördern? 

Bitte bewerten Sie diesbezüglich die folgenden Maßnahmen hinsichtlich Ihrer Wichtigkeit. Ergänzen Sie bei 

Bedarf gern weitere Maßnahmen. 

Bitte setzen Sie jeweils ein x und ergänzen Sie ggf. 

Maßnahme 
sehr 

wichtig 
wichtig nicht 

wichtig 

Umweltgerechtigkeit als Querschnittsziel in die Förderrichtlinien der Länder aufnehmen    

Umweltgerechtigkeit als Zielebene in die integrierten städtebaul. Entwicklungskonzepte aufnehmen    

Aufnahme der Umweltgerechtigkeit in kommunale Leitbilder    

Strukturen für ressortübergreifendes Handeln ausbauen    

Sozialraumorientierung in Umwelt- und Gesundheitsämtern stärken    

Einführung eines kommunalen Fachplans Gesundheit    

sozialräumliches Monitoring zu gesundheitsrelevanter Umweltbelastung     

Arbeitshilfen anbieten und Erfahrungsaustausch zum Thema Umweltgerechtigkeit fördern    

Umweltgerechtigkeit mit Beschlüssen einfordern    
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Bildung von Akteursbündnissen mit Gesundheits- und Umweltakteuren    

Zivilgesellschaftliche Debatte zur Umweltgerechtigkeit befördern    

Einführung gesundheits- und umweltbezogener Förderprogramme in Ergänzung zur Sozialen Stadt    
weitere:       
    

 

 

5.3 

Worin sehen Sie mögliche Hemmnisse für die stärkere Verankerung der Umweltgerechtigkeit im Programm 

Soziale Stadt?  

Bitte benennen Sie und erläutern Sie ggf. 

      

 

 

 

Bitte weiter auf der nächsten Seite.
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6. Umweltgerechtigkeit in den Programmgebieten: gute Projektbeispiele  

Bitte nennen Sie uns ein besonders gelungenes Projektbeispiel aus Ihrer Kommune, das – explizit oder implizit – zur Verbesserung der Umweltgerechtigkeit beigetragen hat/beiträgt. 

Soweit Ihnen möglich, bitten wir Sie, dieses Projekt anhand folgender Merkmale kurz zu beschreiben. Herr/ Frau …. hatte im Rahmen der Befragung der Länder im Zusammenhang 

der Empfehlung Ihrer Kommune auch bereits ein konkretes Projektbeispiel benannt und zwar…………………………. Falls Sie diese Einschätzung teilen, bitten wir Sie, dieses 

Beispiel hier zu beschreiben. Jedoch können Sie an der Stelle ebenso ein aus Ihrer Sicht noch wirksameres Projekt (oder mehrere) aufführen und erläutern. 

Wir freuen uns, wenn Sie uns zusätzliches Material zu dem/den Projekt(en) senden (z.B. Projektbeschreibung, Dokumentation, Evaluation). Ihre Angaben sind eine entscheidende 

Grundlage für unsere vertiefende Recherche zu guten Beispielen. 

 

Titel Projektbeispiel:       

im Programmgebiet:       

Handlungsfeld/er Ziele Zeitraum Kosten Beteiligte Wirkung für Umweltgerechtigkeit/ Erfolge Kontakt 

            

 

 

                  

 

            

 

Titel Projektbeispiel:       

im Programmgebiet:       

Handlungsfeld/er Ziele Zeitraum Kosten Beteiligte Wirkung für Umweltgerechtigkeit/ Erfolge Kontakt 

            

 

 

                  

 

            

 

Herzlichen Dank für Ihre Mitarbeit! 
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